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A. Bericht des Abgeordneten Kramei 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat den Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Ar- 
tikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen in 
seiner 129. Sitzung vom 26. Oktober 1960 feder- 
führend dem Ausschuß für Inneres und mitberatend 
dem Haushaltsausschuß überwiesen. Der Ausschuß 
für Inneres hat sich mit dem Entwurf in seiner 
Sitzung vom 7, November 1960 befaßt und eine be- 
sondere Arbeitsgruppe für die Vorbereitung seiner 
Beschlüsse gebildet. Die Arbeitsgruppe, die aus Ver- 
tretern aller Fraktionen bestand, hat lin mehreren 
Sitzungen den Entwurf eingehend durchgearbeitet 
und zu ihm eine Reihe von Empfehlungen be- 
schlossen. In seiner Sitzung am 8. und 9. Juni 1961 
hat der Innenausschuß den Entwurf mit den dazu 
gefaßten Empfehlungen der Arbeitsgruppe beraten 
und den Entwurf in der Sitzung vom 15. Juni 1961 
in dritter Lesung verabschiedet. Der Haushaltsaus- 
schuß hat ihm am gleichen Tage zugestimmt. 

Der Entwurf der Dritten Novelle zum G 131 be- 
inhaltet als teine sehr wesentliche Regelung den Ab- 
schluß der Unterbringung. Die am 30. September 
1961 im öffentlichen Dienst laufbahnentsprechend 
wiederverwendeten Beamten z. Wv. und ihnen 
gleichzubehandelnde Personen sind nach dieser 
Regelung, die an das Vorbild des für den Bundes- 
bereich geltenden bisherigen § 18 b anknüpft, von 
ihren Dienstherren in ein gleichwertiges Amt zu über- 
nehmen oder — wobei es sich um eine echte Alter- 
native handelt — unter Übernahme in ein anderes 


Amt ihrer früheren oder gleichwertigen Laufbahn 
oder Bielassung in einem ^solchen fiLnanziiell so zu 
stellen wie bei Unterbringung in einem nach § 19 
des Gesetzes gleichwertigen Amt. Hierzu gewährt 
der Bund oder der an seiner Stelle nach dem G 131 
zuständige Träger der Versorgungslast Zuschüsse an 
den Dienstherrn, und zwar auch über den Eintritt 
des Versorgungsfalles in dem neuen Dienstverhält- 
nis hinaus. Beamte z. Wv. und ihnen gleichzubehan- 
delnde Personen, die am 30. September 1961 ^icht 
im öffentlichen Dienst wiederverwendet sind oder 
im öffentlichen Dienst unterhalb ihrer früheren Lauf- 
bahn beschäftigt werden, treten mit Ablauf des ge- 
nannten Tages in den Ruhestand {§ 35 Abs. 1 in der 
Fassung des Artikels I Nr. 12 Buchstabe a) oder gel- 
ten bei Nichterfüllung der Voraussetzungen des § 5 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes als entlassen (§ 35 Abs. 2 
in der Fassung des Artikels I Nr. 12 Buchstabe b). 
Entsprechendes gilt auch für die ihnen gleichzube- 
handelnden früheren Berufssoldaten, berufsmäßigen 
Angehörigen des ehemaligen Reichsarbeitsdienstes 
und an der Unterbringung (§ 52 des Gesetzes) teil- 
nehmenden Angestellten und Arbeiter. Für die ehe- 
maligen Berufsunteroffiziere und unteren Reichs- 
arbeitsdienstführer mit einer Dienstzeit von zwölf 
oder mehr Jahren ist noch eine besondere Regelung 
hinsichtlich ihrer Übernahme in die Beamtenlauf- 
bahn getroffen (Artikel I Nr. 45 §§ 71 h bis 71 k). 
Außerdem ist eine besondere Übergangsregelung 
auch für diejenigen an dem genannten Zeitpunkt im 
öffentlichen Dienst unterhalb ihrer Laufbahn be- 
schäftigten Beamten zur Wiederverwendüng und 
ihnen für die Anwendung des bisherigen § 20 Abs. 3 
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gleichbehandelten Personen vorgesehen, die von 
ihren Dienstherren auf Grund deren Entschlusses 
noch bis zum 31. Dezember 1956 in ein gleichwer- 
tiges Amt übernommen oder jedenfalls finanziell 
so wie bei einer solchen Übernahme gestellt werden 
(Artikel II § 3). In dieser Vorschrift ist auch in An- 
lehnung an den bisherigen § 20 Abs. 3 des Gesetzes 
der Schutz in dem Arbeitsplatz geregelt. Für die 
unter Kapitel II des Gesetzes fallenden Personen 
und Dienstherren gelten die vorstehend dargelegten 
Regelungen entsprechend. — Mit diesem Abschluß 
der Unterbringung werden die bisherigen Unter- 
bringungsvorschriften aufgehoben und die Unter- 
bringungspflicht der Dienstherren beendet. 

Außerdem enthält der Entwurf eine Reihe von 
Änderungen des Gesetzes, die mit dem Abschluß der 
Unterbringung im Zusammenhang stehen, sowie 
Änderungen, die ln sonstiger Beziehung die bisheri- 
gen Regelungen des Gesetzes verbessern. 

Eine der wesentlichsten dieser Verbesserungen ist 
die in Übereinstimmung mit der von der Bundes- 
regierung vertretenen Auffassung vorgenommene 
erhebliiche Milderung des Beförderungsschnitts. Die- 
ser ist, wie das Bundesverfassungsgericht in seinem 
Beschluß vom 14. Juni 1960 — BvL 7/60 — festgestellt 
hat, im Rahmen des G 131 nicht verfassungswidrig, 
wie dies auch in dem ihm zugrunde liegenden Vor- 
lagebeschluß des Bundesverwaltungsgerichts vom 
25. April 1957 — BVerwG E S S. 39 — zum Aus- 
druck gebracht worden ist. Nach der nunmehr in 
§ 31 des Entwurfs (Artikel I Nr. 10 a) vorgesehenen 
Regelung sind Gegenstand der Überprüfung nach die- 
ser Vorschrift nur noch die Beförderungen zwischen 
dem 30. Januar 1933 und 8. Mai 1945. Die in der Zeit 
der Weimarer Republik erfolgten Beförderungen 
scheiden also als Gegenstand einer solchen Über- 
prüfung aus. Die Milderungen gegenüber der bis- 
herigen Regelung bestehen darin, daß bei denjenigen 
Personen, die wegen Dienstunfähigkeit infolge von 
Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschädi- 
gung, die isie isich ohne grobes Verschulden bei Aus- 
übung oder aus Veranlassung des Dienstes zuge- 
zogen haben, in den Ruhestand getreten sind, die 
Zeit bis zur Vollendung des fünfundsechzigsten 
Lebensjahres hinzugerechnet wird, während bisher 
bei Anwendung des §110 BBG im G 131 nur die Zeit 
bis zum 8. Mai 1945 angerechnet wurde. Abgesehen 
hiervon wird allgemein außer den nach dem Sechs- 
jahresturnus zu berücksichtigenden Beförderungen 
eine weitere der s. Z. erfolgten Beförderungen zu- 
sätzlich berücksichtigt. In diese Milderung des Beför- 
derungsschnitts 'sind auch diiejienigen Personen ein- 
bezogen, die bereits vor Inkrafttreten des jetzt 
vorgesehenen § 31 in den Ruhestand getreten sind 
(§ 35 Abs. 1) sowie diejenigen, die nach der bis- 
herigen lin § 110 BBG enthaltenen, jedoch nicht nach 
der milderen Regelung des im Entwurf vorgesehe- 
nen § 31 des Gesetzes entsprechend (§ 19) wieder- 
verwendet sind (Artikel II § 1 Abs. 2 des Entwurfs). 

Weiter sind dn der Vorlage die Voraussetzungen 
für die Familienzusammenführung (§ 4 b des Ge- 
setzes) erweitert worden, wobei eine besondere 
Bedeutung hat, daß nach dem Vorschlag des Aus- 
schusses das Mindestlebensalter für die Familien- 


zusammenführung vom siebzigsten auf das fünfund- 
sechzigste Lebensjahr herabgesetzt werden soll. 
Außerdem wird der bei Familienzusammenführung 
zu gewährende Unterhaltsbeitrag erhöht (Artikel I 
Nr. 5). 

Ferner wird die bisher für Spätestheimkehrer 
(Entlassung aus Kriegsgefangenschaft nach dem 
1. September 1953) geltende Regelung (§ 35 Abs. 3 
bisheriger Satz 3 des Gesetzes) auf den Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des G 131 vorverlegt und außer- 
dem die Entlassung aus Gewahrsam einer ausländi- 
schen Macht außerhalb des Bundesgebietes oder 
Gewahrsam in der sowjetisch besetzten Zone (§ 37 b 
Abs. 2,4 des Gesetzes) der Entlassung aus Kriegs- 
gefangenschaft gleichgestellt (vgl. z. B. Artikel I 
Nr. 16 bis 19, 28). Schließlich können bei dem nach 
§ 35 Abs. 1 des Gesetzes erfolgenden Eintritt in den 
Ruhestand auch gewisse andere Beschäftigungs- 
zeiten nach dem 8. Mai 1945 berücksichtigt werden, 
die sonst bei Beamten als Vordienstzeiten eine 
Berücksichtigung finden können. Darüber hinaus 
werden Beschäftigungszeiten nach dem 8. Mai 4945 
im öffentlichen Dienst nunmehr nicht nur auf die 
ruhegehaltfähige Dienstzeit angerechnet, sondern 
auch bei der Bemessung der dem Ruhegehalt nach 
dem G 131 zugrunde zu legenden ruhegehaltfähigen 
Dienstbiezüge (Aufsteigen in den Dienstalterisstufen) 
und bei der Anwendung des § 109 Abs. 1 BBG im 
Rahmen des G 131 berücksichtigt. Die Regelung 
wirkt sich u. a. auch bei den Westberliner Eisen- 
bahnern, deren Situation dm Innenausschuß ein- 
gehend erörtert worden ist, aus. 

Die vorstehenden Verbesserungen für die Be- 
amten z. Wv. und ihnen gleichzubehandelnden Per- 
sonen gelten für die früheren Berufssoldaten, berufs- 
mäßigen Angehörigen des Reichsarbeitsdienstes 
sowie Angestellten und Arbeiter des öffentlichen 
Dienstes entsprechend. Bei den früheren berufs- 
mäßigen Angehörigen des ehemaligen Reichsarbeits- 
dienstes ist außerdem vorgesehen, daß sie durch 
eine berufsmäßige Zugehörigkeit zum Freiwilligen 
Arbeitsdienst seit 1. Juli 1934, zu welchem Zeitpunkt 
dieser aus dem Bereich des Reichsarbedtsministe- 
riums und der Arbeitslosenfürsorge herausgelöst 
und auf das Reichsministerium des Innern über- 
geleitet wurde, den Eintritts Stichtag des 8. Mai 1935 
erfüllen. Schließlich ist hinsiichtlich der früheren 
Berufsunteroffiziere und unteren Reichsarbeits- 
dienstführer mit zwölf und mehr Dienstjahren noch 
hervorzuheben, daß die ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge auf Antrag so bemessen werden, wie wenn 
sie am 8. Mai 1945 oder bei früherem Eintritt des 
Versorgungsfalles zu diesem Zeitpunkt nach Maß- 
gabe der bestandenen Wehrmachtfachschulprüfungen 
Militäranwärter oder Anwärter des ehemaligen 
Reichsarbeitsdienstes geworden wären. Für frühere 
Berufsunteroffiziere und untere Reichsarbeitsdienst- 
führer mit einer Dienstzeit von mindestens zehn, 
aber noch nicht zwölf Jahren, ist die Gewährung 
eines Entlassungsgeldes in Höhe von dreitausend DM 
(Artikel I Nr. 29 Buchstabe c des Entwurfs) vorge- 
sehen. Die nach dem bisherigen § 71 b des Gesetzes 
gezahlten Beträge werden auf dieses Entlassungs- 
geld nicht angerechnet (Artikel II § 10 Abs. 1 des 
Entwurfs). 
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Angestellte und Arbeiter, die am 8. Mai 1945 eine 
Dienstzeit von mindestens fünfzehn Jahren nach 
dem am 31. März 1938 für sie geltenden Recht abge- 
leistet und das vierzigste Lebensjahr vollendet 
hatten, werden in die Regelung des § 52 b (Über- 
gangsbezüge) einbezogen. An der Unterbringung 
noch teilnehmende oder auf die Pflichtanteile (§§ 12, 
13 der bisherigen Fassung des Gesetzes) anrechen- 
bare Angestellte und Arbeiter, die also nicht ent- 
sprechend wiederverwendet sind und bei denen u. a. 
auch der die Teilnahme an der Unterbringung oder 
die Anrechenbarkeit beendende Viersicherungsfall 
noch nicht eingetreten ist, erhalten nach dem vom 
Ausschuß eingefügten § 52 c (Artikel I Nr. 27 a), 
wenn sie eine mindestens zehnjährige Dienstzieit 
nach dem am 8. Mai 1945 für sie geltenden Recht 
abgeleistet haben und keinen Anspruch auf Versor- 
gungsH(Ubergangs-) Bezüge haben, ein Entlassungs- 
geld, falls isie nicht zu einer Wiederverwendung als 
Angestellter oder Arbeiter im öffentlidien Dienst 
von mindestens einjähriger Dauer oder als Beamter, 
Berufssoldat oder Soldat auf Zeit gelangt siind. Das 
Entlassungsgeld staffelt sich je nach der Zugehörig- 
keit zu einer der dn § 52 c bezeichneten drei Grup- 
pen von eiintausend bis zweitausend DM. Eine An- 
rechnung nach dem bisherigen § 71 b erhaltener Be- 
träge findet auch hier nicht statt. 

Den nach § 61 des Gesetzes zur Versorgung der 
verdrängten Dienstangehörigen der ihnen entspre- 
chenden Einrichtungen verpflichteten Aufnahmeein- 
richtungen im Bundesgebiet kann nach der in Ar- 
tikel I Nr. 34 Buchstabe a der Vorlage vorgesehenen 
Änderung des § 61 Abs. 1 an Stelle des bisher vor- 
gesehenen Ausgleichs durch volle oder teilweise 
Befreiung von der allgemeinen Unterbringungs- 
pflicht, die mit der Aufhebung der Unterbringung 
entfällt, eine Erstattung der von ihnen für den 
genannten Personenkreis zu erbringenden Versor- 
gungsaufwendungen bis zu zwanzig vom Hundert 
aus Bundesmittelin gewährt werden. 

Die Anlage Azu§2G131 ist durch die Aufnahme 
von weiteren fünf Einrichtungen ergänzt worden, 
wobei der Ausschuß an den bisher hierfür geltenden 
Grundsätzen festgehalten hat. 

Der Ausschuß ist der Meinung, daß mit diesem 
Gesetz im weiten Umfang sehr drängende Probleme 
ihre Lösung gefunden haben. Hierbei ist auch zu 
berücksichtigen, daß sich für den von Kapitel I und 
§ 62 G 131 erfaßten Personenkreis weitere Verbesse- 
rungen aus den Änderungen des Bundesbeamten- 
gesetzes und Bundesbesoldungsgesetzes (Drucksachen 
2851, 2888) ergeben. 


II. Im einzelnen 

Soweit der Ausschuß der Regierungsvoirlage ge- 
folgt ist, ist hinsichtlich der einzelnen Vorschriften 
auf die Begründung der Regierungsvorlage zu ver- 
weisen. Im nachfolgenden werden nur diejenigen 
Vorschriften, die der Ausschuß geändert oder er- 
gänzend eingefügt hat, behandelt. Soweit es sich um 
redaktionelle Anpassungen handelt, die mit anderen 
Änderungen oder Ergänzungen von Vorschriften des 


Gesetzes Zusammenhängen oder mit dem nunmehr 
festgelegten Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vor- 
schriften dieses Änderungsgesetzes, bedarf es inso- 
weit keiner besonderen Ausführungen. Die Aus- 
führungen beschränken sich daher auf die wesent- 
lichen Änderungen und Einfügungen. 

A r t i k le 1 I 

Zu Nr. 2 a 

Nach § 3 Satz 1 Nr. 6 des Gesetzes sind diejenigen 
zum Personenkreis des Kapitels I des G 131 gehören- 
den Personen von Rechten nach Kapitel I ausge- 
schlossen, die in den Dienst eines ausländischen 
Staates leingetreten sind oder eintreten. Durch Nr. 2 a 
werden in diese Regelung auch diejenigen Personen 
einbezogen, die Staatsangehörige eines ausländi- 
schen Staates sind oder werden und Anspruch auf 
eine Versorgung nach dortigen beamtenrechtlichen 
Grundsätzen haben oder erlangen, die der nach die- 
sem Gesetz zu berücksichtigenden Rechtsstellung 
vergleichbar ist. 

Zu Nr. 3 

Die im letzten Satz enthaltene Ergänzung der 
Regierungsvorlage beseitigt Unstimmigkeiten der 
Auslegung und stellt klar, daß auch eine Verlegung 
des Wohnsitzes oder dauernden Aufenthaltes in ein 
zum damaligen Reichsgebiet gehörendes Gebiet, das 
jetzt Ausland ist, für die Einbeziehung in § 4 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe c in Betracht kommt. 


Zu Nr. 5 

In Buchstabe b Satz 1 Halbsatz 1 werden die Vor- 
aussetzungen für eine Familienzusammenführung 
Über die Regierungsvorlage hinaus dadurch er- 
weitert, daß ©ine isolche bereits nach Vollendung 
des fünfundsechzigsten und nicht wie bisher des 
siebzigsten Lebensjahres berücksichtigt wird. 

Zu Nr. 9 

Die Änderung in Buchstabe a vorletzter Satz trägt 
der Ersetzung des § 110 BBG durch den nunmehr 
wieder im Gesetz iselbst vorgesehenen § 31 (vgl. 
Nr. 10 a) Rechnung. 

Zu Nr. 10 

Die Einfügung des § 181 b des Bundesbeamten- 
gesetzes beruht auf seiner dortigen Neuschaffung. 
Die Streichung des Halbsatzes 2 in § 29 Abs. 1 Satz 1 
erfolgt, weil die Regelung jetzt in § 31 des Gesetzes 
und zwar, wie bereits in Abschnitt „Allgemeines" 
erwähnt ist, lin gemilderter Form aufgenommen wird. 
— Die in Buchstabe b Satz 1 vorgenommene Ein- 
fügung stellt sicher, daß auch Unfälle berücksichtigt 
werden, die die als Beamte auf Widerruf wiederver- 
wendeten Ruhestandsbeamten in der Wiederver- 
wendung erlitten haben. Satz 2 trägt dem Umistand 
Rechnung, daß bei einigen früheren Beamtenlauf- 
bahnen (Später eine Umwandlung in Soldatenlaiif- 
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bahnen erfolgt war, und läßt die Berücksichtigung 
dortiger Verwendungen im Rahmen des § 29 Abs. 3 
Satz 2 Halbsatz 1 zu. 


Zu Nr. 10 

Hinsichtlich dieser die Berücksichtigung von Be- 
förderungen aus der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 
8. Mai 1945 regelnden Vorschrift ist auf das bereits 
im Abschnitt „Allgemeines" hierzu Ausgeführte zu 
verweisen. 


Zu Nr. 12 

Die in Buchstabe c erfolgende Streichung des bis- 
herigen Satzes 3 in § 35 Abs. 3 des Gesetzes ent- 
spricht einer Empfehlung des Bundesrates. In dem 
nachfolgenden Satz wird, ebenfalls einer Empfeh- 
lung des Bundesrates entsprechend, die volle An- 
rechnung einer Beschäftigungszeit im öffentlichen 
Dienst nach dem 8. Mai 1945 bei der Bemessung der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge (Aufsteigen in den 
Dienstaltersstufen des u. a. gemäß § 31 zugrunde 
zu legenden Amtes) und bei Anwendung des § 109 
Abs. 1 BBG bestimmt. Die Geltungsdauer der im 
Buchstaben d enthaltenen Anrechnungsvorschrift 
soll nach der Vorlage des Ausschusses bis zum 
31. Dezember 1965 begrenzt werden, welcher Zeit- 
punkt auch in anderem Zusammenhang von Be- 
deutung ist (Artikel II § 3, Artikel III § 4). 


Zu Nr. 13 

Die Änderung im Buchstaben b bezieht den neu- 
geschaffenen .§ 181 b ides Bundesbeamtengesetzes 
ein und paßt im übrigen den dort bezeichneten 
Zeitpunkt an das nunmehrige Inkrafttreten dieses 
Änderungsgesetzes an. 


Zu Nr. 15 

In Satz 3 der Nr. 15 wird der bisherige Zeitpunkt 
für Spätestheimkehrer (1. September 1953) in An- 
passung an die in § 37 b geltende Regelung auf 
den 1. April 1951 (Inkrafttreten des G 131 im Bun- 
desgebiet) vorverlegt und der Entlassung aus 
Kriegsgefangenschaft die Entlassung aus Gewahr- 
sam einer ausländischen Macht außerhalb des Bun- 
desgebietes oder Gewahrsam in der sowjetisch be- 
setzten Zone (§ 37 b Abs. 2, 4) gleichgestellt. 


Zu Nr. 16 

Die Einfügungen in Buchstabe a gegenüber der 
Regierungsvorlage entsprechen Empfehlungen des 
Bundesrates. Die Einfügung in Buchstabe b (§ 37 b 
Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2) ist vorgenommen wor- 
den, um durch Rückbeziehung von Anträgen von 
Heimkehrern die sich aus etwa verspätet erfolgen- 
der Antragstellung ergebenden Nachteile auszu- 
schließen. Die Änderung in Buchstabe c dient der 
textlichen Vereinfachung. 


Zu Nr. 17 

Die Änderungen haben redaktionelle Bedeutung, 
woibei an idieser Stelle erwähnt sei, daß dann, wenn 
in dem Dritten Änderungsgesetz der Klammer- 
zusatz „(§ 37 b Abs. 1, 4)" oder „(37 b Abs. 2, 4)" 
oder „(§ 37 b Abs. 1, 2, 4)" verwendet ist, es sich 
um eine Kriegsgefangenschaft oder einen Gewahr- 
sam handelt, die an dem nach § 37 b maßgebenden 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes (im Bun- 
desgebiet 1. April 1951) bestanden haben müssen. 
Soll dagegen nur die Kriegsgefangenschaft oder die 
Art des Gewahrsams bezeichnet werden, .ohne daß 
es darauf ankommt, ob sie an dem genannten Zeit- 
punkt bestanden haben, so wird in diesen Fällen, 
wenn nicht eine besondere Bestimmung getroffen 
ist, von Kriegsgefangenschaft oder einem „Gewahr- 
sam der in § 37 b Abs. 1, 4 (oder Abs. 2, 4) bezeich- 
neten Art" gesprochen. Hierbei ist davon ausge- 
gangen, daß eine Kriegsgefangenschaft nach dem 
1. April 1951 nicht mehr entstanden sein wird. 

Zu Nr. 18 

Die Änderung in Buchstabe a entspricht einer 
Empfehlung des Bundesrates und hängt mit der 
von ihm angeregten Streichung des bisherigen Sat- 
zes 3 in § 35 Abs. 3 (Nr. 12 Buchstabe c) zusammen. 

Zu Nr. 19 

Die Änderung in Buchstabe a trägt ebenfalls der 
Streichung des bisherigen Satzes 3 in § 35 Abs. 3 
Rechnung. Die Änderungen in Buchstabe b dienen 
der Verdeutlichung. 

Zu Nr. 20 

Die Änderung in Buchstabe a hat redaktionelle 
Bedeutung; auf das zu Nr. 17 Ausgeführte wird 
Bezug genommen. Der neu eingefügte Buchstabe c 
berücksichtigt die Neuschaffung des § 181 b im 

Bundesbeamtengesetz. 

Zu Nr. 21 

Die Änderungen haben redaktionelle Bedeutung, 
indem sie den nunmehr vorgesehenen Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Gesetzes, die Ersetzung des 
§ HO BBG durch den § 31 des Gesetzes sowie die 
Streichung des § 81 des Gesetzes (vgl. Artikel I 
Nr. 53) berücksichtigen. 

Zu Nr. 24 

Der neu eingefügte Buchstabe a hat redaktionelle 
Bedeutung. Die Änderung in Buchstabe b gegen- 
über der Fassung der Nummer 24 der Regierungs- 
vorlage trägt entsprechend der Empfehlung des 
Bundesrates der Streichung des bisherigen Satzes 3 
in § 35 Abs. 3 auch an dieser Stelle Rechnung. 

Zu Nr. 25 

Die in Buchstabe a Satz 2 vorgenommene Ergän- 
zung des § 51 Abs. 1 Satz 1 dient der Ausfüllung 
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einer Lücke, die nach in der Rechtsprechung ge- 
äußerter Ansicht im Gesetz besteht. 


Zu Nr. 27 

Der im Buchstaben a eingefügte letzte Satz be- 
zieht auch die Angestellten und Arbeiter, die am 
8. Mai 1945 das vierzigste Lebensjahr vollendet 
und nach dem am 31. März 1938 für sie geltenden 
Recht eine Dienstzeit von mindestens fünfzehn 
Jahren abgeleistet hatten, in die Gewährung von 
Übergangsbezügen nach § 52 b des Gesetzes ein. 


Zu Nr. 27 a 

Der in die Regierungsvorlage neu eingefügte 
§ 52 c sieht, wie bereits im Abschnitt „ Allgemeines“ 
hervorgehoben, die Zählung eines Entlassungs- 
geldes an Angestellte und Arbeiter vor. 


Zu Nr. 28 

Buchstabe a Satz 1 entspricht der auch an anderen 
Stellen des Gesetzes erfolgten Ersetzung des bis- 
herigen Zeitpunktes für Spätestheimkehr (1. Sep- 
tember 1953) durch Vorverlegung auf den 1. April 
1951 (Inkrafttreten des Gesetzes im Bundesgebiet), 
wie bereits im Abschnitt „Allgemeines" ausgeführt 
wurde. Im übrigen haben die Änderungen in Buch- 
stabe a redaktionelle Bedeutung. — 

In Buchstabe b Satz 1 werden die Folgerungen 
aus der durch Buchstabe a Satz 1 erfolgten Ände- 
rung des § 53 Abs. 1 Satz 1 gezogen. Satz 2 des 
Buchstaben b trägt 'der Einfügung des § 29 Abs. 3 
Satz 2 Halbsatz 2 Rechnung (Artikel 1 Nr. 10 Buch- 
stabe b Satz 2). Satz 3 des Buchstaben b ersetzt die 
Bezugnahme auf § 110 BBG durch die Bezugnahme 
auf § 31 des Gesetzes und stellt zugleich klar, daß 
eine auf Grund des früheren Dienstgrades unter 
entsprechender Anwendung der §§ 181 a oder 181 b 
BBG zustehende günstigere Versorgung weiter- 
zugewähren bleibt, wenn die auf Grund der Wie- 
derverwendung zu gewährende normale Dienstzeit- 
versorgung, bei der die genannten beiden Vor- 
schriften nicht zur Anwendung kommen, niedriger 
sein sollte. — Die Änderungen in Buchstabe d ha- 
ben redaktionelle Bedeutung. — Die vom Ausschuß 
vorgenommene Einfügung des neuen Buchstaben e, 
nach der bei früheren Berufsunteroffizieren mit 
zwölf und mehr Dienstjahren auf Antrag günstigere 
ruhegehaltfähige Dienstbezüge zugrunde zu legen 
sind, ist bereits im Abschnitt „Allgemeines“ behan- 
delt worden. 


Zu Nr. 29 

Der vom Ausschuß neu eingefügte Buchstabe c 
sieht die Gewährung eines Entlassungsgeldes an 
Berufsunteroffiziere mit einer Dienstzeit von min- 
destens zehn aber noch nicht zwölf Dienstjahren 
vor, wie bereits in Abschnitt „Allgemeines" er- 
wähnt wurde. 


Zu Nr. 31 

Der in Buchstabe c eingefügte letzte Satz stellt 
klar, daß auch in den Fällen des § 54 b diesen Be- 
rufsunteroffizieren ein nach § 54 Abs. 4 (Artikel I 
Nr. 29 Buchstabe c) zustehendes Entlassungsgeld 
zu gewähren bleibt. 

Zu Nr. 32 

In Satz 1 Halbsatz 1 wird, wie bereits im Ab- 
schnitt „Allgemeines" hervorgehoben, sichergestellt, 
daß auch durch eine Zugehörigkeit zum Freiwilligen 
Arbeitsdienst zwischen dem 1. Juli 1934 und 8. Mai 
1935 der Eintrittsstichtag des 8. Mai 1935 erfüllt 
wird. In Satz 1 Halbsatz 2 werden die Folgerungen 
aus der auch an anderen Stellen des Gesetzes er- 
folgten Ersetzung des Zeitpunktes vom 1. Septem- 
ber 1953 (Spätestheimkehr) durch den 1. April 1951 
gezogen. Die Einfügung des Satzes 3 dient einer 
Klarstellung, wie sie entsprechend auch an anderen 
Stellen des Gesetzes (vgl. Nr. 28 Buchstabe a Satz 2, 
Nr. 29 Buchstabe b Satz 1) erfolgt ist. 

Zu Nr. 33 

Die Änderung in Buchstabe a gegenüber der Re- 
gierungsvorlage berücksichtigt die inzwischen ein- 
getretene Veränderung der Zuständigkeit durch das 
Gesetz über Zuständigkeiten auf dem Gebiete des 
Rechts des Öffentlichen Dienstes vom 20. August 1960 
(BGBl. I S. 705). Da der Personenkreis des § 56 
Abs. 1 des Gesetzes infolge der bei diesem Gesetz 
vorliegenden besonderen Veihältnisse ein weiterer 
als bei den allgemeinen Beihilfe- und Unterstüt- 
zungsgrundsätzen ist, wird der Bundesminister des 
Innern zur näheren Abgrenzung des für § 56 Abs. 1 
in Betracht kommenden Personenkreises ermächtigt. 
— Die Änderung in Buchstabe b entspricht einer 
Empfehlung des Bundesrates und hat redaktionelle 
Bedeutung. — Durch den vom Ausschuß eingefüg- 
ten Buchstaben c werden auch Dienststellen und 
Kassen sonstiger Gebietskörperschaften mit Sitz in 
Berlin außer den bereits erwähnten Gebietskörper- 
schaften Reich, früheres Land Preußen und Reichs- 
hauptstadt Berlin in die Regelung des § 56 Abs. 3 
des Gesetzes einbezogen. Die Inbezugnahme des 
§ 4 dient der Klarstellung. 

Zu Nr. 33 a 

Die Einfügung des neuen Absatzes 3 in § 59 a 
dient der Beseitigung möglicher Auslegungsschwie- 
rigkeiten und stellt sicher, daß auch in den Fällen 
eines Wohnsitzwechsels des Berechtigten eine 
Klage gemäß § 59 a des Gesetzes gegen das nun- 
mehr zuständige und damit abweichend von § 78 
der Verwaltungsgerichtsordnung ein anderes Land 
zu erheben ist als gegen das Land, das den ur- 
sprünglichen Verwaltungsakt erlassen hatte. 

Zu Nr. 33 b 

Diese vom Ausschuß eingefügte Vorschrift stellt 
klar, daß nach Maßgabe des § 25 Abs. 3 des Ge- 
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setzes über Afbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung auch der Präsident der Bundesanstalt 
als oberste Dienstbehörde zuständig sein kann. 

Zu Nr. 34 

Zu der Änderung in Buchstabe a Satz 1 ist auf 
das bereits im Abschnitt „Allgemeines" Hervor- 
gehobene hinzuweisen. 

Die Änderung in Buchstabe b dient der redak- 
tionellen Anpassung an das inzwischen verkündete 
Gesetz über die Zuständigkeiten auf dem Gebiet 
des Rechts des öffentlichen Dienstes vom 20. August 
1960 (BGBL I S. 705). 

Zu Nr. 35 

Der in Buchstabe a eingefügte Satz 2 dient der 
Klarstellung auch an dieser Stelle und entspricht 
der in § 56 Abs. 3 erfolgten Klarstellung durch die 
dortige Erwähnung des § 4 des Gesetzes. Buchstabe a 
Satz 3 gilt der Abstimmung auf die in § 37 b 
Abs. 1 Satz 1 und im Zusammeiihang damit auch 
an anderen Stellen erfolgte Regelung. Die Ände- 
rungen in Buchstabe b haben redaktionelle Bedeu- 
tung. 

Zu Nr. 37 

Buchstabe a Satz 1 nimmt die Anpassung an die 
Änderung des § 29 Abs. 1 Satz 1, in dem der dor- 
tige Halbsatz 2 tgestrichen wird, und an die Er- 
setzung des § 110 DBG durch § 31 des Gesetzes 
vor. Satz 2 beinhaltet eine Anpassung an § 180 
DDG. Satz 3 bezieht auch hier den neu geschaffenen 
§ 18|1 b BBG ein. Letzteres gilt auch für den neu 
eingefügten Buchstaben c. 

Zu Nr. 39 

Die Ersetzung des Zeitpunkts des 1. September 
1953 durch den 1. April 1951 entspricht den auch 
sonst im Gesetz erfolgten Umstellungen des erst- 
genannten Zeitpunktes; Entsprechendes gilt für die 
Gleichstellung einer Entlassung aus Gewahrsam 
{§ 37 b Abs. 1, 4) mit der Entlassung aus Kriegs- 
gefangenschaft auch an dieser Stelle. 

Zu Nr. 40 

Durch den mit Buchstabe c neu eingefügten Ab- 
satz 5 des § 70 des Gesetzes wird auch für Beamte 
auf Widerruf, die eine mindestens zehnjährige 
Dienstzeit abgeleistet haben, unter den dortselbst 
bezeichneten Voraussetzungen ein Entlassungs- 
geld vorgesehen. 

Zu Nr. 42 

§ 71 b wird mit Rücksicht auf die bereits erwähn- 
ten neuen Regelungen der Entlassungsgelder ge- 
strichen. 

Zu Nr. 45 

Die Einfügung des Wortes „Belassung" in § 71 e 
Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 entspricht einer Empfeh- 


lung des Bundesrates. In Satz 3 ist die Bezugnahme 
auf § 110 Abs. 4 BBG durch die Bezugnahme auf 
§ 31 Abs. 4 des Gesetzes ersetzt und der im ersten 
Teil des Satzes verwendete Begriff der Laufbahn- 
gruppen durch Einfügung der Worte „im Sinne der 
allgemeinen Verwaltung" näher bestimmt worden. 
Die Änderungen in § 71 e Abs. 3, 4, 5 Satz 1 sind 
redaktioneller Art. Die Änderung in Absatz 5 Satz 2 
entspricht einer Anregung des Bundesrates. Die Ein- 
fügung des neuen Halbsatzes 2 in Absatz 5 Satz 3 
schließt die Anwendung der Absätze 1 bis 4 des 
§ 71 e auch für solche Personen aus, bei denen die 
in diesem Halbsatz bezeichneten Voraussetzungen 
vorliegen. 

§ 71 g der Regierungsvorlage ist mit Rücksicht auf 
die vom Ausschuß für angebracht gehaltene aus- 
führlichere Regelung in die §§ 71 g bis 71 k auf- 
gegliedert worden: 

Zu § 71 g 

Dieser entspricht dem § 71 g Abs. 1 der Regie- 
rungsvorlage, wobei entsprechend der vorstehend 
erwähnten Aufgliederung die bisher in § 71 g Abs. 5 
erwähnten Militäranwärter nunmehr auch hier in 
Absatz 2 des § 71 g der Ausschuß Vorlage erwähnt 
sind. Die Änderungen in § 71 g Abs. 1 haben redak- 
tionelle Bedeutung. 

Zu § 71 h 

In dieser Vorschrift werden die — in § 71 g Abs. 2 
■der Regierungsvorlage enthaltenen — an der Unter- 
bringung teilnehmenden Berufsunteroffiziere mit 
einer Dienstzeit von zwölf und mehr Dienstjahren 
behandelt, die im öffentlichen Dienst nicht als Be- 
rufssoldaten oder Soldaten auf Zeit, sondern ander- 
weitig verwendet sind, ohne die beamtenrechtlichen 
Voraussetzungen für eine Anstellung als Beamter 
in der für sie nach § 54 Abs. 2 des Gesetzes maß- 
gebenden Laufbahn zu erfüllen. Wird bei ihnen bis 
zum 31. März 1962 durch den Dienstherrn kein Ver- 
fahren auf Feststellung der Befähigung gemäß § 21 
des Bundesbeamtengesetzes oder entsprechender 
Vorschriften des Dienstherrn durchgeführt, so sind 
diese Unteroffiziere auf ihren bis zu dem genannten 
Zeitpunkt zu stellenden Antrag in den Vorberei- 
tungsdienst einer für ihre entsprechende Wieder- 
verwendung (§ 54 Abs. 2) maßgebenden Laufbahn 
zu übernehmen. Sowohl im Falle der Feststellung 
der Befähigung in einem Verfahren gemäß § 21 des 
Bundesbeamtengesetzes oder ihm entsprechender 
Vorschriften als auch bei Übernahme in den Vor- 
bereitungsdienst wird das in § 71 h Abs. 3 fest- 
gelegte Unterhaltsgeld aus Bundesmitteln gewährt, 
das sich in der Höhe der ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge des Berufsunteroffiziers bemißt und auf 
einen vom Dienstherrn gewährten Unterhalts- 
zuschuß angerechnet wird; ein solches Unterhalts- 
geld wird auch denjenigen Berufsunteroffizieren ge- 
währt, die am 30. September 1961 schon im Vor- 
bereitungsdienst stehen. 

Wird bis zum 31. März 1962 weder ein Verfahren 
auf Feststellung der Befähigung durchgeführt noch 
von dem Berufsunteroffizier ein Antrag auf über- 


6 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2852 


nähme in den Vorbereitungsdienst gestellt oder 
verzichtet er schon vorher auf die jetzige Feststel- 
lung der Befähigung oder auf Übernahme in den 
Vorbereitungsdienst, so tritt er aus der Rechtsstel- 
lung als früherer Berufsunteroffizier nach dem G 131 
in den Ruhestand oder in die in § 54 Abs. 3 bezeich- 
nete Rechtsstellung über. Als Ruhestandsbeamter 
oder einem solchen versorgungsrechtlich nach § 54 
Abs. 3 Gleichzubehandelnder ist er in seinem Be- 
schäftigungsverhältnis als Angestellter oder Arbei- 
ter im öffentlichen Dienst nicht mehr versicherungs- 
frei, jedoch kann er Antrag auf Versicherungsfrei- 
heit stellen. 

Das im vorstehenden Absatz Bezeichnete gilt dann 
nicht, wenn der frühere Berufsunteroffizier die Ent- 
lassung aus seiner Rechtsstellung nach dem G 131 
beantragt (§ 10 Abs. 1,2 des Gesetzes), so daß 
er mit dieser Entlassung auch seine bisherige Ver- 
sorgungsanwartschaft nach dem G 131 verliert und 
nur noch in dem Beschäftigungsverhältnis als Ange- 
stellter oder Arbeiter des öffentlichen Dienstes ver- 
bleibt. In diesem Falle greift § 72 b G 131 ein, wo- 
nach er für die Dienstzeit als Berufsunteroffizier vor 
dem 9. Mai 1945 gemäß § 72 G 131 nachzuver- 
sichern ist. Bei einer für die Zeit einer Beschäftigung 
im öffentlichen Dienst nach dem 8. Mai 1945 durch- 
zuführenden Nachversicherung in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen durch den Dienstherrn ist Ar- 
tikel II § 16 Abs. 2 zu berücksichtigen. 

Welche der vorerwähnten drei Möglichkeiten der 
frühere Berufsunteroffizier im Einzelfall wählt, steht 
in seiner eigenen Entschließung. 

In § 71 h Abs. 2 sind für den Fall der Übernahme 
in den Vorbereitungsdienst einer Beamtenlaufbahn 
oder der Feststellung der Befähigung Erleichterun- 
gen durch Anrechnung von bisherigen Beschäfti- 
gungszeiten auf den Vorbereitungsdienst und Probe- 
dienst vorgesehen. Die Anwendung dieser Erleich- 
terungen ist im Interesse des früheren Unteroffiziers 
an seine Zustimmung geknüpft. Die Änderung in 
§ 71 h Abs. 4 gegenüber § 71 g Abs. 3 der Regie- 
rungsvorlage ist zur Verdeutlichung vorgenommen 
worden. In Absatz 5 des § 71 h werden mit Rücksicht 
auf die vom Ausschuß vorgenommene Aufgliederung 
des § 71 g der Regierungsvorlage auch an dieser 
Stelle die für die Berufsunteroffiziere getroffenen 
Vorschriften auf die Militär anwärter (§ 54 a des 
Gesetzes) für entsprechend anwendbar 'erklärt. 

Zu § 71 i 

In § 71 i, der in § 71 g Abs. 2 der Regierungsvor- 
lage mitenthalten war, werden diejenigen Berufs- 
unteroffiziere, die am 30. September 1961 als Beamte 
in der nächstniedrigeren Laufbahn, jedoch nicht ent- 
sprechend (§ 54 Abs. 2 des Gesetzes) wiederver- 
wendet sind, behandelt. An die Stelle des Vorberei- 
tungsdienstes und der Laufbahnprüfung tritt bei 
ihnen die Zulassung zu der für ihre Wiederverwen- 
dung maßgebenden Laufbahn unter entsprechender 
Anwendung des § 21 Abs. 1 bis 3, § 26 Abs, 1 bis 3 
der Bundeslaufbahnverordnung oder entsprechender 
Vorschriften des Dienstherrn. In Absatz 2 des § 71 i 
sind aus den bereits oben erwähnten Gründen die 


Militäranwärter (§ 54 a des Gesetzes) auch hier 
besonders aufgeführt. 

Zu § 71 k 

Durch diese Vorschrift werden die für die Berufs- 
soldaten und Militäranwärter geltenden vorstehend 
erwähnten Regelungen für die ihnen entsprechenden 
berufsmäßigen Angehörigen und Anwärter des ehe- 
maligen Reichsarbeitsdienstes für sinngemäß an- 
wendbar erklärt, wie dies in der Regierungsvor- 
lage in § 71 g Abs. 4, 5 vorgesehen war. 

Zu § 71 1 . 

Diese vom Ausschuß eingefügte Vorschrift be- 
zweckt, auch den früheren Berufsunteroffizieren, die 
eine Dienstzeit von mindestens zehn aber noch nicht 
zwölf Jahren abgeleistet hatten sowie den ihnen 
gleichzubehandelnden unteren Reichsarbeitsdienst- 
führern den Übergang in eine Beamtenlaufbahn in 
entsprechender Anwendung des § 71 h Abs. 2 zu er- 
leichtern. 

Zu § 71 m 

In dieser dem § 71h der Regierungsvorlage ent- 
sprechenden Vorschrift ist lediglich der dort er- 
wähnte Zeitpunkt dem Inkrafttreten dieses Ände- 
rungsgesetzes angepaßt worden. 

Zu Nr. 46 

Die in Buchstabe e erfolgte Streichung des 
Satzes 2 in § 72 Abs. 12 des Gesetzes entspricht 
einer Empfehlung des Bundesrates. 

Zu Nr. 47 

Der in § 72 a Abs. 1 eingefügte neue Satz 4 er- 
möglicht die Anrechnung von Witwen- und Witwer- 
äbfindungen aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen auch nach Wiederaufleben des Witwen- oder 
Witwergeldes insoweit, als diese Abfindungen für 
eine Zeit nach Wiederaufleben der Versorgungs- 
bezüge berechnet sind. 

Zu Nr. 48 

Die in dem neu eingefügten Buchstaben a vorge- 
sehene Änderung hat redaktionelle Bedeutung 
(Anpassung an die durch Nr. 47 letzter Satz erfolgte 
Änderung des § 72 a Abs. 1). Die Änderungen in 
den Buchstaben b und d gegenüber den ihnen ent- 
sprechenden Buchstaben a und c der Regierungs- 
vorlage haben redaktionelle Bedeutung. 


Zu Nr. 51 

Die vom Ausschuß vorgenommene Änderung der 
Regierungsvorlage bedeutet einmal eine Verdeut- 
lichung und stellt durch Ergänzung dieser zugleich 
sicher, daß auch Leistungen, die von einem Träger 
der Sozialversicherung oder einer anderen Stelle 
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außerhalb des Geltungsbereiches des G 131 auf 
Grund des früheren Dienst- oder Arbeitsverhältnis- 
ses gewährt werden, nach Maßgabe der in der 
Ergänzung vorgesehenen Regelung angerechnet 
werden. 


Zu Nr. 52 a 

Die vom Ausschuß vorgenommene Ergänzung des 
§ 79 Abs. 2 dient der Klarstellung des in diesen 
Fällen zuständigen Rechtsweges. 

Zu Nr. 53 

Der Ausschuß schlägt die Streichung dieser Vor- 
schrift als nunmehr entbehrlich vor. Auf die Über- 
leitungsvorschrift in Artikel II § 1 Abs. 3 ist in 
diesem Zusammenhang hinzuweisen. 

Zu Nr. 55 

Die Streichung bei Nr. 63 der Anlage A zu § 2 
nimmt eine Berichtigung vor. Im übrigen ist auf das 
bereits im Abschnitt „Allgemeines" hinsichtlich der 
Ergänzung der Anlage A Ausgeführte zu verweisen. 


Artikel II 

Zu § 1 

Der vom Ausschuß neu eingefügte Absatz 2 ist 
eine überleitungsiiegelung lim Hinblick auf die in 
§31 des Gesetzes enthaltenen Milderungen des 
Befördeirungsschnitts. Es ist hierzu auf das bereits 
im Abschnitt „Allgemeines" Ausgeführte Bezug zu 
nehmen. Absatz 3 ist, wie bereits zu Artikel I Nr. 53 
erwähnt, eine Uberleitungsvorschrift im Hinblick auf 
die Streichung des § 81 des Gesetzes. 

Zu § 3 

Die gegenüber der Regierungsvorlage vorgenom- 
menen Änderungen dienen der Verdeutlichung und 
Vereinfachung. Die Einfügung des § 71 k hängt mit 
der bereits bei Artikel I Nr. 45 behandelten Auf- 
gliederung des § 71 g der Regierungsvorlage zu- 
sammen. 


Zu § 4 

Die Änderungen haben redaktionelle Bedeutung 
(vgl. bei § 3). 

Zu § 5 

Der vom Ausschuß neu eingefügte Absatz 1 be- 
zieht auch die bereits vor Inkrafttreten des Artikels I 
Nr. 5 Buchstabe b Satz 1 Halbsatz 1 erfolgten Fami- 
lienzusammenführungen ein. 

Die Änderung in Absatz 2 paßt den in der Regie- 
rungsvorlage vorgesehenen Zeitpunkt an das nun- 
mehrige Inkrafttreten des Gesetzes an. 


Zu § 6 

Der vom Ausschuß eingefügte Absatz 1 stellt 
sicher, daß für die Zeit der Geltungsdauer des bis- 
herigen Satzes 3 des § 35 Abs. 3 des Gesetzes dieser 
auch in den Fällen der Entlassung aus Gewahrsam 
der in § 37 b Abs. 2, 4 bezeichneten Art nach dem 
1, September 1953 Anwendung findet. Die Änderun- 
gen dn dem nunmehrigen Absatz 2 des § 6 enthalten 
die Anpassung an den jetzt vorgesehenen Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes. 

Zu § 8 

Der vom Ausschuß neu eingefügte Absatz 1 trifft 
die für die Zeit der Geltungsdauer des § 1,10 BBG 
im G 131 zur Anwendung des § 53 Abs. 1 Satz 3 
Halbsatz 2 (Artikel I Nr. 28 Buchstabe b Satz 3) 
notwendige Regelung. Wegen der Änderungen im 
jetzigen Absatz 2 des § 8 der Regierungsvorlage gilt 
das vorstehend zu § 6 letzter Satz Bemerkte. 

Zu § 10 

Der vom Ausschuß eingefügte neue Absatz 1 
schließt, wie bereits im Abschnitt „Allgemeines" er- 
wähnt, die Anrechnung der nach dem bisherigen 
§ 71 b des Gesetzes gezahlten Beträge auf die Ent- 
lassungsgelder (§§ 52 c, 54 Abs. 4 und § 54 b dn der 
Vorlage des Ausschusses) aus. Hinsichtlich der 
Änderung im nunmehrigen Absatz 2 des § 10 gegen- 
über der Regierungsvorlage gilt das zu § 6 letzter 
Satz Ausgeführte entsprechend. 

Zu § 11 

Die Änderungen gegenüber der Regierungsvor- 
lage haben zum Teil redaktionelle Bedeutung und 
enthalten zum anderen eine Anpassung an die sich 
aus der Aufgliederung des dortigen § 71 g in die 
§§ 71 g bis 71 k ergebende Regelung. 

Zu § 16 

Der von dem Ausschuß in § 16 eingefügte Ab- 
satz 2 trägt den besonderen im G 131 zu regelnden 
Verhältnissen und dem nunmehr möglichen Ab- 
schluß der Unterbringung durch dieses Gesetz Rech- 
nung. 

Zu § 18 

Die Ergänzungen und Änderungen in Absatz 1 
entsprechen einmal den dm Entwurf des Gesetzes zur 
Änderung beamten- und besoldungsrechtlicher Vor- 
schriften — Drucksache 2851 — ■ in dem dortigen 
Artikel I § 2 Nr. 4 Abs. 3 vorgesehenen Vorschriften 
und haben zum anderen redaktionelle Bedeutung 
(vgl. hierzu auch zu § 6 letzter Satz); zugleich ist 
einer Empfehlung des Bundesrates entsprochen wor- 
den. 

Zu § 19 

Diese vom Ausschuß eingefügte Vorschrift ermög- 
licht unter den in ihr bezeichneten Voraussetzungen 
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die Gewährung eines Unterhaltsbeitrages an im 
Ausland wohnende deutsche Staatsangehönige, § 4 a 
des Gesetzes findet in den Fällen des Anwendungs- 
bereiches des Satzes 1 des § 19 keine Anwendung. 

Zu § 20 

Diese vom Ausschuß eingefügte Vorschrift enthält 
Überleitungsvorschriften zur Anwendung der im 
Bundesbeamtengesetz neu eingefügten oder geän- 
derten und auch im Rahmen des G 131 anzuwenden- 
den Vorschriften. 


Artikel III 

Zu § 3 

Durch diese Vorschrift wird die erforderliche An- 
passung des § 41 des Bundesbankgesetzes vorge- 
nommen. 

Zu § 4 

Die Änderung in Nr. 1 ersetzt den in der Regie- 
rungsvorlage vorgesehenen Zeitpunkt vom 31. März 
1960 entsprechend dem geänderten Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Änderungsgesetzes durch den 
30. September 1961. Die Änderungen in Nr. 2 gegen- 
über der Regierungsvorlage in Satz 1 haben redak- 
tionelle Bedeutung, während die Ergänzung in Satz 2 


eirre Vervollständigung der Regelung darstellt. Die 
Änderung in Nr. 3 hat redaktionelle Bedeutung. 
Nr. 4 der Regierungsvorlage hat der Ausschuß im 
Hinblick auf den Entwurf des Gesetzes zur Ände- 
rung beamten- und besoldungsrechtlicher Vorschrif- 
ten — Drucksache 2851 — gestrichen. 

Zu § 5 

Die Änderung des § 5 berücksichtigt redaktionell 
die Änderung des dort genannten Gesetzes durch 
das Gesetz zur Änderung beamten- und beisoldungs- 
rechtlicher Vorschriften — Drucksache 2851. 


Artikel VI 

Die Änderungen in Absatz 1 berücksichtigen die 
durch den Ausschuß vorgenommenen Änderungen 
und Einfügungen der Regierungsvorlage und setzen 
zu Nr. 11 und 12 die Zeitpxinkte des Inkrafttretens 
fest. Die Änderung in Absatz 2 enthält eine Anpas- 
sung an Absatz 1. Die Änderung in Absatz 3 trägt 
dem inzwischen in Kraft getretenen Gesetz über Zu- 
ständigkeiten auf dem Gebiet des Rechts des öffent- 
lichen Dienstes vom 20. August 1960 (BGBl. I S. 705) 
und der in dem Entwurf des Sechsten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes — Druck- 
sache 2857 — vorgesehenen Änderung des § 77 
Abs. 2 G 131 Rechnung. 


Bonn, den 22. Juni 1961 


Kramei 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2046 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fasisung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen und Eingaben für lerledigt zu erklären. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Der Ausschuß für Inneres 

Kramei 

Berichterstatter 


Schmitt-Vockenhausen 

Vorsitzender 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 

fallenden Personen 

— Drucksache 2046 - — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel I 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. September 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1296) und 
des § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Errichtung des 
Bundesverwaltungsamtes vom 28. Dezember 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 829) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. In der Übersicht werden in Abschnitt II Unter- 
^ absdinitt 2 hinter dem Wort „Unterbringung" 

die Zahl „19" eingefügt und die Titel a bis e 

gestrichen. 

2. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Nummer 1 Buchstabe c werden die 
Worte „als deutsche Staatsangehörige" ge- 
strichen, das nachfolgende Wort „und" durch 
ein Komma ersetzt sowie hinter dem Wort 
„aufzugeben" die Worte „und als Vertrie- 
bene (§ 1 des Bundesvertriebenengesetzes) 
anerkannt worden sind" eingefügt. 

b) In Nummer 1 Buchstabe d werden das 
Komma hinter dem Wort „standen" und die 
Worte „wegen ihrer deutschen Volkszuge- 
hörigkeit vertrieben" gestrichen und hinter 
dem Wort „Vertriebene" der Klammerzu- 
satz „(§ 1 des Bundesvertriebenengesetzes)" 
eingefügt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der Redits- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel I 

Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. September 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1296) und 
des § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Errichtung des 
Bundesverwaltungsamtes vom 28. Dezember 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 829) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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c) Es wird folgender Satz angefügt: 

„Sind Angehörige der in Satz 1 Nr. 1 Buch- 
staben c und d genannten Dienststellen nach 
dem 8. Mai 1945 verstorben, ohne daß die 
übrigen in den Buchstaben c oder d bezeich- 
neten Voraussetzungen für die Zugehörig- 
keit zu dem Personenkreis dieser Vorschrif- 
ten Vorlagen, so stehen die als Vertriebene 
(§ 1 des Bundesvertriebenengesetzes) aner- 
kannten versorgungsberechtigten Hinter- 
bliebenen dieser Personen den in Satz 1 
Nr. 5 bezeichneten Hinterbliebenen gleich." 


3. In § 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b und in Abs. 2 
werden hinter dem Klammerzusatz „{§ 60)" je- 
weils die Worte „oder die von ihr ermächtig- 
te Dienststelle" eingefügt. 


4. In § 4 a werden hinter Satz 1 folgende Sätze 
eingefügt: 

„Satz 1 gilt auch für Hinterbliebene (§ 1 Abs. 1 
Nr. 2, § 2) vor dem 9. Mai 1945 verstorbener 
Angehöriger oder Versorgungsempfänger des 
öffentlichen Dienstes, die im Erlebensfälle bei 
Rückkehr (§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c) 
Rechte hätte geltend machen können. Die Be- 
freiung kann mit Wirkung für einen Teilbetrag 
der bei Aufenthalt im Bundesgebiet zu gewäh- 
renden Bezüge erteilt werden." 

5. § 4 b wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „die oberste 
Dienstbehörde (§ 60)" gestrichen. Das Wort 
„einen" wird durch das Wort „ein" und das 
Wort „bewilligen" durch die Worte „be- 
willigt werden" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 Buchstabe b werden hin- 
ter dem Wort „Bundesgebiet" die Worte 
„unter den in § 4 Abs. 1, 2 bezeichneten 
Voraussetzungen oder" eingefügt. Außer- 
dem werden folgende Sätze 4 und 5 ange- 
fügt: 


„Der Übersiedlung des Betreuenden wegen 
Verheiratung (Satz 1 Buchstabe b, Satz 2) 
steht gleich, wenn dieser seinem unter 
den Voraussetzungen des § 4 Abs. 1, 2 in 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


2a. In § 3 Satz 1 Nr. 6 werden folgende Worte 
angefügt: 

„oder Staatsangehörige eines ausländischen 
Staates sind oder werden und Anspruch auf 
eine Versorgung nach dortigen beamtenrecht- 
lichen Vorschriften oder Grundsätzen haben 
oder erlangen, der eine Rechtsstellung zugrunde 
gelegt ist, die der nach diesem Gesetz zu be- 
rücksichtigenden Rechtsstellung vergleichbar 
ist". 

3. In § 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b und in Abs. 2 
^ werden hinter dem Klammerzusatz „{§ 60)" je- 
weils die Worte „oder die von ihr ermächtig- 
te Dienststelle" eingefügt. In § 4 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe c werden hinter den Worten „Auf- 
enthalt aus" die Worte „oder in" eingefügt. 

4. In § 4 a wird hinter Satz 1 folgender Satz 2 
^ eingefügt: 

„Satz 1 gilt auch für Hinterbliebene (§ 1 Abs. 1 
Nr. 2, § 2) vor dem 9. Mai 1945 verstorbener An- 
gehöriger oder Versorgungsempfänger des 
öffentlichen Dienstes, die lim Erlebensfälle bei 
Rückkehr (§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c) 
Rechte hätten geltend machen können." 


5. § 4 b wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) In Absatz 2 Satz 1 wird in Buchstabe a das 
Wort „siebzigste" durch das Wort „fünf- 
undsechzigste" ersetzt*, in Buchstabe b wer- 
den hinter dem Wort „Bundesgebiet" die 
Worte „unter den in § 4 Abs. 1, 2 bezeich- 
neten Voraussetzungen oder" eingefügt. 
Außerdem werden folgende Sätze 4 und 5 
an gefügt: 

„Der Übersiedlung des Betreuenden wegen 
Verheiratung (Satz 1 Buchstabe b, Satz 2) 
steht gleich, wenn dieser seinem unter den 
Voraussetzungen des § 4 Abs. 1, 2 in das 
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das Bundesgebiet zugezogenen Ehegatten 
zur Erhaltung oder Wiederherstellung der 
ehelichen Lebensgemeinschaft gleichzeitig 
oder später folgt. Die oberste Dienstbehörde 
(§ 60) kann die Aufnahme (Satz 1 Buchstabe 

b) als erfolgt gelten lassen, wenn die Person, 
durch die die Aufnahme erfolgen sollte; diese 
vorbereitet hatte, jedoch vor der tatsächli- 
chen Aufnahme verstorben ist oder ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im 
Bundesgebiet aus von ihr nicht verschul- 
deten Gründen auf geben mußte." 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „sechzig" 
durch das Wort „fünfundsiebzig" ersetzt. In 
Satz 2 wird hinter dem zweiten Wort „wer- 
den" ein Komma ein gefügt. 

d) In Absatz 4 werden die Worte „des Emp- 
fängers eines Unterhaltsbeitrages" durch 
den Satzteil „einer in das Bundesgebiet zu- 
gezogenen Person, der ein Unterhaltsbei- 
trag nach den Absätzen 1 bis 3 bewilligt 
war oder hätte bewilligt werden können," 
und das Wort „seinen" durch das Wort 
„deren" ersetzt. 

6. In § 9 Abs. 1 wird in Satz 2 hinter den Worten 
„früheren Beamten" der Klammerzusatz „(§ 11 
in der bis zum 31. Dezember 1960 geltenden 
Fassung des Gesetzes)" eingefügt, 

7. In § 10 Abs. 2 wird hinter dem Wort „Wider- 
ruf" der Klammerzusatz „(§ 11 in der bis zum 
31. Dezember 1960 geltenden Fassung des Ge- 
setzes)" eingefügt. 

8. In Unterabschnitt 2 werden die Unterab- 
schnitts- und Titelüberschriften sowie die §§11 
bis 18 b imd 20 bis 28 gestrichen. 

9. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Absatzbezeichnung 
„(1)" gestrichen; Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Der Rechtsstand als Beamter zur Wieder- 
verwendung endet, wenn der Beamte seiner 
früheren Rechtsstellung als Beamter auf 
Lebenszeit oder auf Zeit entsprechend in ein 
gleichwertiges Amt übernommen wird." 

In Satz 3 werden hinter dem Wort „finden“ 
die Worte „der § 35 Abs. 3 Satz 3 dieses 
Gesetzes sowie“ eingefügt. 

Satz 4 wird gestrichen. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen. 

10. In § 29 Abs. 1 werden in Satz 1 hinter dem 
Komma nach der Zahl „87" die Worte „87 a" ein- 
gefügt. Die Worte „und 10" werden gestrichen. 
In Satz 2 werden die Worte „24 a Abs. 2, §§" 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Bundesgebiet zugezogenen Ehegatten zur 
Erhaltung oder Wiederherstellung der ehe- 
lichen Lebensgemeinschaft gleichzeitig oder 
später folgt. Die oberste Dienstbehörde (§ 60) 
kann die Aufnahme (Satz 1 Buchstabe c) als 
erfolgt gelten lassen, wenn die Person, durch 
die die Aufnahme erfolgen sollte, diese vor- 
bereitet hatte, jedoch vor der tatsächlichen 
Aufnahme verstorben ist oder ihren Wohn- 
sitz oder dauernden Aufenthalt im Bundes- 
gebiet aus von ihr nicht verschuldeten Grün- 
den aufgeben mußte." 

c) unverändert 


d) unverändert 


6. In § 9 Abs. 1 wird in Satz 2 hinter den Worten 
^ „früheren Beamten" der Klammerzusatz „(§ 11 

in der bis zum 30. September 1961 geltenden 
Fassung des Gesetzes)" eingefügt. 

7. In § 10 Abs. 2 wird hinter dem Wort „Widerruf" 
^ der Klairunerzusatz „ (§ 11 in der bis zum 30. Sep- 
tember 1961 geltenden Fassung des Gesetzes)" 
eingefügt. 

8. In Unterabschnitt 2 werden die Titelüberschrif- 
^ ten sowie die §§11 bis 18 b und 20 bis 28 ge- 
strichen. 

9. § 19 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 wird die Absatzbezeichnung 
„(1)" gestrichen; Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Der Rechtsstand als Beamter zur Wieder- 
verwendung endet, wenn der Beamte seiner 
früheren Rechtsstellung als Beamter auf 
Lebenszeit oder auf Zeit entsprechend in ein 
gleichwertiges Amt übernommen wird." 

In Satz 3 werden die Worte „und 8" durch 
ein Komma und die Worte „8 und 31" und 
die Worte „finden §§ 110 und" durch die 
Worte „findet §" ersetzt. 

Satz 4 wird gestrichen. 

b) unverändert 

10. § 29 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 hinter dem 
Komma nach der Zahl „87" die Worte „87 a," 
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und die Worte „54 Abs. 3, §§ 68,“ gestrichen 
sowie vor der Zahl „72“ die Worte „71h,“ ein- 
gefügt 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

und hinter den Worten „181 a" die Worte 
„181 b," eingefügt sowie die Worte „und 10“ 
gestrichen. Außerdem werden das Semikolon 
mit dem folgenden Halbsatz 2 gestrichen. In 

Satz 2 werden die Worte „24 a Abs. 2, §§“ 
und die Worte „54 Abs. 3, §§ 68,“ gestrichen 
sowie vor der Zahl „72“ die Worte „71 m,“ 
eingefügt. 

b) In Absatz 3 werden in Satz 2 hinter dem 
zweiten Wort „gilt" die Worte „und zwar 
auch hinsichtlich erlittener Unfälle (§§ 135, 
181 a, 181 b des Bundesbeamtengesetzes)" 
eingefügt. Außerdem werden ein Semikolon 
und folgender Halbsatz eingefügt: 

„sind Ruhestandsbeamte im zweiten Welt- 
krieg in einem ihrer Beamtenlaufbahn ent- 
sprechenden Dienstzweig als Wehrmacht- 
beamte oder Offiziere des Beurlaubtenstan- 
des wiederverwendet worden, so findet 
Halbsatz 1 ebenfalls Anwendung." 


10 a. Folgender neuer § 31 wird eingefügt: 

♦ 

»§ 31 

(1) Bei der Bemessung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge werden Beförderungen in der 
Zeit vom 30. Januar 1933 bis zum Ablauf des 
8. Mai 1945 nur insoweit berücksichtigt, als sie 
der regelmäßigen Dienstlaufbahn entsprechen 
und seit der letzten Beförderung vor dem 
30. Januar 1933 oder, falls das für den Beamten 
günstiger ist, unter Einrechnung der Beförde- 
rungen vor dem 30. Januar 1933 seit der An- 
stellung je Beförderung sechs Dienst] ahre 
erreicht sind; zu der Gesamtzahi der danach zu 
berücksichtigenden Beförderungen tritt eine 
weitere Beförderung. Ist der Beamte (§§ 5, 6 
Abs. 2) wegen Dienstunfähigkeit infolge von 
Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschä- 
digung, die er sich ohne grobes Verschulden 
bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dien- 
stes zugezogen hat, in den Ruhestand getreten, 
so wird die Zeit von dem Eintritt des Versor- 
gungsfalles bis zur Vollendung des fünfund- 
sechzigsten Lebensjahres den abgeleisteten 
Dienstjahren (Satz 1) hinzugerechnet; Entspre- 
chendes gilt für die Anwendung der §§ 181 a 
und 181 b des Bundesbeamtengesetzes. Die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge dürfen nicht 
hinter fünfzig vom Hundert der zuletzt erhal- 
tenen Dienstbezüge (§ 108 des Bundesbeamten- 
gesetzes) Zurückbleiben. 

(2) Beförderung im Sinne des Absatzes 1 ist 
die Übertragung eines Amtes mit höherem End- 
grundgehalt oder die Ansteilung in einem Amt 
mit höherem Endgrundgehalt als dem der Ein- 
gangsbesoldungsgruppe der Laufbahn; ruhe- 
gehaltfähige und unwiderrufliche Stellenzulagen 
gelten hierbei als Bestandteile des Grundge- 
halts. Keine Beförderung im Sinne des Absat- 
zes 1 ist die Übertragung eines Amtes mit 
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höherem Endgrundgehalt oder die Anstellung 
in einem Amt mit höherem Endgrundgehalt als 
dem der Eingangsbesoldungsgruppe der Lauf- 
bahn innerhalb 

1. der Laufbahn des einfachen Dienstes, 

2. der nachstehend zusammengefaßten 
Besoldungsgruppen der Reichsbesol- 
dungsordnungen A und B (Anlagen 
zum Besoldungsgesetz vom 16. De- 
zember 1927 in der am 8. Mai 1945 
geltenden Fassung): 

a) B 4, B 5, 

b) B 6, B 7 a, 

c) B 9, A 1 a, A 1 b, 

d) B 10, A 2 a, A 2 b, 

e) A2c 1, A2c2, 

f) A 2 d, A 3 a, A 3 b, A 3 c, A 3 d, 

g) A 4 a 1, A 4 a 2, A 4 b 1, A 4 b 2, 

h) A 4 c 1, A 4 c 2, 

i) A 4 d, A 4 e, A 4 f, A 5 a, A 5 b, 

k) A6, A7a, A7b, 

l) A 7 c, A 8 a, A 8 c 1 bis 5. 

Welche Besoldungsgruppen anderer Besol- 
dungsordnungen den vorstehenden Besoldungs- 
gruppen entsprechen, entscheidet die oberste 
Dienstbehörde. 

(3) Sind bei einer Beförderung Besoldungs- 
gruppen übersprungen worden, so ist jedes 
überspringen einer nach Absatz 2 als Beförde- 
rungsgruppe geltenden Besoldungsgruppe, die 
bei regelmäßiger Gestaltung der Dienstlaufbahn 
zu durchlaufen gewesen wäre, als Beförderung 
zu rechnen. 

(4) Ist ein Beamter (§§ 5, 6) im Rahmen der 
regelmäßigen Dienstlaufbahn in eine höhere 
Laufbahngruppe aufgestiegen, so wird die Auf- 
stiegsbeförderung in jedem Falle berücksichtigt. 
Für die Feststellung, ob Beförderungen in der 
höheren Laufbahngruppe zu berücksichtigen 
sind, ist vom Zeitpunkt der Aufstiegsbeförde- 
rung auszugehen, wenn dies für den Beamten 
günstiger ist. 

(5) Beim Wechsel des Dienstherrn gilt ein 
Beamter (§§ 5, 6) erst dann als befördert, wenn 
ihm bei oder nach seiner Übernahme in das 
neue Dienstverhältnis ein Amt mit höherem 
Endgrundgehalt übertragen wurde und diese 
Übertragung nach Absatz 2 als Beförderung an- 
zusehen ist. Entsprechendes gilt für einen Wie- 
derangestellten Beamten, dessen Dienstverhält- 
nis durch Entlassung oder durch Eintritt in den 
Ruhestand beendet war. Die Zeit zwischen den 
Dienstverhältnissen bleibt unberücksichtigt. 

(6) Der Bundes minister des Innern bestimmt 
durch Rechtsverordnung, unter welchen Voraus- 
setzungen und in welchem Umfange zum Aus- 
gleich von Härten Zeiten vor der Anstellung 
anzurechnen sind oder angerechnet werden kön- 
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nen. Eine vor der Anstellung zurückgelegte 
Dienstzeit als außerplanmäßiger Beamter ist an- 
zurechnen, soweit sie drei Jahre übersteigt; 
eine Dienstzeit im Sinne des § 115 des Bundes- 
beamtengesetzes ist anzurechnen, soweit sie 
unter Hinzurechnung einer Dienstzeit als außer- 
planmäßiger Beamter fünf Jahre übersteigt. 

(7) § 109 des Bundesbeamtengesetzes bleibt 
unberührt." 

11. In § 32 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „volks- unverändert 

^ deutschen" gestrichen. 


12. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden hinter dem Kom- 
ma nach dem Wort „vollenden" die Worte 
„oder, sofern sie nicht am 31. Dezember 
1960 im Bereich eines öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn nach § 20 Abs. 1, 2 in der bis 
zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung des 
Gesetzes wiederverwendet und von ihm zu 
übernehmen sind (§ 71 e), mit Ablauf dieses 
Tages" eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „mit dem Ein- 
tritt der Dienstunfähigkeit oder der Voll- 
endung des fünfundsechzigsten Lebensjah- 
res" durch die Worte „in den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 1" ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird in Satz 2 der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„die Zeit im Dienst öffentlich-rechtlicher 
Religionsgesellschaften und ihrer Verbände 
oder im nichtöffentlichen Schuldienst (§ 116 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b des Bundes- 
beamtengesetzes) und die Zeit einer mit 
Genehmigung der obersten Dienstbehörde 
(§ 60) ausgeübten Tätigkeit im Öffentlichen 
Dienst eines anderen Staates oder die Zeit 
eines öffentlichen Dienstes bei einer zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung (§ 116 Abs. 1 Nr. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes) kann berücksichtigt wer- 
den, wobei für die beiden erstgenannten 
Zeiten § 106 Abs. 2 Satz 2 des Bundes- 
beamtengesetzes entsprechend gilt." 

In Satz 3 wird der Punkt durch ein Semi- 
kolon ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„dies gilt auch bei Heimkehr (§4 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe a) aus Gewahrsam einer 
ausländischen Macht außerhalb des Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes oder der in 
§ 37 b Abs. 4 bezeichneten Art, falls die 
Dauer des Gewahrsams acht Jahre über- 
stiegen hat." 

Außerdem wird folgender Satz angefügt: 
„Die nach Satz 1 und Satz 2 Halbsatz 2 
berücksichtigte Zeit einer Beschäftigung vor 


12. § 35 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden hinter dem 
Komma nach dem Wort „vollenden" die 
Worte „oder, sofern sie nicht am 30. Septem- 
ber 1961 im Bereich eines öffentlich-recht- 
lichen Dienstherrn nach § 20 Abs. 1, 2 in der 
bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung 
des Gesetzes wiederverwendet und von ihm 
zu übernehmen sind (§ 71 e), mit Ablauf die- 
ses Tages" eingefügt. 

b) unverändert 


c) In Absatz 3 wird in Satz 2 der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgender Halb- 
satz angefügt: 

„die Zeit im Dienst öffentlich-rechtlicher 
Religionsgesellschaften und ihrer Verbände 
oder im nichtöffentlichen Schuldienst (§ 116 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b des Bundes- 
beamtengesetzes) und die Zeit einer mit 
Genehmigung der obersten Dienstbehörde 
(§ 60) ausgeübten Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst eines anderen Staates oder die Zeit 
eines öffentlichen Dienstes bei einer zwi- 
schenstaatlichen oder überstaatlichen Ein- 
richtung {§ 116 Abs. 1 Nr. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes) kann berücksichtigt wer- 
den, wobei für die beiden erstgenannten 
Zeiten § 106 Abs. 2 Satz 2 des Bundes- 
beamtengesetzes entsprechend gilt." 

Satz 3 wird gestrichen und folgender Satz 
angefügt: 


„Die nach Satz 1 und Satz 2 Halbsatz 2 
berücksichtigte Zeit einer Beschäftigung vor 
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dem 1. Januar 1961 wird zur Hälfte als 
Dienstzeit im Sinne des Besoldungsrechts 
und des § 109 Abs. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes angerechnet." 

d) Es wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Bis zum Ablauf des Monats, in dem 
derRuihestandsbeamte das zweiundsechzigste 
Lebensjahr vollendet oder dienstunfähig 
wird, sind Arbeitseinkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb oder 
aus selbständiger oder nichtselbständiger 
Arbeit außerhalb des öffentlichen Dienstes 
(§ 158 des Bundesbeamtengesetzes) im Sinne 
des § 2 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 des Einkommen- 
steuergesetzes auf das Ruhegehalt anzu- 
rechnen; hierbei bleibt die Hälfte dieser 
Einkünfte anrechnungsfrei, mindestens je- 
doch ein Betrag in Höhe des Unterschiedes 
zwischen dem Ruhegehalt und der nach 
§ 158 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 4 des Bundesbeam- 
tengesetzes maßgebenden Höchstgrenze 
oder, sofern dieser Unterschiedsbetrag zwei- 
hundertfünfzig Deutsche Mark monatlich 
nicht erreicht, dieser Betrag. § 165 Abs. 2 
Nr. 3, Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes 
gilt entsprechend." 


13. § 36 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „Die ober- 
ste Dienstbehörde (§ 60) oder die von ihr 
ermächtigte Dienststelle kann einen" gestri- 
chen und vor dem folgenden Wort „Unter- 
haltsbeitrag" das Wort „Ein" eingefügt. Das 
Wort „bewilligen" wird durch die Worte 
„kann bewilligt werden" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden hinter den Worten 
„§ 24 a Abs. 1" ein Komma und die Worte 
„letzterer in der bis zum 31. Dezember 1960 
geltenden Fassung des Gesetzes," eingefügt. 


14. § 37 wird gestrichen. 

♦ 

15. In § 37 a werden in Satz 1 die Worte „in § 11 
Abs. 1 Satz 1 dieses Gesetzes und" gestrichen. 
Das Komma nach dem Wort „erfüllt" und der 
Satzteil „ein Ubergangsgehalt (§ 37) und" wer- 
den durch die Worte „und aus der Teilnahme 
an der Unterbringung nicht entlassen worden 
ist (§ 10 Abs. 2 Halbsatz 2, § 24 a Abs. 1, letz- 
terer in der bis zum 31. Dezember 1960 gelten- 
den Fassung des Gesetzes)," ersetzt. In Satz 2 
werden die Worte „entlassen worden“ durch 
die Worte „oder aus einem Gewahrsam (§ 37b 
Abs. 2, 4) von längerer als achtjähriger Dauer 
heimgekehrt (§4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a)“ 
ersetzt und hinter dem zweiten Wort „Kriegs- 
gefangenschaft" die Worte „oder des Gewahr- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

dem 1. Oktober 1961 wird als Dienstzeit im 
Sinne des Besolduhgsrechts und des § 109 
Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes ange- 
rechnet. " 

d) Es wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Bis zum Ablauf des Monats, in dem 
der Ruhestandsbeamte das zweiundsechzigste 
Lebensjahr vollendet oder dienstunfähig 
wird, sind Arbeitseinkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb oder 
aus selbständiger oder nichtselbständiger 
Arbeit außerhalb des Öffentlichen Dienstes 
(§ 158 des Bundesbeamtengesetzes) im Sinne 
des § 2 Abs. 3 Nr. 1 bis 4 des Einkommen- 
steuergesetzes auf das Ruhegehalt anzu- 
rechnen; hierbei bleibt die Hälfte dieser 
Einkünfte anrechnungsfrei, mindestens je- 
doch ein Betrag in Höhe des Unterschiedes 
zwischen dem Ruhegehalt und der nach 
§ 158 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 4 des Bundesbeam- 
tengesetzes maßgebenden Höchstgrenze 
oder, sofern dieser Unterschiedsbetrag zwei- 
hundertfünfzig Deutsche Mark monatlich 
nicht erreicht, dieser Betrag. § 165 Abs. 2 
Nr. 3, Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes 
gilt entsprechend. Diese Vorschrift tritt am 
31. Dezember 1965 außer Kraft." 

13. § 36 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) In Absatz 2 werden die Worte „und 5" durch 
ein Komma und die Worte „5 und § 181 b" 
ersetzt und hinter den Worten „§ 24 a Abs. 1" 
ein Komma und die Worte „letzterer in der 
bis zum 30. September 1961 geltenden Fas- 
sung des Gesetzes," eingefügt. 

14. unverändert 


15. In § 37 a werden in Satz 1 die Worte „in § 11 
^ Abs. 1 Satz 1 dieses Gesetzes und" gestrichen. 
Das Komma nach dem Wort „erfüllt" und der 
Satzteil „ein Ubergangsgehalt (§ 37) und“ wer- 
den durch die Worte „und aus der Teilnahme 
an der Unterbringung nicht entlassen worden 
ist (§ 10 Abs. 2 Halbsatz 2, § 24 a Abs. 1, letz- 
terer in der bis zum 30. September 1961 gelten- 
den Fassung des Gesetzes)," ersetzt. 

In Satz 2 werden die Worte „1. September 1953" 
durch die Worte „1. April 1951" ersetzt und 
hinter dem ersten Wort „Kriegsgefangenschaft" 
die Worte „oder Gewahrsam (§ 37 b Abs. 2, 4)" 
sowie hinter dem zweiten Wort „Kriegsgefan- 
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sams“ eingefügt. Außerdem wird folgender 
Satz angefügt: 

„Im übrigen gelten die §§ 19 und 35 Abs. 4 
entsprechend." 


Beschlüsse 'des 6. Ausschusses 

genschaft" die Worte „oder des Gewahrsams" 
eingefügt. Außerdem wird folgender Satz an- 
gefügt: „Im übrigen gelten die §§ 19 und 35 
Abs. 4 entsprediend." 


16. § 37 b wird wie folgt geändert; 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „die 
Dienstbezüge ausgezahlt" und der nachfol- 
gende Satzteil durch folgenden Satzteil und 
neuen Satz 2 ersetzt: 


„Bezüge in Höhe des Ruhegehaltes aus- 
gezahlt, das dem Beamten nach diesem 
Gesetz bei einem mit Ablauf des 31. De- 
zember 1960 erfolgten Eintritt in den Ruhe- 
stand zustehen würde. Hierbei sind die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge des für die 
entsprechende Wiederverwendung in der 
früheren Laufbahn maßgebenden Amtes 
(§ 19) unter Berücksichtigung der Zeit der 
Kriegsgefangenschaft oder des Gewahr- 
sams zugrunde zu legen; ist das hier- 
nach maßgebende Amt in den Besoldungs- 
ordnungen nicht enthalten, so ist die Besol- 
dungsgruppe nach den Besoldungsordnun- 
gen des Landes, in dem erstmals die Bezüge 
festgesetzt werden, zu ermitteln und, falls 
das Amt auch in diesen nicht aufgeführt ist, 
von der obersten Dienstbehörde (§ 60) zu 
bestimmen." 

Außerdem wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Die Zahlungen enden mit Ablauf des 
Monats, in dem der Beamte heimkehrt (Ab- 
satz 2) oder sein wahrscheinliches Ableben 
nadi § 133 Abs. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes festgestellt worden ist." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Nach seiner Heimkehr (§ 4 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe a) aus Kriegsgefangenschaft 
oder aus dem Gewahrsam einer auslän- 
dischen Macht außerhalb des Geltungs- 
bereiches dieses Gesetzes erhält der Beamte 
das ihm nach § 35 Abs. 1 zustehende Ruhe- 
gehalt mit den sich aus Absatz 1 Satz 2 er- 
gebenden Maßgaben, wobei auch die Zeit 
der Kriegsgefangenschaft oder des Gewahr- 
sams nach dem 31. Dezember 1960, jedoch 
nicht über die Vollendung des fünfund- 
sechzigsten Lebensjahres hinaus, berück- 
sichtigt wird. Daneben erhält er für die 
Dauer von zwölf Monaten nach Ablauf des 
Monats, in dem er entlassen worden ist, je- 
doch nicht über die Vollendung des fünf- 
undsechzigsten Lebensjahres hinaus, für 
seine Person eine Zulage in Höhe des 
Unterschiedes zwischen dem Ruhegehalt und 
den dem letzteren zugrunde liegenden 
ruhegehaltfähigen Dienstbezügen; wird der 


16. § 37 b wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden hinter dem Wort 
„Macht" die Worte „außerhalb des Gel- 
tungsbereiches dieses Gesetzes" eingefügt 
sowie die Worte „die Dienstbezüge ausge- 
zahlt" und der nachfolgende Satzteil durch 
folgenden Satzteil und neuen Satz 2 ersetzt: 

„Bezüge in Höhe des Ruhegehaltes aus- 
gezahlt, das dem Beamten nadi diesem 
Gesetz bei einem mit Ablauf des 30. Sep- 
tember 1961 erfolgten Eintritt in den Ruhe- 
stand zustehen würde. Hierbei sind die 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge des für die 
entsprechende Wiederverwendung in der 
früheren Laufbahn maßgebenden Amtes 
(§ 19) unter Berücksichtigung der Zeit der 
Kriegsgefangenschaft oder des Gewahrsams 
zugrunde zu legen; ist das hiernach maßge- 
bende Amt in den B es oldungs Ordnungen des 
Bundes nicht enthalten, so ist die Besol- 
dungsgruppe nach den Besoldungsordnun- 
gen des Landes, in dem erstmals die Bezüge 
festgesetzt werden, zu ermitteln und, falls 
das Amt auch in diesen nicht aufgeführt ist, 
von der obersten Dienstbehörde (§ 60) zu 
bestimmen." 

Außerdem wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Die Zahlungen enden mit Ablauf des 
Monats, in dem der Beamte heimkehrt (Ab- 
satz 2) oder sein wahrscheinliches Ableben 
nach § 133 Abs. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes festgestellt worden ist." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Nach seiner Heimkehr (§ 4 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe a) aus Kriegs-gefangenschaft 
oder aus dem Gewahrsam einer auslän- 
dischen Macht außerhalb des Geltungs- 
bereidies dieses Gesetzes erhält der Beamte 
das ihm nach § 35 Abs. 1 zustehende Ruhe- 
gehalt mit den «ich aus Absatz 1 Satz 2 er- 
gebenden Maßgaben, wobei auch die Zeit 
der Kriegsgefangenschaft oder des Gewahr- 
sams nach dem 30. September 196li jedoch 
nicht über die Vollendung des fünfund- 
sechzigsten Lebensjahres hinaus, berück- 
siditigt wird; ein innerhalb von sechs Mona- 
ten nach Ablauf des Monats, in dem der 
Beamte heimgekehrt ist (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe a) gestellter Antrag auf Gewäh- 
rung des Ruhegehaltes (§ 58 Abs. 2) gilt als 
im Zeitpunkt der Heimkehr gestellt. Dane- 
ben erhält er für die Dauer von zwölf Mona- 
ten nach Ablauf des Monats, in dem er ent- 
lassen worden ist, jedoch nicht über die 
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Beamte in dem genannten Zeitraum nicht 
gemäß § 35 Abs. 3 Sätze 1, 2 Halbsatz 2 
wiederverwendet, so wird die Zulage bis 
zur Dauer von weiteren zwölf Monaten ge- 
währt. Erfüllt der Beamte nicht die Voraus- 
setzungen des § 106 Abs. 1 Nr. 1 des Bun- 
desbeamtengesetzes, so erhält er für die 
Dauer von zwölf Monaten einen Unterhalts- 
beitrag in Höhe des Ruhegehaltes nach 
Satz 1 und der in Satz 2 Halbsatz 1 bezeich- 
neten Zulage; in den Fällen des Satzes 2 
Halbsatz 2 kann der Unterhaltsbeitrag und 
die Zulage bis zu der dort bezeichneten 
Höhe und Dauer weiterbewilligt werden. 
Wird der Beamte innerhalb der in Satz 2 
bezeichneten Zeiträume nicht entsprechend 
wiederverwendet (§ 19), so werden diese 
Zeiträume von ihrem Ablauf an bei der Be- 
messung der ruhegehaltfähigen Dienstbe- 
züge und als ruhegehaltfähige Dienstzeit für 
die Berechnung des Ruhegehaltes berück- 
sichtigt, jedoch nicht über die Vollendung 
des fünfundsechzigsten Lebensjahres hin- 
aus." 


c) In Absatz 3 werden hinter den Worten 
„und 2" ein Komma und die Worte „und 
zwar für die in § 37 a bezeichneten Beamten 
Absatz 2 Satz 1, 2, 4 und für die übrigen 
Absatz 2 Satz 3" eingefügt. 

17. In § 37 c werden in Satz 1 die Worte „und 37 a" 
durch ein Komma und die Worte „37 a und 
§ 37 b Abs. 2 Satz 1, Abs. 3" ersetzt. In Satz 2 
werden die Worte „Satz 2" durch die Worte 
„Satz 2 bis 4" ersetzt. 


18. § 37 d wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Wort „kann" durch das 
Wort „können" ersetzt. Außerdem werden 
die Worte „das Übergangsgehalt gezahlt 
werden, das dem Beamten nach diesem Ge- 
setz zustehen würde" durch die Worte „Be- 
züge in Höhe des Versorgungsbezuges ge- 
zahlt werden, der dem Beamten bei einer 
Heimkehr (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a) am 
31. Dezember 1960 zu gewähren wäre" er- 
setzt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Vollendung des fünfundsechzigsten Lebens- 
jahres hinaus, für seine Person eine Zulage 
in Höhe des Unterschieds zwischen dem 
Ruhegehalt und den dem letzteren zugrunde 
liegenden ruhegehaltfähigen Dienstbezügen; 
wird der Beamte in dem genannten Zeitraum 
nicht gemäß § 35 Abs. 3 Sätze 1, 2 Halb- 
satz 2 wiederverwendet, so wird die Zulage 
'bis zur Dauer von weiteren zwölf Monaten 
gewährt. Erfüllt der Beamte nicht die Vor- 
aussetzungen des § 106 Abs. 1 Nr. 1 des 
Bundesbeamtengesetzes, so erhält er für die 
Dauer von zwölf Monaten einen Unterhalts- 
beitrag in Höhe des Ruhegehaltes nach 
Satz 1 und der in Satz 2 Halbsatz 1 bezeich- 
neten Zulage; in den Fällen des Satzes 2 
Halbsatz 2 können der Unterhaltsbeitrag und 
die Zulage bis zu der dort bezeichneten 
Höhe und Dauer weiterhe willigt werden. 
Wird der Beamte innerhalb der in Satz 2 
bezeichneten Zeiträume nicht entsprechend 
wiederverwendet (§ 19), so werden diese 
Zeiträume von ihrem Ablauf an bei der Be- 
messung der ruhegehialtfähigen Dienstbe- 
züge und als ruhegehaltfähige Dienstzeit für 
die Berechnung des Ruhegehaltes berück- 
sichtigt, jedoch nicht über die Vollendung 
des fünfundsechzigsten Lebensjahres hin- 
aus." 

c) In Absatz 3 werden hinter den Worten 
„und 2" ein Komma und die Worte „und 
zwar von Absatz 2 für die in § 37 a bezeich- 
neten Beamten Satz 1, 2, 4 und für die übri- 
gen Satz 3" eingefügt. 

17. In § 37 c werden in Satz 1 hinter dem Wort 

^ „Gewahrsam" der Klammerzusatz „(§ 37 b 

Abs. 1, 4)" eingefügt, der Klammerzusatz „(§ 37 b 
Abs. 1 bis 4)" gestrichen sowie die Worte „und 
37 a" durch ein Komma und die Worte „37 a 
und § 37 b Abs. 2 Satz 1, Abs. 3" ersetzt. In 
Satz 2 werden die Worte „Satz 2" durch die 
Worte „Satz 2 bis 4" ersetzt. 

18. § 37 d wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „in der sowje- 
tischen Besatzungszone oder im sowjeti- 
schen Sektor von Berlin aus Gründen, die 
im Bundesgebiet nicht anerkannt werden, 
in Gewahrsam genommen," durch die Worte 
„in Gewahrsam der in § 37 b Abs. 1, 4 be- 
zeichneten Art genommen," ersetzt. Außer- 
dem werden das Wort „kann" durch das 
Wort „können" und die Worte „das Uber- 
gangsgehalt gezahlt werden, das dem Beam- 
ten nach diesem Gesetz zustehen würde" 
durch die Worte „Bezüge in Höhe des Ver- 
sorgungsbezuges gezahlt werden, der dem 
Beamten bei einer Heimkehr (§ 4 Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe a) am 30. September 1961 
zu gewähren wäre" ersetzt. 
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b) Satz 2 wird gestrichen. 

c) In dem bisherigen Satz 3 werden die Worte 

„Satz 2" durch die Worte „Satz 2 bis 4" er- 
setzt. Folgender Satz wird angefügt: 

„Nach seiner Heimkehr erhält der Beamte 
den den Bezügen nach Satz 1, 2 zugrunde 
gelegten Versorgungsbezug, wobei § 37 b 
Abs. 2 Satz 1 entsprechend gilt." 

19. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Halbsatz 2 werden hinter dem Wort 
„Kriegsgefangenschaft" die Worte „oder 
Gewahrsam (§35 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 2)" 
eingefügt. 


b) In Satz 2 Halbsatz 2 werden hinter dem 
ersten Wort „Kriegsgefangenschaft" die 
Worte „oder einem Gewahrsam der in 
§ 37 b Abs. 2, 4 bezeichneten Art vor dem 
1. April 1951 oder während einer über die- 
sen Zeitpunkt andauernden Kriegsgefangen- 
schaft oder eines Gewahrsams" und hinter 
dem* zweiten Wort „Kriegsgefangenschaft" 
die Worte „oder des Gewahrsams" einge- 
fügt. 

20. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) In Salz 1 werden die Worte „die oberste 
Dienstbehörde im Einvernehmen mit den 
Bundesministern des Innern und der Finan- 
zen" gestrichen. Das Wort „einen" wird 
durch das Wort „ein" und das Wort „bewil- 
ligen" durch die Worte „bewilligt werden" 
ersetzt. 


b) Satz 2 wird gestrichen 


21. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 weiden die Worte „oder 
wird" durch die Worte „bis zum 31. Dezem- 
ber 1960" ersetzt; hinter dem Wort „Wider- 
ruf" wird der Klammerzusatz „(§ 11 in der 
bis zum 31. Dezember 1960 geltenden Fas- 
sung des Gesetzes)" und hinter dem Wort 
„übernommen" das Wort „worden" einge- 
fügt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

b) unverändert 

c) unverändert 


19. § 38 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Satz 1 erhält der Halbsatz 2 folgende Fas- 
sung: 

„ist der Beamte nach dem 8. Mai 1945 in 
Kriegsgefangenschaft oder in einem Gewahr- 
sam der in § 37 b Abs. 1, 4 bezeichneten Art 
vor Ablauf des 1. April 1951 oder während 
einer über diesen Zeitpunkt andauernden 
Kriegsgefangenschaft oder eines solchen Ge- 
wahrsams oder des in § 37 d bezeichneten 
Gewahrsams verstorben, so gelten § 37 b 
Abs. 2 Satz 1 und § 37 d Satz 3 entspre- 
diend." 

b) In Satz 2 Halbsatz 2 werden hinter dem 
ersten Wort „Kriegsgefangenschaft" die 
Worte „oder einem Gewahrsam der in § 37 b 
Abs. 1, 4 bezeichneten Art vor Ablauf des 
1. April 1951 oder während einer über die- 
sen Zeitpunkt andauernden Kriegsgefangen- 
schaft oder eines solchen Gewahrsams" und 
hinter dem zweiten Wort „Kriegsgefangen- 
schaft" die Worte „oder des Gewahrsams" 
eingefügt, 

20. § 39 wird wie folgt geändert; 

♦ 

a) In Satz 1 werden in Nr. 3 der Klammerzusatz 
„(§ 37 b Abs. 1 oder 4)" durch die Worte 
„der in § 37 b Abs. 1, 4 bezeichneten Art" 
ersetzt; die Worte „die oberste Dienstbe- 
hörde im Einvernehmen mit den Bundes- 
ministern des Innern und der Finanzen" wer- 
den gestrichen. Das Wort „einen" wird durch 
das Wort „ein" und das Wort „bewilligen" 
durch die Worte „bewilligt werden" ersetzt. 

b) unverändert 

c) In Absatz 2 werden die Worte „und 5" durch 
ein Komma und die Worte „5 und § 181 b" 
ersetzt. 

21. § 42 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „oder 
wird" durch die Worte „bis zum 30. Septem- 
ber 1961" ersetzt; hinter dem Wort „Wider- 
ruf" wird der Klammerzusatz „(§ 11 in der 
bis zum 30. September 1961 geltenden Fas- 
sung des Gesetzes)" und hinter dem Wort 
„übernommen" das Wort „worden" einge- 
fügt. In Satz 2 werden die Worte „und 8, so- 
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b) In Absatz 1 Satz 3 Halbsatz 2 werden hinter 
dem ersten Wort Jür" die Worte „die 
Übernahme als Angestellter oder Arbeiter 
mit einem solchen Versorgungsanspruch 
durch" eingefügt. Die Worte „und für" wer- 
den durch ein Komma ersetzt sowie hinter 
dem Wort „Gebietskörperschaften" die 
Worte „oder Sozialversicherungsträgarn" 
eingefügt. 

c) In Absatz 2 werden die Worte „oder wird" 
durch die Worte „vor dem 1. Januar 1961" 
ersetzt; hinter dem Wort „Widerruf" wird 
der Klammerzusatz „(§ 11 in der bis zum 
31. Dezember 1960 geltenden Fassung des 
Gesetzes)" und hinter dem Wort „verwen- 
det" das Wort „worden" eingefügt. Der 
Klammerzusatz „(§ 11)" hinter dem Wort 
„Dienstherren" wird durch den Klammerzu- 
satz „(§ 11 in der genannten Fassung des 
Gesetzes)" ersetzt. 

d) In Absatz 5 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Absatz 1 gilt außerdem für Beamte (§§ 1,2), 
die auf Grund des § 4 oder des § 81 Abs. 4 
nicht an der Unterbringung teilgenommen 
haben, entsprechend, wenn durch die Wie- 
derverwendung die Nachversicherung ent- 
fällt (§ 72 a Abs. 2); hierbei ist von der 
Rechtsstellung auszugehen, die bei Er- 
füllung der in Halbsatz 1 bezeichneten 
Voraussetzungen für die Geltendmachung 
vcn Rechten maßgebend gewesen wäre. 
Gleiches gilt, wenn der Beamte nicht die in 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b bezeichneten 
Voraussetzungen hinsichtlich der Aufgabe 
des Dienstes erfüllt. In Fällen, in denen die 
Voraussetzungen des § 4 nicht erfüllt sind 
(Satz 2), sowie des Satzes 3 bedarf es der 
vorherigen Zustimmung der obersten Dienst- 
behörde (§ 60) oder der von ihr ermächtig- 
ten Dienststelle." 


e) Es wird folgender Absatz angefügt: 

„(6) Auf Beamte zur Wiederverwendung, 
die nach § 35 Abs. 1, 2 mit Ablauf des 
31. Dezember 1960 in den Ruhestand getre- 
ten sind oder als entlassen gelten, sind im 
Falle einer späteren Übernahme die Ab- 
sätze 1, 3 und 4 sinngemäß anzuwenden, 
wenn sie bei der Übernahme das zweiund- 
sechzigste Lebensjahr nicht vollendet haben 
und dienstfähig sind. Entsprechendes gilt 
für frühere Beamte auf Widerruf, die bis 
zum 31. Dezember 1960 an der Unterbrin- 
gung teilgenommen haben." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

wie nach § 110 des Bundesbeamtengesetzes" 
durch ein Komma und die Worte „8 und 31" 
ersetzt. 

b) unverändert 


c) In Absatz 2 werden die Worte „bder wird" 
durch die Worte „vor dem J. Oktober 1961" 
ersetzt; hinter dem Wort „Widerruf" wird 
der Klammerzusatz „i(§ 11 in der bis zum 
30. September 1961 geltenden Fassung des 
Gesetzes)" und hinter dem Wort „verwen- 
det" das Wort „worden" eingefügt. Der 
Klammerzusatz „(§ 11)" hinter dem Wort 
„Dienstherren" wird durch den Klammerzu- 
satz „(§ 11 in der genannten Fassung des 
Gesetzes) " ersetzt. 

d) In Absatz 5 werden folgende Sätze ange- 
fügt: 

„Absatz 1 gilt außerdem für Beamte (§§ 1, 2), 
die auf Grund des § 4 oder des § 81 Abs. 4 
in der bis zum 30. September 1961 geltenden 
Fassung des Gesetzes nicht an der Unter- 
bringung teilgenommen haben, entsprechend, 
wenn durch die Wiederverwendung die 
Nachversicherung entfällt (§ 72 a Abs. 2); 
hierbei ist von der Rechtsstellung auszu- 
gehen, die bei Erfüllung der in Halbsatz 1 
bezeichneten Voraussetzungen für die Gel- 
tendmachung von Rechten maßgebend ge- 
wesen wäre. Gleiches gilt, wenn der Beamte 
nicht die in § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b be- 
zeichneten Voraussetzungen hinsichtlich der 
Aufgabe des Dienstes erfüllt. In Fällen, in 
denen die Vorausetzungen des § 4 nicht er- 
füllt sind (Satz 2), sowie des Satzes 3 bedarf 
es der vorherigen Zustimmung der obersten 
Dienstbehörde (§ 60) oder der von ihr er- 
mächtigten Dienststelle." 

e) Es wird folgender Absatz angefügt: 

„i(6) Auf Beamte zur Wiederverwendung, 
die nach § 35 Abs. 1, 2 mit Ablauf des 
30. September 1961 in den Ruhestand getre- 
ten sind oder als entlassen gelten, sind im 
Falle einer späteren übernaihme die Ab- 
sätze 1, 3 und 4 sinngemäß anzuwenden, 
wenn sie bei der Übernahme das zweiund- 
sechzigste Lebensjahr nicht vollendet haben 
und dienstfähig sind. Entsprechendes gilt 
für frühere Beamte auf Widerruf, die bis 
zum 30. September 1961 an der Unterbrin- 
gung teilgenommen haben." 
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22. In § 44 Abs. 1 Satz 2 und Satz 4 werden hinter 
den Worten „oberste Dienstbehörde“ die Worte 
„(§ 60) oder der von ihr ermächtigten Dienst- 
stelle" eingefügt. 

23. In § 45 Abs. 1 Nr. 1 werden hinter den Worten 
^ „obersten Dienstbehörde" die Worte „oder der 

von ihr ermächtigten Dienststelle" und in Ab- 
satz 2 Satz 2 hinter dem Wort „oberste Dienst- 
behörde" die Worte „odei die von ihr ermäch- 
tigte Dienststelle" eingefügt. 

24. In § 48 Abs. 2 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„§ 37 b Abs. 1 Satz 3, 4, Abs. 5 und § 37 d 
Satz 2 Halbsatz 2 gelten entsprechend." 


25. § 51 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 das Wort 
„Volksdeutsche" und in Satz 2 das Wort 
„Volksdeutsche" gestrichen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

22. In § 44 Abs. 1 Satz 2 und Satz 4 werden hinter 
^ den Worten „oberste Dienstbehörde" die Worte 

„oder der von ihr ermäditigten Dienststelle" 
eingefügt. 

23. unverändert 


24. § 48 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor der Zahl 
„32" die Zahl „31" und ein Komma einge- 
fügt, 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „der 
sowjetischen Besatzungszone oder im so- 
wjetischen Sektor von Berlin aus Gründen, 
die im Bundesgebiet nicht anerkannt wer- 
den, in" durch die Worte „den in § 37 d be- 
zeichneten" ersetzt. Satz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„§ 37 b Abs. 1 Satz 3, 4, Abs. 5 und § 37 d 
Satz 2 Halbsatz 2 gelten entsprechend." 

24a. In § 49 werden vor der Zahl „32" die Zahl „31" 
^ und ein Komma eingefügt. 

24 b. In § 50 Satz 1 werden vor der Zahl „32" die 
^ Zahl „31" und ein Komma eingefügt. 


25. § 51 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 das Wort 
„Volksdeutsche" und in Satz 2 das Wort 
„Volksdeutsche" gestrichen. Außerdem wird 
in Satz 1 der Punkt durch ein Komma ersetzt 
und folgender Satzteil angefügt: „wobei 
§ 29 Abs. 4 entsprechende Anwendung fin- 
det." 

b) unverändert 


b) Es wird folgender Absatz angefügt: 

„>(3) Umsiedler (Absatz 1), die bis zur 
Umsiedlung im öffentlichen Dienst ihres 
Herkunftslandes standen, nach der Umsied- 
lung nicht ihrer dortigen Rechtsstellung ent- 
sprechend wiederverwendet worden sind 
und am 8. Mai 1945 weder das fünfundsech- 
zigste Lebensjahr vollendet hatten noch 
dienstunfähig waren, werden wie die in § 1 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d bezeichneten Per- 
sonen mit der Maßgabe behandelt, daß ihr 
Dienstverhältnis im Herkunftsland als bis 
zum Ablauf des 8. Mai 1945 fortgesetzt gilt. 
§ 32 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 gilt entspre- 
chend." 
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25 a. In § 52 Abs. 3 Satz 3 und Satz 5 werden jeweils 
^ die Zahl „HO" durch die Zahl „31" ersetzt und 
die Worte „des Bundesbeamtengesetzes" ge- 
strichen. In Absatz 3 Satz 4 werden jeweils vor 
den Worten „die Vergütungsgruppen" die Num- 
mern „1.", „2.", „3.", „4.“ eingefügt. 


26. § 52 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Angestellte und Arbeiter (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1, § 2), die nicht unter § 52 fallen, er- 
halten, wenn sie am 8. Mai 1945 nach den 
für sie geltenden Vorschriften eine Dienst- 
zeit von mindestens fünfundzwanzig Jahren 
erreicht hatten, Übergangsbezüge ; § 37 a 
Satz 2 gilt für die Erfüllung der nach Halb- 
satz 1 erforderlichen Dienstzeit sinngemäß. 
Die Übergangsbezüge werden in Höhe von 
sechzig vom Hundert des am 8. Mai 1945 
zugestandenen ungekürzten Arbeitseinkom- 
mens gewährt. Hierbei sind die §§ 7 bis 9 
dieses Gesetzes sowie § 110 des Bandes- 
beamtengesetzes mit den sich aus § 52 
Abs. 3 Satz 4, 5 dieses Gesetzes ergebenden 
Maßgaben entsprechend anzuwenden. Für 
die Anrechnung von Arbeitseinkommen gilt 
§ 35 Abs. 4 miit der Maßgabe entsprechend, 
daß an die Stelle der ruh eg ehalt fähigen 
Dienstbezüge das ungekürzte Arbeitsein- 
kommen (Satz 2) und an die Stelle des 
Ruhegehalts die Übergangsbezüge treten. 
Im übrigen sind § 6 Abs. 1, §§ 19, 35 Abs. 3 
Satz 4, § 37 b Abs. 1, 2 Satz 1, Abs. 4 und 5 
sowie § 37 d dieses Gesetzes und § 156 
Abs. 2, §§ 158 bis 160, 162, 165, 167, 169 
des Bundesbeamtengesetzes sinngemäß an- 
zuwenden." 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Komma hinter 
dem Wort „konnten” durch das Wort „und" 
ersetzt; die Worte „und dienstfähig sind" 
werden gestrichen. Satz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„Absatz 1 Satz 2 findet jedoch mit der 
Maßgabe Anwendung, daß nach zehnjähri- 
ger Dienstzeit dreißig vom Hundert und 
für jedes weitere Dienstjahr außerdem je 
zwei vom Hundert bis zur Erreichung von 
sechzig vom Hundert des ungekürzten 
Arbeitseinkommens zugrunde gelegt wer- 
den. " 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Anspruch auf Übergangsbezüge 
erlischt bei entsprechender Wiederverwen- 
dung, mit Vollendung des fünfundsechzig- 
sten Lebensjahres, mit Erlangung des Alters- 
ruhegeldes oder der Rente wegen Berufs- 
oder Erwerbsunfähigkeit oder, falls eine Ver- 
sicherung in den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen nicht besteht, mit dem Eintritt 
der Dienstunfähigkeit. Wird die Dienstfähig- 
keit wiedererlangt oder die Rente wegen 


26. § 52 a wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Angestellte und Arbeiter (§ 1 Abs. 1 
Nr. 1, § 2), die nicht unter den § 52 fallen, er- 
halten, wenn sie am 8. Mai 1945 nach den 
für sie geltenden Vorschriften eine Dienst- 
zeit von mindestens fünfundzwanzig Jahren 
erreicht hatten, Übergangsbezüge; § 37 a 
Satz 2 gilt für die Erfüllung der nach Halb- 
satz 1 erforderlichen Dienstzeit sinngemäß. 
Die Übergangsbezüge werden in Höhe von 
sechzig vom Hundert des am 8. Mai 1945 
zugestandenen ungekürzten Arbeitseinkom- 
mens gewährt. Hierbei sind die §§ 7 bis 9 
und 31 mit den sich aus § 52 Abs. 3 Satz 4, 5 
dieses Gesetzes ergebenden Maßgaben ent- 
sprechend anzuwenden. Für die Anrech- 
nung von Arbeitseinkommen gilt § 35 Abs. 4 
mit der Maßgabe entsprechend, daß an die 
Stelle der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
das ungekürzte Arbeitseinkommen (Satz 2) 
und an die Stelle des Ruheigehalts die Über- 
gangsbezüge treten. Im übrigen sind § 6 
Abs. 1, §§ 19, 35 Abs. 3 Satz 3, § 37 b Abs. 1, 
2 Satz 1, Abs. 4 und 5 sowie § 37 d dieses 
Gesetzes und § 156 Abs. 2, §§ 158 bis 160, 
162, 165, 167, 169 des Bundesbeamtengeset- 
zes sinngemäß anzu wenden.“ 


b) unverändert 


c) unverändert 
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einer Änderung in den Verhältnissen des 
Berechtigten entzogen oder fällt eine Rente 
auf Zeit weg, so lebt der Anspruch auf die 
Bezüge wieder auf.“ 

27. § 52 b wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Soweit die in Absatz 1 bezeichneten 
Personen am 8. Mai 1945 nach den für sie 
geltenden Vorschriften eine Dienstzeit von 
mindestens zwanzig Jahren abgeleistet hat- 
ten, werden ihnen in entsprechender An- 
wendung des § 52 a Abs. 1 und 3 Ubergangs- 
bezüge gewährt. Hierbei tritt an die Stelle 
des in § 52 a Abs. 1 Satz 2 vorgesehenen 
Hundertsatzes von sechzig vom Hundert ein 
solcher von fünfzig vom Hundert“ 


b) Absatz 3 wird gestrichen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


27. § 52 b wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Soweit die in Absatz 1 bezeichneten 
Personen am 8. Mai 1945 nach den für sie 
geltenden Vorschriften eine Dienstzeit von 
mindestens zwanzig Jahren abgeleistet hat- 
ten, werden ihnen in entsprechender An- 
wendung des § 52 a Abs. 1 und 3 Übergangs- 
bezüge gewährt. Hierbei tritt an die Stelle 
des in § 52 a Abs. 1 Satz 2 vorgesehenen 
Hundertsatzes von sechzig vom Hundert ein 
solcher von fünfzig vom Hundert. Satz 1 und 
2 gelten auch für Angestellte und Arbeiter, 
die am 8. Mai 1945 eine Dienstzeit van min- 
destens fünfzehn Jahren nach dem am 
31. März 1938 für sie geltenden Recht abge- 
leistet und das vierzigste Lebensjahr voll- 
endet hatten," 

b) unverändert 


27 a. Folgender neuer § 52 c wird eingefügt: 

♦ 

„§ 52 c 


(1) Angestellte und Arbeiter (§ 1 Abs. 1 Nr. 1, 
§ 2), die am 8. Mai 1945 nach den für sie gelten- 
den Vorschriften eine Dienstzeit von minde- 
stens zehn Jahren abgeleistet hatten und am 
30. September 1961 an der Unterbringung teil- 
nahmen oder auf die Pflichtanteile (§§ 12, 13 
in der bis zu dem genannten Zeitpunkt gelten- 
den Fassung des Gesetzes) anrechenbar waren, 
erhalten auf Antrag ein Entlassungsgeld, wenn 
sie weder nach diesem Gesetz einen Anspruch 
auf V ersorgungs- (Übergangs- jbezüge haben 
noch nach dem 8. Mai 1945 als Angestellte oder 
Arbeiter mindestens insgesamt ein Jahr im 
öffentlichen Dienst beschäftigt noch als Beamte, 
Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit verwen- 
det worden sind. Das Entlassungsgeld beträgt 

für Angestellte der in § 52 Abs. 3 Satz 4 
Nr. 1 und 2 bezeichneten Vergütungsgrup- 
pen und für Arbeiter 

eintausend Deutsche Mark, 

für Angestellte der in § 52 Abs. 3 Satz 4 
Nr. 3 bezeichneten Vergütungsgruppen 

eintausendfünfhundert Deutsche Mark, 

für Angestellte der in § 52 Abs. 3 Satz 4 
Nr. 4 bezeichneten Vergütungsgruppen und 
Vergütungen 

zweitausend Deutsche Mark. 


§§ 48 bis 51 des Bundesbeamtengesetzes gelten 
entsprechend, wenn vor der Zahlung des Entlas- 
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28. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden die 
Worte „entlassen worden" durch die Worte 
„oder aus einem Gewahrsam (§ 37 b Abs. 2, 
4) von längerer als achtjähriger Dauer heim- 
kehrt (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a)" er- 
setzt. Hinter dem Wort „entsprechend" wer- 
den ein Komma und die Worte „wobei für 
die Anwendung des § 35 Abs. 1 Satz 1 an 
die Stelle des dort bezeichneten § 71 e der 
§ 71g tritt" eingefügt. 


b) In Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 werden die 
Worte „entlassen worden" durch die Worte 
„oder aus einem Gewahrsam (§ 37 b Abs. 2, 
4) von längerer als achtjähriger Dauer heim- 
gekehrt" ersetzt und hinter dem zweiten 
Wort „Kriegsgefangenschaft" die Worte 
„oder des Gewahrsams" eingefügt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

sungsgeldes die Voraussetzungen des § 48 des 
vorgenannten Gesetzes eingetreten sind; im 
übrigen sind die §§ 7 bis 9 dieses Gesetzes so- 
wie § 159 des Bundesbeamtengesetzes entspre- 
chend anzuwenden. Ist der Angestellte oder 
Arbeiter, dem nach Satz 1 Entlassungsgeld zu 
gewähren wäre, verstorben, so steht das Ent- 
lassungsgeld den Erben zu. ln den vom Bundes- 
minister des Innern zu erlassenden Ausfüh- 
rungsvorschriften kann die Gewährung eines 
Entlassungsgeldes auch in solchen Fällen zuge- 
lassen werden, in denen die Teilnahme an der 
Unterbringung oder Anrechenbarkeit auf die 
Pflichtanteile infolge Vollendung des fünfund- 
sechzigsten Lebensjahres oder Eintritt von 
Dienstunfähigkeit bereits vor dem 30. Septem- 
ber 1961 geendet hat, Anspruch auf Übergangs- 
gehalt (ülbergangsbezüge) nicht bestand imd 
dem Angestellten oder Arbeiter (Satz 1) auch 
eine Rente aus den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen oder anderweitige mit seinem früheren 
Beschäftigungsverhältnis zusammenhängende 
Versorgungsleistungen nicht zustehen. 

(2) Wird der Angestellte oder Arbeiter bis 
zum 31. Dezember 1965 in ein in Satz 1 Halb- 
satz 1 bezeichnetes Beschäftigungs- oder Dienst- 
verhältnis übernommen, so verbleibt ihm für 
jedes volle Jahr zwischen dem Inkrafttreten 
dieser Vorschrift und der Übernahme ein Vier- 
tel des Entlassungsgeldes, während der Rest in 
angemessenen Beträgen zurückzuzahlen ist; 
§ 165 des Bundesbeamtengesetzes gilt entspre- 
chend." 


28. § 53 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden die 
Worte „1. September 1953" durch die Worte 
„1. April 1951" ersetzt und hinter dem Wort 
„Kriegsgefangenschaft" die Worte „oder Ge- 
wahrsam (§ 37 b Abs. 1, 2, 4)" sowie hinter 
dem Wort „Hinterbliebenen" die Worte 
„sowie in § 37 b Abs. 1 Satz 3 bezeichneten 
sonstigen Angehörigen" eingefügt. Hinter 
dem Wort „entsprechend" werden ein Kom- 
ma und die Worte „wobei für die Anwen- 
dung des § 35 Abs. 1 Satz 1 an die Stelle des 
dort bezeichneten § 71 e die §§ 71 g bis 71 i 
treten" eingefügt. In Satz 1 Halbsatz 2 wer- 
den die Worte „§ 110 des Bundesbeamten- 
gesetzes" durch die Worte „§ 31" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 werden die 
Worte „1. September 1953" durch die Worte 
„1. April 1951“ ersetzt und hinter dem ersten 
Wort „Kriegsgefangenschaft" die Worte 
„oder Gewahrsam (§ 37 b Abs. 1, 2, 4)" sowie 
hinter dem zweiten Wort „Kriegsgefangen- 
schaft" die Worte „oder des Gewahrsams" 
eingefügt. In Satz 3 Halbsatz 1 werden hinter 
den Worten „in der neuen Wehrmacht" die 
Worte „oder im zweiten Weltkrieg in dem 
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c) In Absatz 1 erhält Satz 6 folgende Fassung: 

„Für Berufsoffiziere mit einer Dienstzeit 
von zehn oder mehr Jahren gilt § 19, und 
zwar auch hinsichtlich einer Wiederverwen- 
dung als Beamter, entsprechend." 

d) In Absatz 2 Satz 4 erhält der Satzteil „Auf 
Hinterbliebene" bis „findet" folgende Fas- 
sung: 


„Ist ein Berufssoldat, der weder die in 
Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Vorau&set- 
zungen hinsichtlich der Begründung eines 
Berufssoldaten- oder Beamtenverhältnisses 
oder Dienstverhältnisses in der Landespoli- 
zei noch die Voraussetzungen des Satzes 1 
dieses Absatzes erfüllt, nach dem 8. Mai 
1945 in Kriegsgefangenschaft oder Gewahr- 
sam der in § 37 b Abs. 2, 4 bezeichneten Art 
verstorben, so findet auf die Hinterbliebe- 
nen . . 

Hinter dem zweiten Wort „Kriegsgefan- 
genschaft" werden die Worte „oder des 
Gewaihrsams (§ 37 b Abs. 2, 4)“ einge- 
fügt. Außerdem wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„dies gilt auch, wenn der verstorbene Be- 
rufssoldat (Halbsatz 1) zwar die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 Satz 1 Halbsatz 1, 
jedoch nicht die nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 
erforderliche Dienstzeit erfüllt hat." 


e) In Absatz 6 Satz 2 wird das Wort „Volks- 
deutschen" gestrichen und hinter dem Wort 
„Umsiedlern" der Klammerzusatz „(§ 1 des 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

ihrer früheren Sonderlaufbahn als Berufs- 
offizier entsprechenden Dienstzweig als 
Wehrmachtbeaiiite des Beurlaubtenstandes" 
eingefügt. In Satz 3 Halbsatz 2 werden die 
Worte „Maßgabe des §110 des Bundesbeam- 
tengesetzes berücksichtigt" durch die Worte 
ersetzt: „§31 mit der Maßgabe berücksichtigt, 
daß eine auf Grund des früheren Dienst- 
grades in entsprechender Anwendung der 
§§ 181 a und 181 b des Bundesbeamtengeset- 
zes zustehende günstigere Versorgung wei- 
ter zü gewähren bleibt." 

c) unverändert 


d) In Absatz 2 werden in Satz 3 das Semikolon 
durch einen Punkt ersetzt und der Halbsatz 2 
gestrichen. In Satz 4 erhält der Satzteil „Auf 
Hinterbliebene" bis „findet" folgende Fas- 
sung: 

„Ist ein Berufssoldat, der weder die Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 Satz 1 noch des 
Satzes 1 dieses Absatzes erfüllt, nach dem 
8. Mai 1945 in Kriegsgefangenschaft oder 
Gewahrsam der in § 37 b Abs. 1, 4 bezeich- 
neten Art vor Ablauf des 1. April 1951 ver- 
storben, so findet auf die Hinterbliebenen 
(( 


Hinter den Worten „der Kriegsgefangen- 
schaft" werden die Worte „oder des Ge- 
wahrsams“ eingefügt. Außerdem werden fol- 
gende Sätze angefügt: 


„Satz 4 gilt auch, wenn der verstorbene Be- 
rufssoldat zwar die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Satz 1 Halbsatz 1, jedoch nicht 
die nach Absatz 1 Satz 2 Nr, 1 erforderliche 
Dienstzeit erfüllt hat. Die entsprechende An- 
wendung des § 37 c bleibt unberührt." 

e) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge der 
Berufsunteroffiziere mit zwölf und mehr 
Dienst] ahren werden, wenn dies beantragt 
wird, so bemessen, wie wenn sie am 8. Mai 
1945 oder bei früherem Eintritt des Versor- 
gungsfalles zu diesem Zeitpunkt nach Maß- 
gabe der bestandenen Wehrmachtfadischul- 
prüfung Militäranwärter geworden wären." 

f) In Absatz 6 Satz 2 wird das Wort „Volks- 
deutschen" gestrichen und hinter dem Wort 
„Umsiedlern“ der Klammerzusatz „(§ 1 des 
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Bundesvertriebenengesetzes, § 51)" einge- 
fügt. 


29. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Sätze 1 und 2 ge- 
strichen. In Satz 3 werden die Worte „Ent- 
sprechende Unterbringung (§ 19) liegt auch 
vor" durch die Worte ersetzt: „Berufsunter- 
offiziere, die am 8. Mai 1945 oder nach § 53 
Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 eine Dienstzeit von 
mindestens zwölf Jahren abgeleistet hatten, 
sind auch entsprechend (§ 19) wiederver- 
wendet". Satz 5 wird gestrichen. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Berufsunteroffizieren, die am 8. Mai 
1945 oder nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 
eine Dienstzeit von mindestens zwölf, aber 
noch nicht achtzehn Jahren abgeleistet hat- 
ten und aus der Teilnahme an der Unter- 
bringung nicht entlassen worden sind (§ 10 
Abs. 2 Halbsatz 2, § 24 a in der bis zum 
31, Dezember 1960 geltenden Fassung des 
Gesetzes), ist bei Eintritt der Voraussetzun- 
gen des § 35 Abs. 1, für dessen entspre- 
chende Anwendung an die Stelle des dort 
bezeichneten § 71 e der § 71g tritt, ein Un- 
terhaltsbeitrag in Höhe des Ruhegehaltes 
unter entsprechender Anwendung des § 35 
Abs. 3 zu gewähren; der Unterhaltsbeitrag 
gilt für die entsprechende Anwendung der 
§§ 9, 29 Abs. 1 Satz 2 und des § 35 Abs. 4 
als Ruhegehalt und der frühere Berufsunter- 
offizier als Ruhestandsbeamter. § 37 b 

Abs. 3, 4, 5 und die §§ 37 c, 37 d und 38 
Satz 2 gelten entsprechend." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird gestrichen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Bundesvertriebenengesetzes, § 51)“ einge- 
fügt. 

g) In Absatz 7 werden die Worte „§ 110 des 
Bundesbeamtengesetzes" durch die Worte 
„§ 31" ersetzt. 

29. § 54 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Berufsunteroffizieren, die am 8. Mai 
1945 oder nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 
eine Dienstzeit von mindestens zwölf, aber 
noch nicht achtzehn Jahren abgeleistet hat- 
ten lund aus der Teilnahme an der Unter- 
bringung nicht entlassen worden sind (§ 10 
Abs. 2 Halb Satz 2, § 24 a in der bis zum 
30. September 1961 geltenden Fassung des 
Gesetzes), ist bei Eintritt der Voraussetzun- 
gen des § 35 Abs. 1, für dessen entspre- 
chende Anwendung an die Stelle des dort 
bezeichneten § 71 e die §§ 71 g bis 71 i tre- 
ten, ein Unterhaltsbeitrag in Höhe des Ruhe- 
gehaltes unter entsprechender Anwendung 
des § 35 Abs. 3 zu gewähren; der Unterhalts- 
beitrag gilt für die entsprechende Anwen- 
dung der §§ 9, 29 Abs. 1 Satz 2 und des § 35 
Abs. 4 als Ruhegehalt und der frühere 
Berufsunteroffizier als Ruhestandsbeamter. 
§ 37 b Abs. 3, 4, 5 und die §§ 37 c, 37 d und 
38 Satz 2 gelten entsprechend." 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Berufsunteroffiziere (§ 53 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 2), die am 8. Mai 1945 eine Dienstzeit 
von mindestens zehn, aber noch nicht von 
zwölf Jahren abgeleistet hatten, erhalten auf 
Antrag ein Entlassungsgeld von dreitausend 
Deutsche Mark, wenn sie weder nach diesem 
Gesetz einen Anspruch auf Versorgungs- 
(Ubergangs-)bezüge haben noch in ein Be- 
amtenverhältnis, in den Vorbereitungsdienst 
für eine Beamtenlaufbahn, in ein Arbeitsver- 
hältnis im öffentlichen Dienst mit Anspruch 
auf Versorgung nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften oder Grundsätzen oder als Be- 
rufssoldaten, Soldaten auf Zeit übernommen 
worden sind; § 52 c Abs. 1 Satz 3, 4 und 
Abs. 2 gilt entsprechend." 


30. In § 54 a Abs. 1 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und dahinter folgender Satzteil 
angefügt: 


30. In § 54 a Abs. 1 wird der Punkt durch ein 
^ Komma ersetzt und dahinter folgender Satzteil 
angefügt: 
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„wobei für die Anwendung des § 35 Abs. 1 
Satz 1 an die Stelle des dort bezeidineten 
§ 71 e der § 71 g tritt'' 


31. /n § 54b werden folgende Sätze angeifügt: 


„Die Sätze 1 und 2 gelten sinngemäß für solche 
am 8. Mai 1945 noch im Dienst gewesenen Be- 
rufsoffiziere und Berufsimteroffiziere, die zwar 
die Voraussetzungen des § 53 Abs. 1 Satz 1, 
jedoch nicht die nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
für Berufsoffiziere und die nach § 54 Abs. 3 
Satz 1 für Berufsunteroffiziere erforderliche 
Dienstzeit erfüllen. Für die Hinterbliebenen 
gilt Entsprechendes." 


32. In § 55 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden die 
Worte „entlassen worden" durch die Worte 
„oder aus einem Gewahrsam ( § 37 b Abs. 2, 4) 
von längerer als achtjähriger Dauer heimge- 
kehrt (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a)" ersetzt. 


33. § 56 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 


„(1) Für die Gewährung von Beihilfen und 
Unterstützungen gelten die für die Bundes- 
beamten maßgebenden Bestimmungen entspre- 
chend. Die Ausführung regeln die Bundesmini- 
ster des Innern und der Finanzen; sie können 
hierbei den Personenkreis, auf den die in Satz 1 
bezeichneten Bestimmungen anzuwenden sind, 
näher bestimmen." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

„wobei für die Anwendung des § 35 Abs. 1 
Satz 1 an die Stelle des dort bezeichneten § 71 e 

die §§ 71 g bis 71 i treten." 


31. § 54 b wird wie fplgt geändert: 

♦ 

a) In Satz 1 werden die Worte „Halbsatz 1" 
gestrichen. 

b) In Satz 2 werden die Worte „und nach § 110 
des Bundesbeamtengesetzes" gestrichen, 

c) Es werden folgende Sätze angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 gelten sinngemäß für 
solche am 8. Mai 1945 noch im Dienst ge- 
wesenen Berufsoffiziere und Berufsunteroffi- 
ziere, die zwar die Voraussetzungen des § 53 
Abs. 1 Satz 1, jedoch nicht die nach § 53 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 für Berufsoffiziere und 
die nach § 54 Abs. 3 Satz 1 für Berufsunter- 
offiziere erforderliche Dienstzeit erfüllen. Für 
die Hinterbliebenen gilt Entsprechendes. Hin- 
sichtlich der Gewährung von Entlassungs- 
geld bleibt § 54 Abs. 4 anwendbar.“ 


32. In § 55 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden das 

^ erste und zweite Wort „oder" jeweils durch 
ein Komma ersetzt und hinter „berufen" die 
Worte „sind oder vor dem 8, Mai 1935, jedoch 
nach dem 30. Juni 1934 berufsmäßig dem Frei- 
willigen Arbeitsdienst angehört haben“ einge- 
fügt; außerdem werden die Worte „1. Septem- 
ber 1953“ durch die Worte „1. April 1951" er- 
setzt und hinter dem Wort „Kriegsgefangen- 
schaft" die Worte „oder Gewahrsam (§ 37 b 
Abs. 1, 2, 4)" sowie hinter dem Wort „Hinter- 
bliebenen" die Worte „sowie in § 37 b Abs. 1 
Satz 3 bezeichneten sonstigen Angehörigen“ ein- 
gefügt. Dem Absatz 1 wird folgender Satz ange- 
fügt: „Für die Anwendung des § 35 Abs. 1 
Satz 1 tritt an die Stelle des dort bezeichneten 
§ 71 e der § 71 k." 


33. § 56 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Für die Gewährung von Beihilfen und 
Unterstützungen gelten die für die Bun- 
desbeamten maßgebenden Bestimmungen 
entsprechend. Die Ausführung regelt der 
Bundesminister des Innern; er kann hierbei 
den Personenkreis, auf den die in Satz 1 be- 
zeichneten Bestimmungen anzuwenden sind, 
näher bestimmen." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „nach Maß- 
gabe der Richtlinien (Absatz 1)“ durch die 
Worte „nach Maßgabe des Absatzes 1 Satz 2" 
ersetzt. 
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34. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Un- 
terbringung und"' sowie das Semikolon und 
der Halbsatz 2 gestrichen. In Satz 2 werden 
hinter dem Wort „Bundes" ein Komma und 
die Worte „für die Gewährung von Beihil- 
fen und Unterstützungen der § 56, wobei an 
die Stelle der in § 56 Abs. 3 bezeichneten 
Dienststellen oder Kassen die in § 2 und 
der Anlage A dazu bezeichneten Nicht- 
gebietskörperschaften oder • Verbände, so- 
weit sie ihren Sitz in Berlin hatten, treten" 
eingefügt. 


b) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist die Anzahl der bekanntgewordenen be- 
rechtigten Personen (Absatz 1, 2) gering 
oder die Ermittlung der entsprechenden 
Einrichtungen sowie die für sie zu regeln- 
de Durchführung mit unverhältnismäßigen 
Schwierigkeiten verbunden, so entfällt der 
Erlaß einer Rechtsverordnung, sofern von 
den BunJdesministern des Innern und der 
Finanzen mit entsprechenden Einrichtungen 
Verwaltungsvereinbarungen abgeschlossen 
werden und diese Einrichtungen die darin 
geregelten Verpflichtungen zur Zahlung der 
Versorgungsbezüge unwiderruflich und mit 


Beschlüs'se des 6. Ausschusses 

c) In Absatz 3 werden das zweite, dritte, fünfte 
und sechste Wort „oder" jeweils durch ein 
Komma ersetzt und hinter den Worten 
„Reichshauptstadt Berlin" jeweils die Worte 
„oder einer sonstigen Gebietskörperschaft" 
sowie vor dem Wort „geltend" die Worte 
„gemäß § 4" eingefügt. 

33 a. ln § 59 a wird folgender Absatz 3 angefügt: 

♦ 

„(3) Im übrigen verbleibt es bei der Geltung 
des § 78 der Verwaltungsgerichtsordnung." 

33 b. In § 60 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe b werden die 

^ Worte „der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung (§ 25 Abs. 3 
des Gesetzes über die Errichtung einer Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung vom 10. März 1952 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 123 — durch die Worte ersetzt 
„oder nach Maßgabe des § 25 Abs. 3 des Geset- 
zes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung der Präsident der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung". 


34. § 61 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Unter- 
bringung und" gestrichen und der Halbsatz 2 
wie folgt gefaßt: 

„zum Ausgleich kann der Bund eine Erstat- 
tung der nach Halbsatz 1 von den Auf- 
nahmeeinrichtungen zu tragenden Versor- 
gung bis zur Höhe von zwanzig vom Hun- 
dert dieser Aufwendungen gewähren." 

In Satz 2 werden hinter dem Wort „Bun- 
des" ein Komma und die Worte „für die 
Gewährung von Beihilfen und Unterstützun- 
gen der § 56, wobei an die Stelle der in § 56 
Abs. 3 bezeichneten Dienststellen oder Kas- 
sen die in § 2 und der Anlage A dazu be- 
zeichneten Nichtgebietskörperschaften oder 
Verbände, soweit sie ihren Sitz in Berlin 
hatten, treten" eingefügt, 

b) In Absatz 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Ist die Anzahl der bekanntgewordenen be- 
rechtigten Personen (Absatz 1, 2) gering 
oder die Ermittlung der entsprechenden 
Einrichtungen sowie die für sie zu regeln- 
de Durchführung mit unverhältnismäßigen 
Schwierigkeiten verbunden, so entfällt der 
Erlaß einer Rechtsverordnung, sofern von 
dem Bundesminister des Innern mit ent- 
sprechenden Einrichtungen Verwaltungsver- 
einbarungen abgeschlossen werden und 
diese Einrichtungen die darin geregelten 
Verpflichtungen zur Zahlung der Versor- 
gungsbezüge unwiderruflich und mit Wir- 
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Wirkung gegenüber den versorgungsbe- 
rechtigten Personen übernehmen." 

c) In Absatz 4 werden in Satz 1 das erste 
Komma und die folgenden Worte „längstens 
bis zum 31. Dezember 1959," gestrichen. 
Hinter den Worten „sowie von" wird der 
Satzteil „Zuschüssen nach den §§ 71 e, 71 f," 
eingefügt In Satz 2 werden die Zahl „11" 
und das nachfolgende Komma gestrichen. 

35. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird der Satzteil „12 bis 
18 a, 25 bis 28," gestrichen. 


b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ist ein in den Absätzen 1 oder 2 be- 
zeichne ter Beamter zur Wiederverwendung 
(§ 5 Abs. 2) oder früherer Beamter auf Wi- 
derruf (§ 6 Abs. 1), der die Voraussetzun- 
gen des § 11 Abs. 1 in der bis zum 31. De- 
zember 1960 geltenden Fassung des Gesetzes 
erfüllte, bis zu dem genannten Zeitpunkt 
von einem anderen als dem zuständigen 
Dienstherrn übernommen worden, so gilt im 
Verhältnis der Dienstherren zueinander § 42 
Abs. 1, 3 und hinsichtlich der nach § 81 
Abs. 4 von der Unterbringung (Absatz 1, 2) 
ausgeschlossenen Personen auch § 42 Abs. 5 
Satz 2 sowie im übrigen § 42 Abs. 4 ent- 
sprechend. Auf spätere Übernahmen ist § 42 
Abs. 6 sinngemäß anzuwenden." 


36. § 63 Abs, 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte „11 Abs. 1, der 
§§ 19 bis 24 f" durch die Zahl „19" ersetzt. 


b) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Die Versorgung obliegt dem Dienstherrn." 

37. In § 64 Abs. 1 wird 

a) in Satz 1 Halbsatz 1 die Zahl „110" durch 
die Zahlen „109, 110, 112" und 
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kung gegenüber den versorgungsberechtig- 
ten Personen übernehmen." 

c) unverändert 


35. § 62 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden der Satzteil „12 
bis 18 a, 25 bis 28," gestrichen. Hinter der 
Zahl „VIII“ wird der Klammerzusatz „(aus- 
schließlich § 56 Abs. 3)" eingefügt. In Satz 2 
werden hinter dem Wort „Macht" die Worte 
„außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes" eingefügt. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Ist ein in den Absätzen 1 oder 2 be- 
zeichneter Beamter zur Wiederverwendung 
{§ 5 Abs. 2) oder früherer Beamter auf Wi- 
derruf (§ 6 Abs. 1), der die Voraussetzun- 
gen des § 11 Abs. 1 in der bis zum 30. Sep- 
tember 1961 geltenden Fassung des Gesetzes 
erfüllte, bis zu dem genannten Zeitpunkt 
von einem anderen als dem zuständigen 
Dienstherrn übernommen worden, so gilt im 
Verhältnis der Dienstherren zueinander § 42 
Abs. 1, 3 und hinsichtlich der nach § 81 
Abs. 4 in der bis zum 30. September 1961 
geltenden Fassung des Gesetzes von der 
Unterbringung (Absatz 1, 2) ausgeschlosse- 
nen Personen auch § 42 Abs. 5 Satz 2 sowie 
im übrigen § 42 Abs. 4 entsprechend. Auf 
spätere Übernahmen ist § 42 Abs. 6 sinnge- 
mäß anzuwenden.“ 


36. § 63 Abs. 1 wird wie folgt geändert; 

♦ 

a) In Satz 1 werden die Worte „§ 11 Abs. 1, der 
§§ 19 bis 24 f“ durch die Worte „19, 31", 
die Worte „§ 52 b" durch die Worte „§ 52 c" 
und die Worte „§§ 106 und 110‘‘ durch die 
Worte „§ 106" ersetzt. 

b) unverändert 


37. § 64 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden der 
Satzteil „29 Abs, 1 Satz 1 Halbsatz 2, Abs. 2, 
3" durch die Worte „29 Abs. 2 und 3, § 31" 
ersetzt und die Worte „HO," gestrichen. Vor 
den Worten „156 Abs. 1" werden die Worte 
„112,‘‘ eingefügt. Außerdem werden die 
Worte „und 181 a" durch ein Komma und 
die Worte „181 a und 181 b" ersetzt. 
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b) in Satz 5 der Halbsatz 2 durch folgende Fas- 
sung ersetzt: 

„in den vor dem 1. Juli 1937 eingetretenen 
Versorgungsfällen entfällt die Kürzung des 
Witwengeldes wegen Altersunterschiedes, 
wenn aus der Ehe ein Kind hervorgegangen 
ist; in den seit dem genannten Zeitpunkt 
eingetretenen Versorgungsfällen gilt § 129 
des Bundesbeamtengesetzes.“ 


38. § 66 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „in 
Höhe von einhundertzwanzig Deutsche 
Mark" durch die Worte „zur Hälfte" ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz eingefügt: 

„ (3) Für Gesundheitsstörungen, die als 
Folge einer Schädigung im Sinne des § 1 
des Bundesversorgungsgesetzes anerkannt 
sind, wird Heilbehandlung nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz gewährt; für andere 
Gesundheitsstörungen wird sie im Rahmen 
des § 10 Abs. 5 des genannten Gesetzes ge- 
währt, wenn die als Folge einer Schädigung 
anerkannten Gesundheitsstörungen für sidi 
allein eine Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um mindestens fünfzig vom Hundert bedin- 
gen. Pflegezulage nach dem in Satz 1 ge- 
nannten Gesetz wird gewährt, wenn die 
Hilflosigkeit durch die Folgen einer Schädi- 
gung ausgelöst worden ist (§ 35 Abs. 1 des 
genannten Gesetzes)." 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. Die 
Worte „1 und 2" werden durch die Worte 
„1 bis 3" ersetzt. 


39. § 68 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „von 
der obersten Dienstbehörde im Einverneh- 
men mit den Bundesministern des Innern 
und der Finanzen" gestrichen. Hinter Satz 1 
wird folgender Satz eingefügt: 

„Für die entsprechende Anwendung der 
§§ 9, 29 Abs. 1 Satz 2 und des § 35 Abs. 4 
gilt der frühere Berufssoldat oder berufs- 
mäßige Angehörige des Reichsarbeitsdien- 
stes als Ruhestandsbeamter und der Unter- 
haltsbeitrag als Ruhegehalt.“ 
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b) In Absatz 1 Satz 5 wird der Halbsatz 2 durch 
folgende Fassung ersetzt: 

„in den vor dem 1. Juli 1937 eingetretenen 
Versorgungsfällen entfällt die Kürzung des 
Witwengeldes wegen Altersuntersdiiedes, 
wenn aus der Ehe ein Kind hervorgegangen 
ist; in den seit dem genannten Zeitpunkt ein- 
getretenen Versorgungsfällen gilt § 129 des 
Bundesbamtengesetzes. " 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „§ 181 a 
des Bundesbeamtengesetzes getroffene Re- 
gelung“ durch die Worte „§§ 181 a und 181 b 
des Bundesbeamtengesetzes getroffenen Re- 
gelungen“ ersetzt. 


38. unverändert 


38 a. In § 67 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „110 
des Bundesbeamtengesetzes“ durch die Worte 
„§ 31" ersetzt. 

39. § 68 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „von 
der obersten Dienstbehörde im Einverneh- 
men mit den Bundesministern des Innern 
und der Finanzen" gestridien. Hinter Satz 1 
wird folgender Satz oingefügt: 

„Für die entsprechende Anwendung der 
§§ 9, 29 Abs. 1 Satz 2 und des § 35 Abs. 4 
gilt der frühere Berufssoldat oder berufs- 
mäßige Angehörige des Reichsarbeitsdien- 
stes als Ruhestandsbeamter und der Unter- 
haltsbeitrag als Ruhegehalt.“ 
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b) In Absatz 2 wenden die Worte „entlassen 
worden" durch die Worte „oder aus einem 
Gewahrsam (§ 37 b Abs. 2, 4) von längerer 
als achtjähriger Dauer heimgekehrt (§ 4 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a)" ersetzt. 

40. § 70 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Früheren Beamten auf Widerruf (§ 6 
Abs. 1) mit Dienstbezügen, die nicht die 
Voraussetzungen des § 37 a erfüllen, jedoch 
am 8. Mai 1945 eine Dienstzeit (§ 106 Abs. 2 
des Bundesbeamtengesetzes) von minde- 
stens fünfundzwanzig Jahren abgeleistet 
hatten und nicht entsprechend wiederver- 
wendet worden sind (§ 3 Satz 1 Nr. 1, § 19), 
kann ein Unterhaltsbeitrag in Höhe des 
Ruhegehaltes gewährt werden. § 35 Abs. 4 
und § 52 a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 gelten 
entsprechend." 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „Über- 
gangsgehalt zustand (Absatz 1 Satz 1) oder" 
und die Worte „Satz 2 oder Absatz" gestri- 
chen und an Stelle der letzteren Worte ein 
Komma eingefügt. 

c) Es wird folgender Absatz angefügt: 

„(4) Frühere Beamte auf Widerruf (§ 6 
Abs. 1), auf die weder § 37 a noch die Ab- 
sätze 1 bis 3 anzuwenden sind, werden, falls 
sie bis zur Begründung des Beamtenver- 
hältnisses Angestellter oder Arbeiter im Öf- 
fentlichen Dienst (§§ 52 bis 52 b Abs. 1) 
oder Berufssoldat (§ 53), berufsmäßiger An- 
gehöriger der Landespolizei oder des Reichs- 
arbeitsdienstes (§ 55) oder Militäranwärter 
oder Anwärter des Reichsarbeitsdienstes 
(§§ 54 a, 55) waren, so behandelt, wie wenn 
sie in dieser Stellung bis zum Ablauf des 
8. Mai 1945 verblieben wären. Entsprechen- 
des gilt für ihre Hinterbliebenen." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

b) In Absatz 2 werden die Worte „1. September 
1953" durch die Worte „1. April 1951“ er- 
setzt und hinter dem Wort „Kriegsgefangen- 
schaft" die Worte „oder Gewahrsam (§ 37 b 
Abs. 1, 4)" eingefügt. 

40, § 70 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Früheren Beamten auf Widerruf (§ 6 
Abs. 1) mit Dienstbezügen, die nicht die 
Voraussetzungen des § 37 a erfüllen, jedoch 
am 8. Mai 1945 eine Dienstzeit (§ 106 Abs. 2 
des Bun de sbe amt engesetz es) von minde- 
stens fünfundzwanzig Jahren abgeleistet 
hatten und nicht entsprechend wiederver- 
wendet worden sind (§ 3 Satz 1 Nr. 1, § 19), 
kann ein Unterhaltsbeitrag in Höhe des 
Ruhegehaltes gewährt werden. § 35 Abs. 4 
und § 52 a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 gelten 
entsprechend." 

b) u n V e r ä n d e r t 


c) Es werden folgende Absätze an gefügt: 

„(4) Frühere Beamte auf Widerruf (§ 6 
Abs. 1), auf die weder § 37 a noch die Ab- 
sätze 1 bis 3 anzuwenden sind, werden, falls 
sie bis zur Begründung des Beamtenver- 
hältnisses Angestellter oder Arbeiter im öf- 
fentlichen Dienst (§§ 52 bis 52 b Abs. 1) 
oder Berufssoldat (§ 53), berufsmäßiger An- 
gehöriger der Landespolizei oder des Reichs- 
arbeitsdienstes (§ 55) oder Militäranwärter 
oder Anwärter des Reichsarbeitsdienstes 
(§§ 54 a, 55) waren, auf ihren Antrag so be- 
handelt, wie wenn sie in dieser Stellung 
bis zum Ablauf des 8. Mai 1945 verblieben 
wären. Entsprechendes gilt für ihre Hinter- 
bliebenen. 

(5) Frühere Beamte auf Widerruf (§ 6 
Abs. 1), die am 8. Mai 1945 eine Dienstzeit 
(§ 106 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes) 
von mindestens zehn Jahren abgeleistet hat- 
ten, erhalten auf Antrag ein Entlassungsgeld, 
wenn sie weder in ein Beamtenverhältnis, in 
den Vorbereitungsdienst für eine Beamten- 
laufbahn, in ein Arbeitsverhältnis im öffent- 
lichen Dienst mit Anspruch auf Versorgung 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder 
Grundsätzen oder als Berufssoldaten, Solda- 
ten auf Zeit übernommen worden sind noch 
nach diesem Gesetz einen Anspruch auf Ver- 
sorgungs- (übergangs-)bezüge haben oder 
ihnen ein Unterhaltsbeitrag bewilligt wer- 
den kann. Das Entlassungsgeld beträgt für 
Beamte der Besoldungsgruppen A 11 bis 
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41. Die §§ 71 und 71 a werden gestrichen. 

♦ 

42. § 71 b wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 werden die 
Worfe „Abs. 2" durch die Worte „Abs. 1“ 
ersetzt und hinter dem Wort „Arbeitern" 
ein Komma und folgender Satzteil einge- 
fügt: 

„die am 8, Mai 1945 nach den für sie 
geltenden Vorschriften eine Dienstzeit von 
mindestens zehn Jahren ohne erheblichere 
Unterbrechung abgeleistet hatten oder diese 
Zeit in entsprechender Anwendung des 
§ 52 a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 erfüllen und 
nicht Anspruch auf Bezüge nach § 52 b 
Abs. 2 haben/'. 

b) In Absatz 1 Satz 2 wird der Klammerzusatz 
„(§ 52b Abs. 2)" durch den Klammerzusatz 
„(Satz 1 Halbsatz 1)" ersetzt. 

c) In Absatz 2 werden die Worfe „§ 52b 
Abs. 2" durch die Worte „Absatzes 1 Satz 1" 
ersetzt. Die Worte „die in § 54 Abs. 4 be- 
zeichne ten" werden gestrichen und hinter 
dem Wort „Berufsunteroffiziere" der Satz- 
teil „(§ 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2), die am 
8. Mai 1945 eine Dienstzeit von mindestens 
zehn, aber noch nicht zwölf Jahren abgelei- 
stet hatten," eingefügt. Außerdem wird fol- 
gender Satz angefügt: 

„§ 52a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 ist sinn- 
gemäß anzuwenden." 

43. § 71 c erhält folgende Fassung: 

„§ 71 c 

Der Einstellung von Personen, die am 31. De- 
zember 1960 zur Teilnahme an der Unterbrin- 
gung verpflichtet oder auf die Pflichtanteile an 
der Unterbringung anrechenbar waren (§ 52 b 
Abs, 2, § 53 Abs. 1 Satz 6, § 54 Abs. 4, §§ 54 b, 
55, 71 und 71 a in der bis zum 31. Dezember 1960 
geltenden Fassung des Gesetzes) und das 
fünfundsechzigste Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben, stehen Vorschriften, nach denen 
ein Höchstaiter bei der Einstellung nicht über- 
schritten sein darf, nicht entgegen. Dies gilt 
entsprechend für dienstfähige Berufsunteroffi- 
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A 4 d der Reichsbesoldungsordnung A oder 
entsprechender Besoldungsgruppen eintau- 
send Deutsche Mark, für Beamte der Be- 
soldungsgruppen A 4 c 2 bis A 2 d der Reichs- 
besoldungsordnung A oder entsprechender 
Besoldungsgruppen eintausendfünfhundert 
Deutsche Mark und für Beamte von der Be- 
soldungsgruppe A 2 c 2 aufwärts der Reichs- 
besoldungsordnung A sowie der Reichs- 
besoldungsordnungen B und H oder ent- 
sprechender Besoldungsgruppen zweitausend 
Deutsche Mark. § 52 c Abs. 1 Satz 3, 4 und 
Abs. 2 gilt entsprechend." 

41, unverändert 

42. § 71 b wird gestrichen. 

♦ 


43. § 71 c erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 71 c 

Der Einsteilung von Personen, die am 30. Sep- 
tember 1961 zur Teilnahme an der Unterbrin- 
gung verpflichtet oder auf die Pflichtanteile an 
der Unterbringung anrechenbar waren (§ 52 b 
Abs. 2, § 53 Abs. 1 Satz 6, § 54 Abs. 4, §<§ 54 b, 
55, 71 und 71 a in der bis zum 30. September 1961 
geltenden Fassung des Gesetzes) und das 
fünfundsechzigste Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben, 'stehen Vorschriften, nach denen 
ein Höchstalter bei der Einstellung nicht über- 
schritten sein darf, nicht entgegen. Dies gilt 
entsprechend für dienstfähige Berufsunteroffi- 
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ziere und untere Reidisarbeitsdienstführer mit 
einer Dienstzeit von weniger als zehn Jahren, 
deren Dienstverhältnis nach § 53 Abs. 2 Satz 3, 
§ 55 als beendet gilt, sowie für dienstfähige In- 
haber von Zivil- und Polizeiversorgungsschei- 
nen, die aus von ihnen nicht zu vertretenden 
Gründen bis zum 8. Mai 1945 noch nicht in 
Planstellen des öffentlichen Dienstes mit An- 
wartschaft auf Ruhegehalt angestellt waren." 

44. § 71 d wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 wird der Satz 4 gestrichen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 gilt sinngemäß auch für 
frühere Beamte auf Widerruf, die wegen 
Kriegswehrdienstes ohne die für die plan- 
mäßige Anstellung vorgeschriebene Prüfung 
zu außerplanmäßigen Beamten (K) ernannt 
worden sind. Ihnen können von der ober- 
sten Dienstbehörde solche gleichgestellt 
werden, die während des Krieges die Vor- 
aussetzungen für die Übernahme als außer- 
planmäßige Beamte (K) erfüllten, jedoch bis 
zum Ablauf des 8. Mai 1945 ohne eigenes 
Verschulden nicht mehr zu außerplanmäßi- 
gen Beamten ernannt worden sind." 

c) In Absatz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Gleiches gilt für Personen, auf die § 4 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben b, c oder Abs. 2 
anzuwenden ist." 

45. Hinter § 71 d werden folgenide §§ 71 e bis 71 h 
eingefügt: 

„§ 71 e 

(1) Die am 31. Dezember 1960 im Bereich 
eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn nach 
§ 20 Abs. 1, 2 in der bis zu diesem Zeitpunkt 
geltenden Fassung des Gesetzes verwendeten, 
an der Unterbringung teilnehmenden Beamten 
zur Wiederverwendung sind von dem Dienst- 
herrn entsprechend ihrer früheren Rechtsstel- 
lung (§ 19) oder als Beamter auf Lebenszeit 
oder auf Zeit in ein anderes Amt der früheren 
oder einer gleichwertigen Laufbahn zu über- 
nehmen; die Deutsche Bundesbahn und Deut- 
sche Bundespost gelten für die Anwendung des 
Halbsatzes 1 als besondere Dienstherren. Wird 
der Beamte zur Wiederverwendung in ein an- 
deres Amt der früheren oder einer dieser 
gleichwertigen Laufbahn mit geringeren Dienst- 
bezügen übernommen oder in einem solchen 
Amt belassen, so erhält er zur Erreichung der 
Dienstbezüge, die ihm bei einer Übernahme 
entsprechend der früheren Rechtsstellung (§ 19) 
zustehen würden, eine unwiderrufliche und 
ruhegehaltfähige Zulage; auch bei dieser Über- 
nahme endet der Rechtsstand zur Wiederver- 
wendung, und zwar mit der Maßgabe, daß der 
Beamte berechtigt bleibt, die ihm nach § 10 
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ziere und untere Reichsai^beitsdienstführer mit 
einer Dienstzeit von weniger als zehn Jahren, 
deren Dienstverhältnis nach § 53 Abs. 2 Satz 3, 
§ 55 als beendet gilt, sowie für dienstfähige In- 
haber von Zivil- und Polizei versorgungsschei- 
nen, die aus von ihnen nicht zu vertretenden 
Gründen bis zum 8. Mai 1945 noch nicht in 
Planstellen des öffentlichen Dienstes mit An- 
wartschaft auf Ruhegehalt angestellt waren." 

44. unverändert 


45, Hinter § 71 d werden folgende §§ 71 e bis 71 m 
^ eingefügt: 

„§ 71 e 

(!) Die am 30. September 1961 im Bereich 
eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn nach 
§ 20 Abs. 1, 2 in der bis zu diesem Zeitpunkt 
geltenden Fassung des Gesetzes verwendeten, 
an der Unterbringung teilnehmenden Beamten 
zur Wiederverwendung sind von dem Dienst- 
herrn entsprechend ihrer früheren Rechtsstel- 
lung (§ 19) oder als Beamter auf Lebenszeit 
oder auf Zeit in ein anderes Amt der früheren 
oder einer gleichwertigen Laufbahn zu über- 
nehmen; die Deutschie Bundesbahn und Deut- 
sche Bundespost gelten für die Anwendung des 
Halbsatzes 1 als besondere Dienstherren. Wird 
der Beamte zur Wiederverwendung in ein an- 
deres Amt der früheren oder einer dieser 
gleichwertigen Laufbahn mit geringeren Dienst- 
bezügen übernommen oder in einem solchen 
Amt belassen, so erhält er zur Erreichung der 
Dienstbezüge, die ihm bei einer Übernahme 
entsprechend der früheren Rechtsstellung (§ 19) 
zustehen würden, eine unwiderrufliche und 
ruhegehaltfähige Zulage; auch bei dieser Über- 
nahme (Belassung) endet der Rechtsstand zur 
Wiederverwendung, und zwar mit der Maß- 
gabe, daß der Beamte berechtigt bleibt, die ihm 
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Abs. 4 zustehende Amtsbezeichnung mit dem 
Zusatz „außer Dienst" zu führen. Ist ein Beam- 
ter zur Wiederverwendung, dessen frühere 
Laufbahn sich ohne Aufstiegsbeförderung (§110 
Abs. 4 des Bundesbeamtengesetzes) über meh- 
rere Laufbahngruppen erstreckte, in einer an- 
deren Laufbahn wiederverwendet oder -ist ein 
Beamter zur Wiederverwendung, dessen frü- 
here Laufbahn über eine Laufbahngruppe nicht 
hinausging, in einer Laufbahn der vorstehend 
bezeichneten Art wiederverwendet, so sind für 
den Vergleich nach Satz 1 Halbsatz 1 die Be- 
soldungsgruppen der beiden Ämter und die 
Zugehörigkeit der in diesen Besoldungsgrup- 
pen geführten Ämter der allgemeinen Verwal- 
tung maßgebend. Wenn der Beamte zur Wie- 
derverwendung als Angestellter verwendet ist, 
ist die Feststellung, ob eine Verwendung im 
Sinne des Satzes 1 Halbsatz 1 vorliegt, unter 
Zugrundelegung der Tarifordnung A in der bis 
zum 31. Dezember 1959 geltenden Fassung und 
in entsprechender Anwendung der Gegenüber- 
stellung in § 52 Abs. 3 Satz 4 zu treffen. 

(2) Die Übernahme nach Absatz 1 hat in zu- 
sätzlichen und an die Person zu bindenden 
Planstellen der nach Absatz 1 erforderlichen 
Art zu erfolgen, die als solche und als künftig 
wegfallend oder umzuwandelnd zu kennzeich- 
nen sind. Dies gilt nicht, wenn nach pflichtge- 
mäßem Ermessen der obersten Dienstbehörde 
in ihrem Bereich ohne unvertretbare Benachtei- 
ligung anderer Beschäftigter sonstige Planstel- 
len, gegebenenfalls unter Umwandlung, heran- 
gezogen werden können. 

(3) Der Bund oder der an seiner Stelle nach 
Kapitel I zuständige Träger der Versorgungs- 
last (§ 57) gewährt, sofern die Wiederverwen- 
dung nach Absatz 1 bei einem anderen Dienst- 
herrn erfolgt, diesem einen Zuschuß in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen den am 
31. Dezember 1960 zustehenden Dienstbezügen 
(Vergütung, Lohn) des Beamten zur Wieder- 
verwendung und den ihm bei Durchführung des 
Absatzes 1 zustehenden Dienstbezügen (ohne 
Kinderzuschlag) I werden nach dem 31. Dezem- 
ber 1960 die Dienstbezüge allgemein erhöht, so 
ist diese Erhöhung auch bei den der Bemessung 
des Zuschusses zugrunde liegenden Bezügen 
vom 31. Dezember 1960 zu berücksichtigen. 
Nach Eintritt des Versorgungsfalles wird der 
Zuschuß in Höhe des Vomhundertsatzes der zu 
zahlenden Versorgungsbezüge (ohne Kinderzu- 
schlag) weiter gewährt, der dem Verhältnis des 
bisherigen Zuschußbetrages zu den ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezügen entspricht, wobei Satz 1 
Halbsatz 2 entsprechend gilt; hinsichtlich des 
nach Abzug dieses Zuschusses verbleibenden 
Teiles der Versorgungsbezüge ist § 42 Abs. 1, 
3, 4 entsprechend anzuwenden. Der Bund oder 
sonstige Träger der Versorgungslast (§ 57) er- 
stattet die aus Anlaß der Übernahme (Absatz 1) 
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nach § 10 Abs. 4 zustehende Amtsbezeichnung 
mit dem Zusatz „außer Dienst" zu führen. Ist 
ein Beamter zur Wiederverwendung, dessen 
frühere Laufbahn sich Ohne Aufstiegsbeförde- 
rung (§ 31 Abs. 4) Über mehrere Lauibahngrup- 
pen im Sinne der allgemeinen Verwaltung er- 
streckte, in einer anderen Laufbahn wiederver- 
wendet oder ist ein Beamter zur Wiederverwen- 
dung, dessen frühere Laufbahn über eine Lauf- 
bahngruppe nicht hinausging, in einer Laufbahn 
der vorstehend bezeichneten Art wiederver- 
wendet, so sind für den Vergleich nach Satz 1 
Halbsatz 1 die Besoldungsgruppen der beiden 
Ämter und die Zugehörigkeit der in diesen Be- 
soldungsgruppen geführten Ämter der allge- 
meinen Verwaltung m'aß gebend. Wenn der 
Beamte zur Wiederverwendung als Angestell- 
ter verwendet ist, ist die Feststellung, ob eine 
Verwendung im Sinne des Satzes 1 Halbsatz 1 
vorliegt, unter Zugrundelegung der Tariford- 
nung A in der bis zum 31. Dezember 1959 gel- 
tenden Fassung und in entsprechender Anwen- 
dung der Gegenüberstellung in § 52 Abs. 3 
Satz 4 zu treffen. 

(2) unverändert 


(3) Der Bund oder der an seiner Stelle nach 
Kapitel I zuständige Träger der Versorgungs- 
last (§ 57) gewährt, sofern die Wiederverwen- 
dung nach Absatz 1 bei einem anderen Dienst- 
herrn erfolgt, diesem einen Zuschuß in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen den am 
30. September 1961 zustehenden Dienstbezügen 
(Vergütung, Lohn) des Beamten zur Wieder- 
verwendung und den ihm bei Durchführung des 
Absatzes 1 zustehenden Dienstbezügen (ohne 
Kinderzuschlag); werden nach dem 30. Septem- 
ber 1961 die Dienstbezüge allgemein erhöht, so 
ist diese Erhöhung auch bei den der Bemessung 
des Zuschusses zugrunde liegenden Bezügen 
vom 30. September 1961 zu berücksichtigen. 
Nach Eintritt des Versorgungsfalles wird der 
Zuschuß in Höhe des Vomhundertsatzes der zu 
zahlenden Versorgungsbezüge (ohne Kinderzu- 
schlag) weiter gewährt, der dem Verhältnis des 
bisherigen Zuschußbetrages zu den ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezügen entspricht, wobei Satz 1 
Halbsatz 2 entsprechend gilt; hinsichtlich des 
nach Abzug dieses Zuschusses verbleibenden 
Teiles der Versorgungsbezüge ist § 42 Abs. 1, 
3, 4 entsprechend anzuwenden. Der Bund oder 
sonstige Träger der Versorgungslast (§ 57) er- 
stattet die aus Anlaß der Übernahme (Absatz 1) 


34 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2852 


Entwurf 

zu gewährende Trennungsentschädigung für die 
ersten zwölf Monate und die aus gleichem An- 
laß zu zahlenden Umzugskosten, sofern sie 
nach der dem zu übernehmenden nach diesem 
Gesetz zustehenden Rechtsstellung gezahlt 
werden. 

(4) Scheidet ein nach Absatz 1 zu überneh- 
mender Beamter zur Wiederverwendung vor 
seiner Übernahme auf seinen Antrag aus der 
Verwendung aus, ohne daß er in eine neue, 
mindestens gleichartige Verwendung im Be- 
reich eines anderen Dienstherrn übertrift und 
dieser die Verpflichtung aus Absatz 1 über- 
nimmt, so ist § 35 Abs. 1, 2 entsprechend anzu- 
wenden; an die Stelle des Ablaufs des 31. De- 
zember 1960 tritt der Ablauf des Tages, an dem 
das Beschäftigungsverhältnis endet. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Be- 
amte zur Wiederverwendung, die für Aufgaben 
eingestellt worden und am 31. Dezember 1960 
noch tätig sind, deren Dauer von vornherein 
nach gesetzlicher Vorschrift oder nach Maßgabe 
des Haushaltsplanes begrenzt worden ist; sind 
jedoch diese Beamten insgesamt mindestens 
drei Jahre im öffentlichen Dienst wiederver- 
wendet, so gilt Halbsatz 1 nur, wenn ihr Be- 
schäftigungsverhältnis auf einen im Jahre 1961 
endenden Zeitraum begrenzt oder aus einem 
von dem Beamten zu vertretenden Grunde ge- 
kündigt ist. Die Absätze 1 bis 4 gelten auch 
nicht, wenn in dem Bereich des Dienstherrn die 
frühere oder eine gleichwertige Laufbahn nicht 
eingerichtet ist; hierbei bleiben die Laufbahnen 
des Polizeivollzugsdienstes für polizeidienstun- 
taugliche Polizeibeamte zur Wiederverwen- 
dung, die in anderen Laufbahnen verwendet 
sind, außer Betracht. Die Absätze 1 bis 4 sind 
außerdem nicht anzuwenden, solange gegen 
den Beamten zur Wiederverwendung ein förm- 
liches Disziplinarverfahren schwebt. 


(6) Auf die an der Unterbringung teilneh- 
menden früheren Beamten auf Widerruf sind 
die Absätze 1 bis 5 sinngemäß anzuwenden. 

(7) Für die in den §§ 62, 63 bezeichne ten Be- 
amten zur Wiederverwendung und früheren 
Beamten auf Widerruf gelten die Absätze 1 
bis 6 mit der Maßgabe entsprechend, daß für 
die Gewährung des Zuschusses (Absatz 3) an 
die Stelle des Bundes oder sonstigen Trägers 
der Versorgungslast nach Kapitel I der zustän- 
dige Dienstherr tritt. 
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zu gewährende Trennungsentschädigung für die 
ersten zwölf Monate und die aus gleichem An- 
laß zu zahlenden Umzugskosten, sofern sie 
nach der dem zu übernehmenden nach diesen 
Gesetz zustehenden Rechtsstellung gezahlt 
werden. 

(4) Scheidet ein nach Absatz 1 zu überneh- 
mender Beamter zur Wiederverwendung vor 
seiner Übernahme auf seinen Antrag aus der 
Verwendung aus, ohne daß er in eine neue, 
mindestens gleichartige Verwendung dm Be- 
reich eines anderen Dienstherrn Übertritt und 
dieser die Verpflichtung aus Absatz 1 über- 
nimmt, so ist § 35 Abs. 1, 2 entsprechend anzu- 
wenden; an die Stelle des Ablaufs des 30. Sep- 
tembers 1961 tritt der Ablauf des Tages, an dem 
das Beschäftigungsverhältnis endet. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Be- 
amte zur Wiederverwendung, die für Aufgaben 
eingestellt worden und am 30. September 1961 
noch tätig sind, deren Dauer von vornherein 
nach gesetzlicher Vorschrift oder nach Maßgabe 
des Haushaltsplanes begrenzt worden ist; sind 
jedoch diese Beamten insgesamt mindestens 
drei Jahre im öffentlichen Dienst wiederver- 
wendet, so gilt Halbsatz 1 nur, wenn ihr Be- 
schäftigungsverhältnis auf einen im Jahre 1962 
endenden Zeitraum begrenzt oder aus einem 
von den Beamten zu vertretenden Grunde ge- 
kündigt ist. Die Absätze 1 bis 4 gelten auch 
nicht, wenn in dem Bereich des Dienstherrn die 
frühere oder eine gleichwertige Laufbahn nicht 
eingerichtet ist; die Laufbahnen des Polizeivoll- 
zugsdienstes bleiben für die Anwendung der 
Absätze 1 bis 4 auf polizeidienstuntaugliche 
Polizeibeamte zur Wiederverwendung, die in 
anderen Laufbahnen verwendet sind, außer Be- 
tracht. Die Absätze 1 bis 4 sind außerdem nicht 
anzuwenden, solange gegen den Beamten zur 
Wiederverwendung ein förmliches Drsziplinar- 
verf ähren schwebt; sie finden auch dann keine 
Anwendung, wenn gegen den Beamten die in § 9 
Abs. 1 Satz 2 dieses Gesetzes oder in §§ 7 bis 7 c 
der Bundesdisziplinarordnung oder den ent- 
sprechenden landesrechtlichen Vorsdiriften 
bezeichneten Disziplinarstrafen vor Durchfüh- 
rung der TJbemahme nach Absatz 1 verhängt 
werden oder vor dem 1. Oktober 1961 verhängt 
worden sind und deren Wirkungen noch an- 
dauem. 

(6) unverändert 


(7) unverändert 
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§ 71 f 

Auf die an der Unterbingung teilnehmenden 
Angestellten und Arbeiter (§§ 52, 52 a), die im 
Bereich eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
am 31. Dezember 1960 entsprechend § 20 Abs. 1, 
2 in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fas- 
sung des Gesetzes verwendet waren, ist § 71 e 
sinngemäß anzuwenden, und zwar für die unter 
§ 52 fallenden Angestellten und Arbeiter auch 
hinsichtlich einer Übernahme als Beamter, 
wenn sie die beamtenrechtlichen Voraussetzun- 
gen für eine entsprechende Wiederverwendung 
(§ 19) erfüllen. 

§ 71g 

(1) Auf Berufsoffiziere und Berufsunteroffi- 
ziere (§ 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1), die am 31. De- 
zember 1960 entsprechend § 20 Abs. 1, 2 in der 
bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung des 
Gesetzes als Berufssoldaten oder Soldaten auf 
Zeit verwendet sind und sich nicht entspre- 
chend den §§ 24, 24 a in der bis zum 31. Dezem- 
ber 1960 geltenden Fassung des Gesetzes ha- 
ben befreien oder entlassen lassen, ist § 71 e 
Abs. 1 bis 5 sinngemäß anzuwenden. Dies gilt 
auch bei anderer Verwendung (§ 20 Abs. 1, 2) 
im Bereich eines öffentlich-rechtlichen Dienst- 
herrn, wenn die beamtenrechtlichen Voraus- 
setzungen für eine entsprechende Wiederver- 
wendung (§ 19) erfüllt sind; hierbei bleiben im 
Bereich des Bundes die Laufbahnen des Trup- 
pendienstes der Bundeswehr außer Betracht. 
Die Sätze 1 und 2 gelten nach Maßgabe des 
§ 71 e Abs. 6 auch für die Berufsunteroffiziere 
mit einer Dienstzeit von mindestens zwölf Jah- 
ren (§ 54 Abs. 3). 


(2) Berufsunteroffiziere (§ 53 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 1, § 54 Abs. 3), die am 31. Dezember 1960 
an der Unterbringung teilnehmen und nicht als 
Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit, sondern 
anderweitig im Bereich eines öffentlich-recht- 
lichen Dienstherrn verwendet sind, ohne die 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen für eine 
Anstellimg als Beamter in der nach § 54 Abs. 2 
maßgebenden Laufbahn zu erfüllen, sind auf 
ihren bis zum 30. Juni 1961 bei ihrem Dienst- 
herrn zu stellenden Antrag in einen für ihre 
entsprechende Wiederverwendung (§ 54 Abs. 2) 
maßgebenden Vorbereitungsdienst als Beamte 
auf Widerruf zu übernehmen. Bis zu der nach 
Bestehen der Laufbahnprüfung durchzuführen- 
den Übernahme in die entsprechende Rechts- 
stellung (§ 71 e Abs. 1 bis 3) erhalten sie vom 
Bund (§ 57) ein Unterhaltsgeld in Höhe der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, die einem 
mit Ablauf des 31. Dezember 1960 zu gewäh- 
renden Ruhegehalt nach § 35 oder Unterhalts- 
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§ 71 f 

Auf die an der Unterbringung teilnehmenden 
Angestellten und Arbeiter (§§ 52, 52 a), die im 
Bereich eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
am 30. September 1961 entsprechend § 20 Abs. 1, 
2 in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fas- 
sung des Gesetzes verwendet waren, ist § 71 e 
sinngemäß anzuwenden, und zwar für die unter 
§ 52 fallenden Angestellten und Arbeiter auch 
hinsichtlich einer Übernahme als Beamter, 
wenn sie die beamtenrechtlichen Voraussetzun- 
gen für eine entsprechende Wiederverwendung 
(§ 19) erfüllen. 

§ 71g 

(1) Auf Berufsoffiziere und Berufsunteroffi- 
ziere (§ 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1), die am 30. Sep- 
tember 1961 entsprechend § 20 Abs. 1, 2 in der 
bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung des 
Gesetzes als Berufssoldaten oder Soldaten auf 
Zeit verwendet sind und sich nicht entsprechend 
den §§ 24, 24 a in der bis zum 30. September 
1961 geltenden Fassung des Gesetzes haben be- 
freien oder entlassen lassen, ist § 71 e Abs. 1 
bis 5 sinngemäß anzuwenden. Dies gilt auch bei 
anderer Verwendung (§ 20 Abs. 1, 2) im Be- 
reich eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn, 
wenn die beamtenrechtlichen Voraussetzungen 
für eine entsprechende Wiederverwendung 
(§ 19) erfüllt sind; hierbei bleiben im Bereich 
des Bundes die Laufbahnen des Truppendienstes 
der Bundeswehr außer Betracht. Die Sätze 1 
und 2 gelten nach Maßgabe des § 71 e Abs. 6 
auch für die Berufsunteroffiziere mit einer 
Dienstzeit von mindestens zwölf, aber noch 
nicht achtzehn Jahren (§ 54 Abs. 3). 

(2) Absatz 1 Satz 1, 2 ist auf Militäranwärtor 
(§ 54 a) entsprechend anzuwenden. 

§ 71h 

(1) Wird für Berufsunteroffiziere (§ 53 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1, § 54 Abs. 3), die am 30. September 
1961 an der Unterbringung teilnehmen und 
nicht als Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit, 
sondern anderweitig im Bereich eines öffent- 
lich-rechtlichen Dienstherrn verwendet sind, 
ohne die beamtenrechtlichen Voraussetzungen 
für eine Anstellung als Beamter in der nach 
§ 54 Abs. 2 maßgebenden Laufbahn zu erfüllen, 
ein Verfahren auf Feststellung der Befähigung 
gemäß § 21 des Bundesbeamtengesetzes oder 
entsprechenden Vorschriften durch den Dienst- 
herrn nicht durchgeführt, so sind sie auf ihren 
bis zum 31. März 1962 bei ihrem Dienstherrn zu 
stellenden Antrag in einen für ihre entspre- 
chende Wiederverwendung (§ 54 Abs. 2) maß- 
gebenden Vorbereitungsdienst als Beamte auf 
Widerruf zu übernehmen. Wird bis zum Ablauf 
des 31. März 1962 weder ein Verfahren auf 
Feststellung der Befähigung durchgeführt noch 
ein Antrag auf Übernahme in den Vorberei- 


36 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2852 


Entwurf 

beitrag nach § 54 Abs. 3 zugrunde zu legen 
wären; § 71 e Abs. 4, 5 Satz 2, 3 gilt sinngemäß. 
Sind diese Bemfsunteroffiziere (Satz 1) am 
31. Dezember 1960 als Beamte in der nächst- 
niedrigeren Laufbahn nicht entsprechend ver- 
wendet, so gelten Satz 1 und 2 mit der Maß- 
gabe, daß an die Stelle des Vorbereitungs- 
dienstes und der Laufbahnprüfung die Zulas- 
sung zu der für ihre Wiederverwendung maß- 
gebenden Laufbahn (§ 54 Abs. 2) unter ent- 
sprechender Anwendung des § 21 Abs. 1 bis 3 
und § 26 Abs. 1 bis 3 der Bundeslaufbahnver- 
ordnung oder der entsprechenden Vorschriften 
des Dienstherrn tritt. Das Unterhaltsgeld 
(Satz 2, 3} wird auf Unterhaltszuschüsse und 
Dienstbezüge angerechnet. Die Sätze 1 bis 4 
gelten nicht, wenn der Berufsunteroffizier dem 
Dienstherrn gegenüber schriftlich auf sein An- 
tragsrecht (Satz 1, 3) verzichtet; der Verzicht 
wird mit dem Eingang beim Dienstherrn wirk- 
sam und ist unwiderruflich. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

tungsdienst gestellt und bis dahin auch nicht 
die Entlassung nach § 10 Abs. 1, 2 beantragt, so 
tritt der Berufsunteroffizier mit Ablauf des 
30. September 1961 in den Ruhestand oder in 
die Rechtsstellung nach § 54 Abs. 3 über. 
Satz 2 gilt entsprechend, wenn der Berufs- 
unteroffizier dem Dienstherrn gegenüber 
schriftlich erklärt, daß jetzt von ihm ein Ver- 
fahren auf Feststellung der Befähigung nicht 
gewünscht werde und er auch auf sein An- 
tragsrecht verzichte; die Erklärung wird mit 
dem Eingang beim Dienstherrn wirksam und ist 
unwiderruflich, schließt jedoch die spätere 
Durchführung eines Verfahrens auf Feststellung 
der Befähigung nicht aus. § 71 e Abs. 4, 5 
Satz 2, 3 gilt sinngemäß. 


(2) Dienstzeiten bei einem öffentlich-recht- 
lichen Dienstherrn als Angestellter oder Arbei- 
ter, die ein nach Absatz 1 Satz 1 in den Vorbe- 
reitungsdienst zu übernehmender oder am 
30. September 1961 schon in einem solchen be- 
findlicher Berufsunteroffizier abgeleistet hat, 
werden mit seiner Zustimmung auf die Zeit des 
Vorbereitungsdienstes angerechnet, soweit sie 
der Ausbildung für die Laufbahn förderlich 
waren. Zeiten einer Beschäftigung bei einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstherm, die der Tätig- 
keit in einem Amt der betreffenden Laufbahn, 
und zwar bei Beschäftigung als Angestellter 
nach § 71 e Abs. 1 Satz 4, entsprechen, werden, 
auch wenn diese Zeiten auf die Zeit des Vorbe- 
reitungsdienstes angerechnet worden sind, auf 
eine Probezeit angerechnet; dies gilt auch in 
Fällen, in denen ein Verfahren auf Feststellung 
der Befähigung durchgeführt worden ist. Vor- 
schriften, nach denen von einer Probezeit abge- 
sehen werden kann, bleiben unberührt. 

(3) Berufsunteroffiziere, bei denen die Befä- 
higung festgestellt ist oder die in den Vorbe- 
reitungsdienst übernommen werden (Absatz 1 
Satz 1) erhalten von der Feststellung der Befä- 
higung oder der Übernahme in den Vorberei- 
tungsdienst an vom Bund (§ 57) bis zu der nach 
Feststellung der Befähigung oder Bestehen der 
Laufbahnprüfung durchzuführenden Übernahme 
in die entsprechende Rechtsstellung (§ 71 e 
Abs. 1 bis 3) ein Unterhaltsgeld in Höhe der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge, die bei einem 
mit Ablauf des 30. September 1961 erfolgenden 
Eintritt in den Ruhestand oder in die Rechts- 
stellung nach § 54 Abs. 3 zu gewährenden Ruhe- 
gehalt nach § 35 oder Unterhaltsbeitrag nach 
§ 54 Abs. 3 zugrunde zu legen wären; das Un- 
terhaltsgeld wird auf Unterhaltszuschüsse des 
Dienstherrn angerechnet. Für die am 30. Sep- 
tember 1961 schon im Vorbereitungsdienst be- 
findlichen Berufsunteroffiziere (§ 53 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1, § 54 Abs. 3) gilt Satz 1 mit der 
Maßgabe, daß das Unterhaltsgeld ab 1. Oktober 
1961 gewährt wird. 
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(3) Soweit die in Absatz 2 bezeichneten Be- 
rufsunteroffiziere infolge des Krieges die Vor- 
aussetzungen für die Einstellung in den Vorbe- 
reitungsdienst des mittleren Dienstes in der 
Schulbildung nicht erfüllen, sollen Ausnahmen 
mit der Maßgabe zugelassen werden, daß die 
Gewährimg einer Ausnahme für die Anwen- 
dung des Absatzes 2 dem Nachweis der Vor- 
bildung (§ 54 Abs. 2) gleichsteht. 


(4) Für die entsprechenden berufismäßigen 
Angehörigen des früheren Reichsarbeitsdien- 
stes (§ 55) gelten Absatz 1 Satz 2, 3 und die 
Absätze 2, 3 sinngemäß, und zwar auch hin- 
sichtlich einer Verwendung als Berufssoldat. 

(5) Absatz 1 Satz 1, 2 und die Absätze 2, 4 
sind auch auf Militäranwärter (§ 54 a) und An- 
wärter des früheren Reichsarbeitsdienstes (§ 55) 
sinngemäß anzuwenden. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(4) Soweit die in Absatz 1 bezeichneten Be- 
rufsunteroffiziere infolge des Krieges die Vor- 
aussetzungen für die Einstellung in den Vorbe- 
reitungsdienst des mittleren Dienstes hinsicht- 
lich der Vorbildung nicht erfüllen, insbesondere 
sich einer Wehnnachtfachschulprüfung nicht 
unterziehen konnten und auch nach dem 8. Mai 
1945 an keiner ersatzweisen Prüfung teilgenom- 
men haben, sollen Ausnahmen mit der Maßgabe 
zugelassen werden, daß die Gewährung einer 
Ausnahme für die Anwendung des Absatzes 1 
dem Nachweis der Vorbildung (§ 54 Abs. 2) 
gleichsteht. 

(5) Die Absätze 1 bis 3 sind auf Militäran- 
wärter (§ 54 a) entsprechend anzuwenden. 

§ 71 i 

(1) Auf Berufsunteroffiziere (§ 53 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 1, § 54 Abs. 3), die am 30. September 
1961 als Beamte in der nächstniedrigeren Lauf- 
bahn nicht entsprechend wiederverwendet sind, 
findet § 71 h Abs. 1, 2 und 3 mit der Maßgabe 
Anwendung, daß an die Stelle des Vorberei- 
tungsdienstes und der Laufbahnprüfung die Zu- 
lassung zu der für ihre Wiederverwendung 
maßgebenden Laufbahn (§ 54 Abs. 2) unter ent- 
sprechender Anwendung des § 21 Abs. 1 bis 3 
und 26 Abs. 1 bis 3 der Bundeslaufbahnver- 
ordnung oder der entsprechenden Vorschriften 
des Dienstherrn tritt. Das Unterhaltsgeld wird 
auf die Dienstbezüge angerechnet. 

(2) Absatz 1 gilt für Militäranwärter (§ 54 a) 
entsprechend. 

§ 71k 

§ 71 g Abs. 1 Satz 2 , 3 , Abs. 2, §§ 71 h und 

71 i gelten für die entsprechenden berufsmäßi- 
gen Angehörigen und Anwärter des früheren 
Reichsarbeitsdienstes (§ 55) sinngemäß. 


§ 711 

Auf Berufsunteroffiziere und ihnen gleichzu- 
behandelnde berufsmäßige Führer des früheren 
Reichsarbeitsdienstes, die unter § 54 Abs. 4, § 55 
in der bis zum 30. September 1961 geltenden 
Fassung des Gesetzes fallen und an dem ge- 
nannten Zeitpunkt im öffentlichen Dienst außer- 
halb des Truppendienstes der Bundeswehr wie- 
derverwendet sind, findet § 71 h Abs. 2 ent- 
sprechend Anwendung, wenn sie bis zum Ab- 
lauf des 30. September 1962 in den Vorberei- 
tungsdienst einer entsprechend § 54 Abs. 2 für 
die Wiederverwendung (§ 19) in Betracht kom- 
menden Beamtenlaufbahn übernommen sind 
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§ 71h 

Die Anwartschaften und Ansprüche auf Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung, die in Anwen- 
dung des § 24 a in der bis zum 31. Dezem- 
ber 1960 geltenden Fassung des Gesetzes er- 
worben worden sind, bleiben aufrechterhalten. 
Hierbei ist § 35 Abs. 3 für die bis zum Zeit- 
punkt der Entlassung zurückgelegten Zeiten 
anzuwenden." 


46. § 72 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird in Satz 3 das Wort „Volks- 
deutsche" gestrichen. Außerdem wird fol- 
gender Satz angefügt: 

„Die Sätze 1 bis 4 gelten nicht für die unter 
§ 3 Satz 1 Nr. 5 und 6 fallenden Personen." 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Im Ausland wohnhafte Personen, die im 
Bundesgebiet einen Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt weder am 8. Mai 1945 hat- 
ten noch nach diesem Zeitpunkt begründet 
haben oder begründen, können, wenn sie 
im Falle des Zuzuges in das Bundesgebiet 
nach Absatz 1 Satz 1 bis 4 als nachversichert 
gelten würden, in entsprechender Anwen- 
dung des § 4 a in den Personenkreis der 
als nachversichert geltenden Personen ein- 
bezogen werden." 

c) In Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 

„Wird eine Leistung aus einem Zweig der 
gesetzlichen Rentenversicherung beantragt, 
so kann der Versicherungsträger von dem 
Antragsteller eine eidesstattliche Versiche- 
rung darüber verlangen, ob seit Erteilung 
der Bescheinigung über die Nachversiche- 
rung ein Sachverhalt der in § 72 a bezeich- 
neten Art eingetreten ist; der Versiche- 
rungsträger gilt als zuständige Behörde im 
Sinne des § 156 des Strafgesetzbuchs." 

d) In Absatz 11 werden in Satz 1 die Worte 
„und die Dienstherren der in § 63 bezeich- 
neten Personen erstatten" durch die Worte 
„oder sonstige nach diesem Gesetz zustän- 
dige Träger der Versorgungslast erstattet" 
ersetzt. Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Das Nähere über die Berechmmg und 
Durchführung der Erstattung und den ange- 
messenen Ersatz von Verwaltungskosten 
regelt die Bundesregierung; sie kann auch 
bestimmen, daß die Erstattung durch Zah- 
lung von Pauschbeträgen abgegolten wird." 


Beschlüs'se des 6. Ausschusses 

oder werden oder ein Verfahren zur Feststel- 
lung der Befähigung für diese Laufbahn (§ 71 h 
Abs. 1 Satz 1) eingeleitet ist oder wird. 


§ 71 m 

Die Anwartschaften und Ansprüche auf Alters- 
und Hintenbliebenenversorgung, die in Anwen- 
dung des '§ 24 a in der bis zum 30. September 
1961 geltenden Fassung des Gesetzes erworben 
worden sind, bleiben aufrechterhalten. Hierbei 
ist § 35 Abs. 3 für die bis zum Zeitpunkt der 
Entlassung zurückgelegten Zeiten anzuwenden." 


46. § 72 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 
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e) In Absatz 12 Satz 2 werden die Worte „im 
Einvernehmen mit den Bundesministern des 
Innern and der Finanzen” gestrichen. 


47. In § 72 a Abs. 1 Satz 3 wird der Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsatz 
angefügt: 

„für die Zeit bis zum 1. Januar 1957 gilt dies 
mit der Maßgabe, daß die letzte vor diesem 
Zeitpunkt gezahlte Rente und der für den 
gleichen Monat zustehende Versorgungsbezug 
maßgebend sind." 


e) In Absatz 12 wird Satz 2 gestrichen. 


47. In § 72 a Abs. 1 Satz 3 wird der Punkt durch 
^ ein Semikolon ersetzt und folgender Halbsafcz 
angefügt: 

„für die Zeit bis zum 1. Januar 1957 gilt dies mit 
der Maßgabe, daß die letzte vor diesem Zeit- 
punkt gezahlte Rente und der für den gleichen 
Monat zustehende Versorgungsbezug maßge- 
bend sind." 

Hinter Satz 3 wird folgender neuer Satz 4 ein- 
gefügt: 

„Witwen- und Witwerrentenabfindungen aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen sind 
nach Wiederaufleben des Witwen- oder Witwer- 
geldes in angemessenen Teilbeträgen insoweit 
anzurechnen, als sie für eine Zeit nach Wieder- 
aufleben der Versorgungsbezüge berechnet 
sind." 


48. § 73 wird wie folgt geändert: 


a) In Absatz 2 Satz 1 werdeindie Worte „ des § 24 a 
Abs. 2 oder" gestrichen und hinter dem 
Wort „Ruhegehaltes" die Worte „oder der 
nach § 71h zustehenden Versorgungsbe- 
züge" eingefügt. 

h) ln Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Widerruf" die Worte „und ehemalige Be- 
rufssoldaten oder berufsmäßige Angehörige 
des Reichsarbeitsdienstes" eingefügt. 

c) In Absatz 5 wind folgender Satz angefügt: 

„Personen, die nach § 71h eine Anwart- 
schaft auf Alters- und Hinterbliebenenver- 
sorgung haben, stehen für die Befreiung 
von der Versicherungspflicht den Ruhe- 
standsbeamten gleich." 


48. § 73 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 4 Halbsatz 2 wird die 
Zahl „5" durch die Zahl „6" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „des 
§ 24 a Abs. 2 oder" gestrichen und hinter 
dem Wort „Ruhegehaltes" die Worte „oder 
der nach § 71 m zustehenden Versorgungs- 
bezüge" eingefügt. 

c) In Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Widerruf" die Worte „und ehemalige Be- 
rufssoldaten oder berufsmäßige Angehörige 
des Reichsarbeitsdienstes" emgefügt, 

d) In Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Personen, die nach § 71 m eine Anwart- 
schaft auf Alters- und Hinterblieibenenver- 
sorgung haben, stehen für die Befreiung von 
der Versicherungspflicht den Ruhestands- 
beamten gleich," 


49. In § 74 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 49. unverändert 
^ „Widerruf" die Worte „und die ehemaligen 
Berufssoldaten oder berufsmäßigen Angehöri- 
gen des Reichsarbeitsdienstes" eingefügt. 
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50. § 76 wird gestrichen. 50. unverändert 

♦ 


51. In § 77 a wird hinter Satz 1 folgender neuer 
Satz eingefügt: 

Dies gilt auch für Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen insoweit, als die Renten 
auf Zeiten entfallen, für die Beiträge durch den 
Dienstherrn ohne Beteiligung des Versicherten 
entrichtet worden sind/' 


52. § 78 a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Werden an wissenschaftlichen Hoch- 
schulen oder Einrichtungen Planstellen mit 
Hochschullehrern, die nach § 35 Abs. 1 
Satz 1 mit Ablauf des 31. Dezember 1960 in 
den Ruhestand getreten sind und das fünf- 
undsechzigste Lebensjahr noch nicht vollen- 
det haben, besetzt, so kann der Bundes- 
minister des Innern die Gewährung eines 
Zuschusses bis zur Höhe des Ruhegehaltes 
zusichern, das dem Hochschullehrer nach 
diesem Gesetz zusteht und infolge der Ver- 
wendung ruht (§ 158 des Bundesbeamten- 
gesetzes); nach dem Tode des Beamten tre- 
ten an die Stelle des Ruhegehaltes die nach 
diesem Gesetz zustehenden Hinterbliebe- 
nenbezüge. Entsprechendes gilt für die un- 
ter § 70 Abs. 2 fallenden Personen, die zum 
Personenkreis des Kapitels I gehören. § 42 
Abs. 6 ist in den Fällen der Sätze 1 und 2 
nicht anzuwenden." 

b) In Absatz 2 Satz 3 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt und dahinter folgender 
Halbsatz angefügt: 

„eine nach Landesrecht gewährte Beihilfe 
in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen 
kann im Rahmen des § 56 Abs. 1, 2 an den 
Träger der Hochschule erstattet werden." 


51. In § 77 a wird hinter Satz 1 folgender neuer 
^ Satz eingefügt: 

„Dies gilt auch für Renten eines Versicherungs- 
trägers innerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes insoweit, als die Renten auf Zeiten 
entfallen, für die der Dienstherr die Beiträge 

allein getragen hat, und für Leistungen, die von 
einem Träger der Sozialversicherung oder einer 
anderen Stelle außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes auf Grund des früheren Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisses gewährt werden, und 
zwar hinsichtlich der auf Zugrundelegung von 
Zeiten beruhenden Leistungen, soweit diese Zei- 
ten bei der Bemessung der Versorgimgsbezüge 
nach diesem Gesetz oder von Rentenleistungen 
auf Grund der Nachversicherung gemäß § 72 
berücksichtigt werden." 


52. § 78 a wird 'wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Werden an wissenschaftlichen Hoch- 
schulen oder Einrichtungen Planstellen mit 
Hochschullehrern, die nach § 35 Abs. 1 
Satz 1 mit Ablauf des 30. September 1961 in 
den Ruhestand getreten sind und das fünf- 
undsechzigste Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben, besetzt, so kann der Bundes- 
minister des Innern die Gewährung eines 
Zuschusses bis zur Höhe des Ruhegehaltes 
zusidiern, das dem Hochschullehrer nach 
diesem Gesetz zusteht und infolge der Ver- 
wendung ruht (§ 158 des Bundesbeamten- 
gesetzes); nach dem Tode des Beamten tre- 
ten an die Stelle des Ruhegehaltes die nach 
diesem Gesetz zustehenden Hinterbliebe- 
nenbezüge. Entsprechendes gilt für die un- 
ter § 70 Abs. 2 fallenden Personen, die zum 
Personenkreis des Kapitels I gehören. § 42 
Abs. 6 ist in den Fällen der Sätze 1 und 2 
nicht anzuwenden." 

b) unveränder,t 


52 a. § 79 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Hinter dem Wort „ergebenden" sind die 
Worte „sowie für Streitigkeiten aus den 
§§ 66, 66 a" einzufügen. 
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53. § 81 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 die Worte 
„und § 71 a" gestrichen. 

b) In Absatz 2 werden in Satz 2 hinter dem 
Wort „durch" die Worte „Gesetz oder" und 
hinter den Worten „in dem" die Worte 
„das Gesetz oder" eingefügt 

54. In § 82 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 2 werden die 

^ Worte „und hat auch die Unterbringung durch- 
zuführen, solange eine solche anderweitig nicht 
erfolgt' gestrichen. 

55. In der Anlage A werden hinter der Nummer 
116 folgende Nummern angefügt: 

„117. Budapester hauptstädtische Verkehrs-AG 

118. Rigaer Stadtlombard". 


Artikel II 

§ 1 

Bis zum 31. Dezember 1960 entstandene Zahlungs- 
verpflichtungen nach § 14 Abs. 2 in der ursprüng- 
lichen Fassung des Gesetzes und den §§ 17, 18 a, 
18 b, 20 a, 62 Abs. 4, § 63 in der bis zum 31. Dezem- 
ber 1960 geltenden Fassung des Gesetzes bleiben 
unberührt; auf die bis zu dem genannten Zeitpunkt 
nach § 18 a zugesicherten Zuschüsse sind § 71 e 
Abs. 3, 6 und §§ 71 f, 71g anzuwenden. Unberührt 
bleiben auch die auf Grund der §§ 24, 24 b Abs. 3, 
§§ 24 c bis 24 e in der bis zum 31. Dezember 1960 
geltenden Fassung des Gesetzes eingetretenen 
Rechtsfolgen; ist ein Ubergangsgehalt gekürzt oder 
herabgesetzt worden, so bleibt diese Kürzung (Her- 
absetzung) auch beim Ruhegehalt oder bei Gewäh- 
rung eines Unterhaltsbeitrages in Höhe des Ruhe- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

b) Der Punkt wird durch ein Semikolon ersetzt 
und folgender Halbsatz angefügt: 

„bei Angestellten und Arbeitern verbleibt es 
auch hinsichtlich der in Absatz 1 vorbehalte- 
nen dienstrechtlichen Voraussetzungen der 
§§72 bis 74 bei der Zuständigkeit der Ar- 
beitsgerichte." 

53. § 81 wird gestrichen. 

♦ 


54. unverändert 


55. In der Anlage A (zu § 2 Abs. 1) werden ln Num- 
^ mer 63 die Worte „GmbH" gestrichen und hin- 
ter Nummer 116 folgende Nummern angefügt: 

„117. Budapester hauptsädtische Verkehrs-AG 

118. Rigaer Stadtlombard 

119. Wirtschaftsverbände auf dem Gebiet der 
Ernährungswirtschaft, die am 30. Januar 
1933 öffentlich-rechtliche Körpersdiaften 
waren oder durch Zusammenschluß der- 
artiger Körperschaften nach dem 30. Ja- 
nuar 1933 geschaffen worden sind 

120. Eigenbetrieb der Betriebskrankenkasse 
der Mitteldeutschen Stahlwerke AG in 
Riesa/Sa 

121. Domstift Naumburg a. d. S." 


Artikel II 

§ 1 

(1) Bis zum 30. September 1961 entstandene Zah- 
lungsverpflichtungen nach § 14 Abs. 2 in der 

ursprünglichen Fassung des Gesetzes und den §§ 17, 
18 a, 18 b, 20 a, 62 Abs. 4, § 63 in der bis zum 
30. September 1961 geltenden Fassung des Gesetzes 
bleiben unberührt; auf die bis zu dem genannten 
Zeitpunkt nach § 18 a zugesicherten Zuschüsse sind 
§ 71 e Abs. 3, 6 und §§ 71 f, 71 g und 71 k anzuwen- 
den. Unberührt bleiben auch die auf Grund der 
§§ 24, 24 ib Abs. 3, §§ 24 c bis 24 e in der bis zum 
30. September 1961 geltenden Fassung des Gesetzes 
eingetretenen Rechtsfolgen; ist ein Übergangsgehalt 
gekürzt oder herabgesetzt worden, so bleibt diese 
Kürzung (Herabsetzung) auch beim Ruhegehalt oder 
bei Gewährung eines Unterhaltsbeitrages in Höhe 
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gehaltes, jedoch nicht über die Vollendung des zwei- 
undsechzigsten Lebensjahres oder den Eintritt von 
Dienstunfähigkeit hinaus, bestehen. 


§ 2 

Durch die Aufhebung der §§ 27, 28 wird deren 
weitere in Durchführungsverordnungen zu § 61 be- 
stimmte oder noch zu bestimmende entsprechende 
Anwendung nicht berührt. 

§ 3 

Am 31. Dezember 1960 auf unbestimmte Zeit be- 
stehende Dienst- oder Arbeitsverhältnisse der an 
der Unterbringung teilnehmenden und mit Ablauf 
dieses Tages nach § 35 Abs. 1, 2 in den Ruhestand 
tretenden oder zur Entlassung gelangenden Beam- 
ten zur Wiederverwendung sowie ihnen gleichbe- 
handelter Personen können von dem sie verwen- 
denden öffentlich-rechtlichen Dienstherrn, wenn der 
Beschäftigte mindestens ein Jahr wiederverwendet 
ist, nur aus einem von dem Beschäftigten zu ver- 
tretenden Grunde gelöst werden; dies gilt nicht, 
wenn nach gesetzlicher Vorschrift oder nach Maß- 
gabe des Haushaltsplans die Aufgaben, für die der 
Beschäftigte eingestellt worden und noch tätig ist, 
wegfallen. Wird eine in Satz 1 bezeichnete Person 
bis zum 31. Dezember 1965 von einem Dienstherrn 
entsprechend § 71 e Abs. 1 übernommen, so sind 
§ 71 e Abs. 3, 5 Satz 3, §§ 71 f und 71 g sinngemäß 
anwendbar. Satz 1 gilt entsprechend für frühere 
Beamte auf Widerruf, die am 31. Dezember 1960 
an der Unterbringung teilnehmen, und ihnen für die 
Anwendung des § 20 Abs. 3 in der bis zu dem ge- 
nannten Zeitpunkt geltenden Fassung des Gesetzes 
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des Ruhegehaltes, jedoch nicht über die Vollendung 
des zweiundsechzigsten Lebensjahres oder den Ein- 
tritt von Dienstunfähigkeit hinaus, bestehen. 

(2) Auf Personen, die nach § 19 in der bis zum 
30. September 1961 geltenden Fassung des Gesetzes 
entsprechend wiederverwendet sind, finden § 19 
(Artikel I Nr. 9) und die §§ 71 e bis 71 g und 71 k 
Anwendung. Ist vor Inkrafttreten des § 19 (Artikel I 
Nr. 9) der Versorgungsfall in einer nach der bishe- 
rigen, nicht aber der Neufassung dieser Vorschrift 
entsprechenden Wiederverwendung eingetreten, so 
finden § 19 (Artikel I Nr. 9), § 71 e Abs. 1, 3, 5 bis 7 
und die §§ 71 f, 71 g, 71 k und 71 m sinngemäß An- 
wendung. 

(3) Soweit auf Grund des § 81 Abs. 4 Satz 1 Halb- 
satz 1 in der bis zum 30. September 1961 geltenden 
Fassung des Gesetzes Rechte nach dem Gesetz nicht 
zustanden, verbleibt es für die Zeit vor dem 1. Okto- 
ber 1961 hierbei; rechtskräftig abgelehnte Anträge 
(§ 58 des Gesetzes) können mit Wirkung frühestens 
vom 1. Oktober 1961 erneut gestellt werden. Auf 
Personen, denen nach § 81 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 
in der in Satz 1 bezeichneten Fassung des Gesetzes 
Rechte nicht zustanden und die am 30. September 
1961 im öffentlichen Dienst verwendet sind, finden 
die §§ 71 e bis 71 1 des Gesetzes (Artikel I Nr. 45 
und Artikel II § 3) entsprechende Anwendung. Fer- 
ner finden die §§ 73 und 74 des Gesetzes mit der 
Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des 30. Sep- 
tember 1957 der 30. September 1961 tritt. 

§ 2 

unverändert 


§ 3 

Am 30. September 1961 auf unbestimmte Zeit be- 
stehende Dienst- oder Arbeitsverhältnisse der an 
der Unterbringung teilnehmenden und mit Ablauf 
dieses Tages nach § 35 Abs. 1, 2 in den Ruhestand 
tretenden oder zur Entlassung gelangenden Beam- 
ten zur Wiederverwendung sowie ihnen für die An- 
wendung des § 20 Abs. 3 in der bis zu dem genann- 
ten Zeitpunkt geltenden Fassung des Gesetzes 
gleichbehandelter Personen können von dem sie 
verwendenden öffentlich-rechtlichen Dienstherm, 
wenn der Beschäftigte mindestens ein Jahr wieder- 
verwendet ist, nur aus einem von dem Beschäftigten 
zu vertretenden Grunde gelöst werden; dies gilt 
nicht, wenn nach gesetzlicher Vorschrift oder nach 
Maßgabe des Haushaltsplans die Aufgaben, für die 
der Beschäftigte eingestellt worden und noch tätig 
ist, wegfallen. Wird eine in Satz 1 bezeichnete Per- 
son bis zum 31. Dezember 1965 von einem Dienst- 
herrn entsprechend § 71 e Abs. 1 übernommen, so 
sind § 71 e Abs. 3, 5 Satz 3, §§ 71 f, 71 g und 71 k 
sinngemäß anwendbar. 
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gleichbehandelte Personen sowie für die in § 71g 
Abs. 2 bezeichneten früheren Berufsunteroffiziere 
und ihnen gleichzubehandelnden Personen, auch bis 
zur Übernahme in den Vorbereitungsdienst (§ 71 g 
Abs. 2). Soweit in Satz 3 bezeichnete Personen An- 
spruch auf einen Unterhaltsbeitrag haben oder 
ihnen ein solcher nach §70 bewilligt werden kann, 
ist auch Satz 2 sinngemäß anwendbar. 

§ 4 

An der Unterbringung teilnehmende Beamte zur 
Wiederverwendung und frühere Beamte auf Wider- 
ruf, die am 31. Dezember 1960 bei den in § 42 Abs. 1 
Satz 3 bezeichneten Einrichtungen beschäftigt sind, 
sind, wenn die Einrichtung eine öffentlich-rechtliche 
ist, auf ihren bis zum 30. Juni 1961 bei ihrem Di enst- 
geber zu stellenden Antrag von diesem in sinnge- 
mäßer Anwendung des § 71 e mit der Maßgabe zu 
übernehmen, daß sie den in § 42 Abs. 1 Satz 3 vor- 
ausgesetzten Rechtsstand erhalten; im übrigen ver- 
bleibt es bei dem Eintritt in den Ruhestand oder der 
Entlassung gemäß § 35 Abs. 1, 2 (Artikel I Nr. 12 
Buchstaben a und b). Für die in § 71 g (Artikel I 
Nr. 45) bezeichneten Berufssoldaten und berufs- 
mäßigen Angehörigen des früheren Reichsarbeits- 
dienstes gilt dies hinsichtlich der Anwendung der 
§§ 71 g und 54 Abs. 3 (Artikel I Nr. 29 Buchstabe b) 
entsprechend. 

§ 5 


Die in § 35 Abs. 3 Satz 2 (Artikel I Nr. 12 Buch- 
stabe c) vorgesehene Genehmigung kann bei vor 
dem 1. Januar 1961 aiufgenommenen Beschäftigun- 
gen nachträglich erteilt werden. 

§ 6 


§ 37 b Abs. 2 (Artikel I Nr. 16 Buchstabe b) ist 
bei Heimkehr vor dem 1. Januar 1961 mit der Maß- 
gabe anzuwenden, daß es bei dem Zeitpunkt des 
Eintritts in den Ruhestand nach den bisherigen Vor- 
schriften verbleibt. Soweit nach der bis zum 31. De- 
zember 1960 geltenden Fassung des § 37 b höhere 
Bezüge zustanden, werden die Bezüge in deren 
Höhe gewährt. 

§ 7 

Auf Grund der Änderung des § 42 Abs. 1 Satz 3 
(Artikel I Nr. 21 Buchstabe b) werden an andere als 
bisher unterbringungspflichtige Dienstherren (§11 
in der bis zum 31. Dezember 1960 geltenden Fas- 
sung des Gesetzes) vor der Verkündung dieses Ge- 
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§ 4 

An der Unterbringung teilnehmende Beamte zur 
Wiederverwendung und frühere Beamte auf Wider- 
ruf, die am 30. September 1961 bei den in § 42 
Abs. 1 Satz 3 bezeichneten Einrichtungen beschäftigt 
sind, sind, wenn die Einrichtung eine öffentlich- 
rechtliche ist, auf ihren bis zum 31. März 1962 bei 
ihrem Dienstgeber zu stellenden Antrag von diesem 
in sinngemäßer Anwendung des § 71 e mit der Maß- 
gabe zu übernehmen, daß sie den in § 42 Abs. 1 
Satz 3 vorausgesetzten Rechtsstand erhalten; im 
übrigen verbleibt es bei dem Eintritt in den Ruhe- 
stand oder der Entlassung gemäß § 35 Abs. 1, 2 
(Artikel I Nr. 12 Buchstaben a und b). Für die in 
§§ 71 g bis 71 k (Artikel I Nr. 45) bezeichneten Be- 
rufssoldaten und berufsmäßigen Angehörigen des 
früheren Reichsarbeitsdienstes gilt dies hinsichtlich 
der Anwendung der §§ 71 g bis 71 k und 54 Abs. 3 
(Artikel I Nr. 29 Buchstabe b) entsprechend. 

§ 5 

(1) § 4 b (Artikel I Nr. 5 Buchstabe b Satz 1 Halb- 
satz 1) gilt auch, wenn eine Familienzusammenfüh- 
rung vor dem Inkrafttreten des Artikels I Nr. 5 
Buchstabe b Satz 1 Halbsatz 1 erfolgt ist. 

(2) Die in § 35 Abs. 3 Satz 2 (Artikel I Nr. 12 
Buchstabe c) vorgesehene Genehmigung kann bei vor 
dem 1. Oktober 1961 aufgenommenen Beschäftigun- 
gen nachträglich erteilt werden. 

§ 6 

(1) § 35 Abs. 3 Satz 3 in der bis zum 30. Septem- 
ber 1961 geltenden Fassung des Gesetzes findet für 
die Dauer deren Geltung auch auf Entlassung aus 
Gewahrsam der in § 37 b Abs. 2, 4 bezeichneten Art 
nach dem 1. September 1953 Anwendung. 

(2) § 37 b Abs. 2 (Artikel I Nr. 16 Buchstabe b) ist 
bei Heimkehr vor dem 1. Oktober 1961 mit der Maß- 
gabe anzuwenden, daß es bei (dem Zeitpunkt des 
Eintritts in den Ruhestand nach den bisherigen Vor- 
schriften verbleibt. Soweit nach der bis zum 30. Sep- 
tember 1961 geltenden Fassung des § 37 b höhere 
Bezüge zustanden, werden die Bezüge in deren 
Höhe gewährt, 

§ 7 

Auf Grund der Änderung des § 42 Abs. 1 Satz 3 
(Artikel I Nr. 21 Buchstabe b) werden an andere als 
bisher unterbringungspflichtige Dienstherren (§11 
in der bis zum 30. September 1961 geltenden Fas- 
sung des Gesetzes) vor der Verkündung dieses Ge- 
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setzes fällig gewordene Versorgungsbezüge nicht 
erstattet. Eine Erstattung der in Satz 1 bezeichneten 
Versorgungsbezüge erfolgt ferner nicht in den Fäl- 
len des § 42 Abs. 5 Satz 2 bis 4 (Artikel I Nr. 21 
Buchstabe d). Ist in Fällen des § 42 Abs. 5 Satz 4 
das neue Dienstverhältnis vor dem 1. Januar 1961 
begründet worden, so kann die Zustimmung bis 
zum 30. Juni 1961 beantragt werden. 


§ 8 


Für die Zeit vom 1. April 1958 bis zum 31. De- 
zember 1960 gilt § 61 Abs. 4 Satz 1 (Artikel I Nr. 34 
Buchstabe c Satz 2) auch für die Gewährung von 
Zuschüssen nach § 18 a in der bis zum 31. Dezem- 
ber 1960 geltenden Fassung des Gesetzes. 


§ 9 

Auf Grund der Änderung des § 64 Abs. 1 Satz 5 
Halb salz 2 (Artikel I Nr. 37 Buchstabe b) wird ein 
Zahlungsausgleich für Zeiträume bis zum 31. Au- 
gust 1957 nicht gewährt. 


§ 10 


Soweit Anträge von Personen, die bereits vor 
Verkündung dieses Gesetzes die Voraussetzungen 
des § 71 d Abs. 4 Satz 2 (Artikel I Nr. 44 Buch- 
stabe c) erfüllt haben, wegen Versäumung der in 
§ 71 d Abs. 4 Satz 1 bezeichneten Frist abgelehnt 
worden oder aus dem gleichen Grunde unterblieben 
sind, kann ein Antrag bis zum 31. Dezember 1961 
gestellt werden. 


§ 11 

(1) § 71 e Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 (Artikel I 

Nr. 45) gilt auch in den Fällen, in denen eine Zu- 
lage oder höhere Dienstbezüge nach § 18 a Abs. 1 
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setzes fällig gewordene Versorgungsbezüge nicht 
erstattet. Eine Erstattung der in Satz 1 bezeichneten 
Versorgungsbezüge erfolgt ferner nicht in den Fäl- 
len des § 42 Abs. 5 Satz 2 bis 4 (Artikel I Nr. 21 
Buchstabe d). Ist in Fällen des § 42 Abs. 5 Satz 4 
das neue Dienstverhältnis vor dem 1. Oktober 1961 
begründet worden, so kann die Zustimmung bis 
zum 31. März 1962 beantragt werden. 


§ 8 

(1) Für die Anwendung des § 53 Abs. 1 Satz 3 
Halbsatz 2 (Artikel I Nr. 28 Buchstabe b Satz 3) tritt 
für die Zeit vor dem 1. Oktober 1961 der § 110 des 
Bundesbeamtengesetzes an die Stelle des § 31 des 
Gesetzes. 


(2) Für die Zeit vom 1. April 1958 bis 30. Sep- 
tember i961 gilt § 61 Abs. 4 Satz 1 (Artikel I Nr. 34 
Buchstabe c Satz 2) auch für die Gewährung von 
Zuschüssen nach § 18 a in der bis zum 30. September 
1961 geltenden Fassung des Gesetzes. 


. § 9 

Auf Grund der Änderung des § 64 Abs. 1 (Artikel I 
Nr. 37 Buchstabe a Satz 2, Buchstabe b) wird ein 
Zahlungsausgleich für Zeiträume bis zum 31. Au- 
gust 1957 nicht gewährt. 


§ 10 

(1) Auf das nach §§ 52 c, 54 Abs. 4 und § 54 b 
(Artikel I Nr. 27 a, Nr. 29 Buchstabe c, Nr. 3i Buch- 
stabe c Satz 3) zu gewährende Entlassungsgeld wird 
ein nach § 71 b in der bisherigen Fassung des Ge- 
setzes gezahltes oder auf Grund eines vor der Ver- 
kündung dieses Gesetzes gestellten Antrages noch 
zu zahlendes Entlassungsgeld nicht angerechnet, 

(2) Soweit Anträge von Personen, die bereits vor 
Verkündung dieses Gesetzes die Voraussetzungen 
des § 71 d Abs. 4 Satz 2 (Artikel I Nr. 44 Buch- 
stabe c) erfüllt haben, wegen Versäumung der in 
§ 71 d Abs. 4 Satz 1 bezeichneten Frist abgelehnt 
worden oder aus dem gleichen Grunde unterblieben 
sind, kann ein Antrag bis zum 30. September 1962 
gestellt werden. 


§ 11 

(1) § 71 e Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 (Artikel I 
Nr. 45) gilt auch in den Fällen, in denen eine Zu- 
lage oder höhere Dienstbezüge nach § 18 a Abs. 1 
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Satz 2, § 18h in der bis zum 31. Dezember 1960 gel- 
tenden Fassung des Gesetzes bewilligt worden sind. 

(2) Für die nach den §§ 71 e bis 71 g (Artikel I 
Nr. 45) zu übernehmenden Personen bleiben bis zur 
Übernahme im Rahmen ihrer bis dahin, vorbehalt- 
lich der §§ 9, 10 Abs. 1, 2, weiterbestehenden bis- 
herigen Rechtsstellung § 20 und insoweit auch die 
§§ 24 d und 24 e in Verbindung mit § 24 a in der bis 
zum 31. Dezember 1960 geltenden Fassung des Ge- 
setzes anwendbar, wobei in den §§ 24 d und 24 e an 
die Stelle der entsprechenden Wiederverwendung 
die Übernahme nach § 71 e Abs. 1 tritt. Bis zur 
Übernahme oder dem in § 71 e Abs. 4 bezeichneten 
Zeitpunkt ist § 37 Abs. 1 und 2 Satz 1 in der bis zum 
31. Dezember 1960 geltenden Fassung des Gesetzeis 
auf die nach den §§ 71 e, 71 f und 71 g Abs. 1 zu 
übernehmenden Personen weiterhin anzuwenden; 
für die in § 71g Abs. 2 bezeichneten früheren Be- 
rufsunteroffiziere und ihnen gleichzubehandelnden 
Personen gilt dies bis zur Übernahme in den Vor- 
bereitungsdienst oder bis zu dem Verzicht nach 
§ 71 g Abs. 2 Satz 5, im übrigen bis zum 30. Juni 
1961. Vollendet der zu Übernehmende vor Durch- 
führung der Übernahme das fünfundsechzigste Le- 
bensjahr oder wird er vorher dienstunfähig oder 
stirbt er, so sind ihm oder seinen Hinterbliebenen 
von dem zur Übernahme verpflichteten Dienstherrn 
Versorgungsbeizüge wie bei einer am 1. Januar 1961 
erfolgten Übernahme zu gewähren; in den Fällen 
des § 71 g Abs. 2 Satz 3 gilt dies nur, wenn die Auf- 
stiegsprüfung mit Erfolg abgelegt worden ist. 


§ 12 

Soweit auf Grund der bisherigen Fassung des 
§ 72 Abs. 11 die Erstattung schon durchgeführt ist, 
verbleibt es dabei. 

§ 13 

Anträge nach § 73 Abs. 5 Satz 2 und § 74 Abs. 2 
Satz 2 (Artikel I Nr. 48 Buchstabe b, Nr. 49) können 
von den unter § 53 Abs. 2 Satz 3 und § 55 fallenden 
ehemaligen Berufssoldaten und berufsmäßigen An- 
gehörigen des Reichsarbeitsdienstes, die vor Ver- 
kündung dieses Gesetzes ein Dienstverhältnis mit 
Anwartschaft auf Alters- und Hinterbliebenenver- 
sorgung begründet haben, bis zum 31. Dezember 
1961 gestellt werden; im übrigen tritt für die in 
Halbsatz 1 bezeichneten Personen bei der entspre- 
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Satz 2, § 18 b in der bis zum 30. September 1961 gel- 
tenden Fassung des Gesetzes bewilligt worden sind. 

(2) Für die nach den .§§ 71 e bis 71 k (Artikel I 
Nr. 45) zu übernehmenden Personen bleiben bis zur 
Übernahme im Rahmen ihrer bis dahin, vorbehalt- 
lich der §§ 9, 10 Abs. 1, 2 weiterbestehenden bis- 
herigen Rechtsstellung § 20 und insoweit auch die 
§§ 24 d und 24 e in Verbindung mit § 24 a in der bis 
zum 30. September 1961 geltenden Fassung des Ge- 
setzes anwendbar, wobei in den §§ 24 d und 24 e an 
die Stelle der entsprechenden Wiederverwendung 
die Übernahme nach § 71 e Abs. 1 tritt. Bis zur 
Übernahme (§ 71 e Abs. 1) oder dem in § 71 e Abs, 4 
bezeichneten Zeitpunkt ist § 37 Abs. 1 und 2 Satz 1 
in der bis zum 30. September 1961 geltenden Fas- 
sung des Gesetzes auf die nach den §§ 71 e, 71 f, 
71 g zu übernehmenden Personen sowie die ihnen 
gemäß § 71 k gleichzubehandelnden Personen weiter- 
hin anzu wenden. Die in § 71 h Abs. 1 Satz 1 bezeich- 
neten früheren Berufsunteroffiziere und ihnen gleich- 
zubehandelnden Personen erhalten bis zur Über- 
nahme in den Vorbereitungsdienst oder Feststellung 
der Befähigung (§ 71 h Abs. 1 Satz 1), im übrigen bis 
zum Ablauf des 31. März 1962, sofern sie nicht vor- 
her auf das Antragsrecht verzichten (§ 71 h Abs. 1 
Satz 3) oder entlassen werden (§ 10 Abs. 1, 2), Über- 
gangsgehalt in Höhe der in § 71 h Abs. 3 Satz 1 
Halbsatz 1 bezeichneten ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge; die Bezüge aus einer Verwendung im öffent- 
lichen Dienst sind auf das Übergangsgehalt anzu- 
rechnen. Treten die in Satz 3 bezeichneten Personen 
in den Ruhestand (§ 35 Abs. 1 Satz 1) oder in die 
Rechtsstellung nach § 54 Abs. 3 (Artikel I Nr. 12 
Buchstabe a, Nr. 29 Buchstabe b), so finden auch hin- 
sichtlich des Übergangsgehaltes (Satz 3) § 29 des Ge- 
setzes und § 158 des Bundesbeamtengesetzes Anwen- 
dung. Vollendet der zu übernehmende vor Durch- 
führung der Übernahme das fünfundsechzigste Le- 
bensjahr oder wird er vorher dienstunfähig oder 
stirbt er, so sind ihm oder seinen Hinterbliebenen 
von dem zur übernaihme verpflichteten Dienstherrn 
Versorgungsbezüge wie bei einer am 1. Oktober 
1961 erfolgten Übernahme zu gewähren; in den Fäl- 
len des § 71 i gilt dies nur, wenn die Aufstiegsprü- 
fung mit Erfolg abgelegt worden ist, 

§ 12 

unverändert 


§ 13 

Anträge nach § 73 Abs. 5 Satz 2 und § 74 Abs. 2 
Satz 2 (Artikel I Nr. 48 Buchstabe b, Nr. 49) können 
von den unter § 53 Abs. 2 Satz 3 und § 55 fallenden 
ehemaligen Berufssoldaten und berufsmäßigen An- 
gehörigen des Reichsarbeitsdienstes, die vor Ver- 
kündung dieses Gesetzes ein Dienstverhältnis mit 
Anwartschaft auf Alters- und Hinterbliebenenver- 
sorgung begründet haben, bis zum 30. September 
1962 gestellt werden; im übrigen tritt für die in 
Halbsatz 1 bezeichneten Personen bei der entspre- 
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chenden Anwendung des § 73 Abs. 1 Satz 3 und des 
§ 74 Abs. 1 Satz 3 an die Stelle des 30. September 
1957 der 31. Dezember 1960 sowie bei der entspre- 
chenden Anwendung des § 73 Abs. 5 Satz 2 Halb- 
satz 2 und des § 74 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 an die 
Stelle des 30. September 1958 der 31. Dezember 
1961 und an die Stelle des 30. September 1957 der 
31. Dezember 1960. Satz 1 gilt für Anträge von Ar- 
beitgebern der dort bezeichneten Personen entspre- 
chend. Vor Verkündung dieses Gesetzes rechts- 
kräftig abgelehnte Anträge können bis zum 31. De- 
zember 1961 erneut gestellt werden. 

§ 14 

Standen die in § 52 Abs. 2 bezeichneten Ange- 
stellten oder Arbeiter vor dem 9. Mai 1945 in einer 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen versiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung oder waren sie auf 
Grund arbeitsrechtlicher Bestimmungen oder Ver- 
träge in den genannten Versicherungen freiwillig 
versichert und waren die Anwartschaften aus den 
für Zeiten vor dem 9. Mai 1945 entrichteten Bei- 
trägen am 8. Mai 1945 erhalten, so gelten diese An- 
wartschaften als bis zum 31. Dezember 1956 erhal- 
ten. Soweit durch Satz 1 ein Anspruch auf Leistun- 
gen begründet wird, beginnt die Leistung frühestens 
mit dem Ersten des auf die Verkündung dieses Ge- 
setzes folgenden Monats. 

§ 15 

§ 73 Abs. 5 Satz 3 (Artikel I Nr. 48 Buchstabe c) 
gilt für die Zeit vor dem 1. Januar 1961 mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des § 71 h der § 24 a 
Abs. 2 in der bis zum 31. Dezember 1960 geltenjden 
Fassung des Gesetzes tritt. Für die Stellung und Er- 
neuerung von Anträgen nach § 73 Abs. 5 Satz 3 
tritt bei der entsprechenden Anwendung des § 73 
Abs. 1 Satz 2 und 3 an die Stelle des 30. Septem- 
ber 1958 der 31. Dezember 1961 und des 30. Sep- 
tember 1957 der 31. Dezember 1960. § 13 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend. 

§ 16 

Nach dem 31. März 1951 im öffentlichen Dienst 
wiederverwendete Beamte zur Wiederverwendung 
und ihnen gleichzubehandelnde Personen, die nach 
§ 35 Abs. 2 als entlassen gelten und aus der Wie- 
derverwendung bis zum 31. Dezember 1960 eine 
Anwartschaft oder einen Anspruch auf Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung nicht erworben haben, 
gelten für die Zeit der Wiederverwendung, in der 
sie auf Grund ihrer Rechtsstellung nach dem Gesetz 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen versiche- 
rungsfrei waren, in entsprechender Anwendung des 
§ 72 Abs. 2 Satz 1, 2, Abs. 3 bis 6, 11 und 13 als 
nachversichert mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
der in § 72 Abs. 11 bezeichneten Erstattungspflich- 
tigen der wiederverwendende Dienstherr tritt; § 1232 
der Reichsversicherungsordnung und § 9 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes sind insoweit nicht 
anzuwenden. Wenn ein Anspruch auf Rente erst 
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chenden Anwendung des § 73 Abs. 1 Satz 3 und des 
§ 74 Abs. 1 Satz 3 an die Stelle des 30. September 
1957 der 30, September 1961 sowie bei der entspre- 
chenden Anwendung des § 73 Abs. 5 Satz 2 Halb- 
satz 2 und des § 74 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 an die 
Stelle des 30. September 1958 der 30. September 
1962 und an die Stelle des 30. September 1957 der 
30. September 1961. Satz 1 gilt für Anträge von Ar- 
beitgebern der dort bezeichnenten Personen entspre- 
chend. Vor Verkündung dieses Gesetzes rechts- 
kräftig abgelehnte Anträge können bis zum 30. Sep- 
tember 1962 erneut gestellt werden. 

§ 14 

unverändert 


§ 15 

§ 73 Abs. 5 Satz 3 (Artikel I Nr. 48 Buchstabe c) 
gilt für die Zeit vor dem 1. Oktober 1961 mit der 
Maßgabe, daß an die Stelle des § 71m der § 24 a 
Abs. 2 in der bis zum 30. September 1961 geltenden 
Fassung des Gesetzes tritt. Für die Stellung und Er- 
neuerung von Anträgen nach § 73 Abs. 5 Satz 3 
tritt bei der entsprechenden Anwendung des § 73 
Abs. 1 Satz 2 und 3 an idie Stelle des 30. Septeim- 
ber 1958 der 30. September 1962 und des 30. Sep- 
tember 1957 der 30. September 1961. § 13 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. 

§ 16 

(1) Nach dem 31. März 1951 im öffentlichen Dienst 
wiederverwendete Beamte zur Wiederverwendung 
und ihnen gleichzubehandelnde Personen, die nach 
§ 35 Abs. 2 als entlassen gelten und aus der Wie- 
derverwendung bis zum 30. September 1961 eine 
Anwartschaft oder einen Anspruch auf Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung nicht erworben haben, 
gelten für die Zeit der Wiederverwendung, in der 
sie auf Grund ihrer Rechtsstellung nach dem Gesetz 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen versiche- 
rungsfrei waren, in entsprechender Anwendung des 
§ 72 Abs. 2 Satz 1, 2, Abs. 3 bis 6, 11 und 13 als 
nachversichert mit der Maßgabe, daß an die Stelle 
der in § 72 Abs. 11 bezeichneten Erstattungspflich- 
tigen der wiederverwendende Dienstherr tritt; § 1232 
der Reichs versicherungs Ordnung und § 9 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes sind insoweit nicht 
anzuwenden. Wenn ein Anspruch auf Rente erst 
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durch Satz 1 begründet wird, beginnt die Rente in 
Versicherungsfällen vor dem 1. Januar 1957 mit 
dem Ablauf, und in Versicherungsfällen nach dem 
31. Dezember 1956 mit dem Ersten des Monats, in 
dem der Versicherungsfall eingetreten ist; dies gilt 
nur, wenn der Antrag bis zum 31. Dezember 1961 
gestellt wird. Für die als nachversichert geltenden 
Zeiten geleistete freiwillige Beiträge werden auf 
Antrag erstattet. § 72 a Abs. 1 Satz 5 gilt entspre- 
chend. Der Antrag auf Erstattung ist nur bis zum 
31, Dezember 1961 zulässig; wird ein solcher nicht 
gestellt, so gelten die Beiträge (Satz 3) als Beiträge 
zur Höherversicherung. 


§ 17 

Bei den vor dem 1. Januar 1961 nach § 78 a in der 
bis dahin geltenden Fassung des Gesetzes in Höhe 
des Übergangsgehaltes bewilligten Zuschüssen tritt 
von dem genannten Zeitpunkt ab an die Stelle des 
Übergangsgehaltes das nach diesem Gesetz zu- 
stehende Ruhegehalt. § 42 Abs. 1 ist in diesen Fäl- 
len auch weiterhin nicht anzuwenden. 

§ 18 

(1) In Artikel II Abs. 10 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen vom 11. September 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1275) — Zweites Ande- 
rungsgesetz — werden folgende Sätze angefügt: 


„Wird erst nach dem 31. März 1959 ein Wohnsitz 
oder dauernder Aufenthalt im ßundesgebiel begrün- 
det (§ 4 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3, § 4 b) oder ein Antrag 
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durch Satz 1 begründet wird, beginnt die Rente in 
Versicherungsfällen vor dem 1. Januar 1957 mit 
dem Ablauf und in Versicherungsfällen nach dem 
31. Dezember 1956 mit dem Ersten des Monats, in 
dem der Versicherungsfall eingetreten ist; dies gilt 
nur, wenn der Antrag bis zum 30. September 1962 
gestellt wird. Für die als nachversichert geltenden 
Zeiten geleistete freiwillige Beiträge werden auf 
Antrag erstattet. § 72 a Abs. 1 Satz 6 gilt entspre- 
chend. Der Antrag auf Erstattung ist nur bis zum 
30, September 1962 zulässig; wird ein solcher nicht 
gestellt, so gelten die Beiträge (Satz 3) als Beiträge 
zur Höherversicherung, 

(2) Wird ein Beamter zur Wiederverwendung 
oder eine sonstige Person mit Anwartschaft auf Ver- 
sorgung nach dem Gesetz auf Antrag entlassen (§10 
Abs. 1, 2 des Gesetzes) und ist deswegen auch für 
die Zeit einer nach dem 8. Mai 1945 im öffentlichen 
Dienst ausgeübten Beschäftigung eine Nachversiche- 
rung durchzuführen, so sind die nach § 74 des 
Gesetzes nicht zurück erstatteten Arbeitgeberanteile 
der Beiträge zu den gesetzlichen Rentenversidienm- 
gen auf die nachzuentrichtenden Beiträge anzuredi- 
nen. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsfall 
bereits vor der Verkündung dieses Gesetzes einge- 
treten ist. 

§ 17 

Bei den vor dem 1. Oktober 1961 nach § 78 a in der 
bis dahin geltenden Fassung des Gesetzes in Höhe 
des Übergangsgehaltes bewilligten Zuschüssen tritt 
von dem genannten Zeitpunkt an die Stelle des 
Übergangsgehaltes das nach diesem Gesetz zu- 
stehende Ruhegehalt. § 42 Abs. 1 ist in diesen Fäl- 
len auch weiterhin nicht anzuwenden. 

§ 18 

(1) In Artikel II Abs. 10 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
gesetzes fallenden Personen vom 11. September 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1275) — Zweites Ände- 
rungsgesetz — werden folgende Sätze 3 bis 5 ange- 
fügt, die mit den bisherigen Sätzen 1 und 2 einen 
Unterabsatz „a)" bilden: 

„Ist die Einhaltung der in Satz 1 genannten Frist 
durch vom Berechtigten nicht zu vertretende Um- 
stände unmöglich, so gilt die Frist auch dann als ge- 
wahrt, wenn die Ansprüche innerhalb von sechs Mo- 
naten nach Wegfall des Hindernisses angemeldet 
werden. Wenn das Hindernis vor dem 1. Oktober 
1961 weggefallen ist oder wegfällt, beginnt die in 
Satz 3 bezeichnete Frist von sechs Monaten mit dem 
1. Oktober 1961. Die Unterabsätze b und c bleiben 
unberührt." 

Außerdem werden folgende Unterabsätze b bis d 
angefügt: 

„b) Ist oder wird erst nach dem 31. März 1961 ein 
Wohnsitz oder dauernder Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes begründet (§ 4 Abs. 1 
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nach § 4 a gestellt oder die Anlage A zu § 2 er- 
gänzt, so endet in diesen Fällen die Ausschlußfrist 
(Satz 1) nicht vor Ablauf eines Jahres nach dem 
Ende des Jahres, in dem der Zuzug (§ 4 Abs. 1 Nr. 2, 
Abs. 3, § 4 b) erfolgt oder der Antrag (§ 4 a) einge- 
reicht oder das Gesetz oder die Reditsverordnung 
zur Ergänzung der Anlage A zu § 2 verkündet wor- 
den iist, frühestens jedoch mit Ablauf des 30. Sep- 
tember 1961. Für Witwen, die sich vor dem 1. April 
1959 wiiederverheiratet haben und deren Ehe nach 
diesem Zeitpunkt aufgelöst oder für nichtig erklärt 
worden ist oder wird (§ 29 des Gesetzes in Verbin- 
dung mit § 164 Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes), 
endet die Ausschluß fri st nicht vor Ablauf eines Jah- 
res nach dem Ende des Jahres, in dem die Ehe auf- 
gelöst oder für nichtig erklärt worden ist, frühe- 
stens’ jedoch mit Ablauf des 30. September 1961. 
Satz 3 bleibt unberührt. Satz 3 gilt auch für die An- 
meldung von Unfallfürsorgeansprüchen nach § 29 
des Gesetzes in Verbindung mit § 150 des Bundes- 
beamtengesetzes." 


(2) In Artikel II Abs. 11 Satz 1 Und Arükel III 
Abs. 4 des Zweiten Änderungsgesetzes wird der 
Punkt durdi ein Komma ersetzt und folgender 
Satzteil angefügt: 

„jedoch kann der Versorgungsberechtigte erklären, 
daß er Versorgung nach § 181 a des Bundesbeamten- 
gesetzes beziehen wolle; diese Erklärung wirkt 
vom Ersten des Monats, in dem sie abgegeben wor- 
den ist, sie ist unwiderruflich und gilt auch für eine 
spätere Hinterbliebenenversorgung." 

(3) In Artikel II Abs. 17 Satz 1 des Zweiten 
Änderungsgesetzes werden hinter dem ersten Wort 
„nach" die Worte „§ 52 a Abs. 2," eingefügt. 

(4) In Artikel IX Abs. 1 des Zweiten Änderungs- 
gesetzes werden 

1. in Nummer 1 die Zahl „42" durch die Zahl „43" 
ersetzt und in Nummer 10 die Zahl „43" und 
das nachfolgende Komma gestrichen, 

2. in Nummer 3 die Zahl „105" durch die Zahl „109" 
ersetzt. 
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Nr. 2, Abs. 2, 3, § 4 b) oder ein Antrag nach 
§ 4 a gestellt oder die Anlage A zu § 2 des Ge- 
setzes ergänzt, so endet in diesen Fällen die 
Ausschlußfrist (Unterabsatz a Satz 1) nicht vor 
Ablauf eines Jahres nach dem Ende des Jahres, 
in dem der Zuzug (§ 4 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 , 3, 
§ 4 b) erfolgt oder der Antrag (§ 4 a) eingereicht 
oder das Gesetz oder die Rechtsverordnung zur 
Ergänzung der Anlage A zu § 2 des Gesetzes 
verkündet worden ist, frühestens jedoch mit 
Ablauf des 31. Dezember 1962, Unterabsatz a 
Satz 3 gilt entsprechend. 

c) Für Witwen, die sich vor dem 1. April 1961 
wiederverheiratet haben und deren Ehe nach 
diesem Zeitpunkt aufgelöst oder für nichtig er- 
klärt worden ist oder wird (§ 29 des Gesetzes in 
Verbindung mit § 164 Abs. 3 des Bundesbeam- 
tengesetzes) endet die Ausschluß fri st (Unterab- 
satz a Satz 1) nicht vor Ablauf eines Jahres nach 
dem Ende des Jahres, in dem die Ehe aufgelöst 
oder für nichtig erklärt worden ist, frühestens 
jedoch mit Ablauf des 31. Dezember 1962; Unter- 
absatz a Satz 3 gilt entsprechend. Unterabsatz b 
bleibt unberührt. 

d) Unterabsatz b gilt auch für die Anmeldung von 
Unfallfürsorgeansprüchen nach § 29 des Geset- 
zes in Verbindung mit § 150 des Bundesbeam- 
tengesetzes." 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 19 

Wird an frühere Angehörige des öffentlichen 
Dienstes (§§ 1, 2 , 51 des Gesetzes) in einem auslän- 
dischen Staat auf Grund von Vereinbarungen mit 
diesem eine Versorgung nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften oder Grundsätzen gewährt, an der sich 
der Bund überwiegend beteiligt, so kann die 
zuständige oberste Dienstbehörde (§ 60 des Geset- 
zes) mit Zustimmung des Bundesministers des In- 
nern solchen unter §§ 1, 2, 51 des Gesetzes fallenden 
Personen deutscher Staatsangehörigkeit, die nach 
der Vereinbarung keine Versorgung erhalten kön- 
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nen, für die Dauer ihres Wohnsitzes oder dauernden 
Aufenthaltes in dem ausländischen Staat einen Un- 
terhaltsbeitrag bewilligen, wenn der Antragsteller 
bei Wohnsitz oder dauerndem Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich des Gesetzes Rechte nach Kapitel I des 
Gesetzes geltend machen könnte und die Bewil- 
ligung zur Vermeidung von besonderen Härten 
erforderlich ist. Der Unterhaltsbeitrag kann bis zur 
Höhe der nach dem Gesetz in Betracht kommenden 
Versorgung bewilligt werden, soweit die entspre- 
chenden Personen gemäß der Vereinbarung gewähr- 
ten Versorgungsbezüge nicht überschritten werden. 
§ 4 a des Gesetzes findet in den in Satz 1 bezeidme- 
ten Fällen keine Anwendung. 

§ 20 

(1) Artikel I § 2 Nr. 1, 3 und 4 Abs. 2 des Geset- 

zes zur Änderung beamtenrechtlicher und besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften vom 1961 

(Bundesgesetzbl. IS. . . .) gelten für die Anwen- 
dung der dort bezeichneten eingefügten oder geän- 
derten Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes ent- 
sprechend, soweit diese auch in dem durch Artikel I 
dieses Gesetzes geänderten Gesetz anzuwenden 
sind. 

(2) Für die Anwendung des § 181 b des Bundes- 
beamtengesetzes in dem durch Artikel I dieses Ge- 
setzes geänderten Gesetz tritt an die Stelle der Aus- 
schlußfrist im Sinne des § 181 a Abs. 5 in Verbin- 
dung mit § 150 des Bundesbeamtengesetzes eine 
Ausschlußfrist bis zum 30. September 1963. Artikel II 
Abs. 10 Unterabsatz a Satz 3, 5, Unterabsatz b und c 
des Zweiten Änderungsgesetzes in der Fassung des 
Artikels II § 18 Abs. 1 dieses Gesetzes gilt entspre- 
chend. 


§ 21 

(1) Andere Dienstherren (§ 11 in der bis zum 
30. September 1961 geltenden Fassung des Gesetzes) 
als der Bund, die am 1. April 1951 und weiterhin 
bis zum 31. März 1958 den Pflichtanteil nach § 13 
erfüllt hatten, erhalten für die am 31. März 1958 
über den Pflichtanteil des § 13 hinaus gemäß § 19 
entsprechend wiederverwendeten Personen einen 
Zuschuß in Höhe von zwei Dritteln der im Rech- 
nungsjahr 1958 gewährten durchschnittlichen Bun- 
deszuschüsse nach § 18 a in der bis zum 30. Septem- 
ber 1961 geltenden Fassung des Gesetzes, und zwar 
ab 1. April 1958 für die Dauer von zehn Jahren. 

(2) Nach Artikel II Abs. 7 des in § 18 Abs. 1 
genannten Zweiten Änderungsgesetzes gewährte 
Zuschüsse sind auf den nach Absatz 1 zu gewähren- 
den Zuschuß anzurechnen. 


Artikel III 


Artikel III 


§ 1 § 1 

In Artikel 11 Abs. 1 des Gesetzes zur Änderung unverändert 

und Ergänzung des Dienststrafrechts vom 28. No- 
vember 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 749) werden die 
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Worte „des § 52" durch die Worte „der §§ 52, 52 a, 
52 b" ersetzt. 

§ 2 

§ 4 a des Gesetzes über die Rechtsstellung der in 
den Deutschen Bundestag gewählten Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes vom 4, August 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 777) in der Fassung des Artikels V 
des in Artikel II § 18 Abs. 1 bezeichneten Zweiten 
Änderungsgesetzes wird wie folgt geändert; 

1. In Satz 2 tritt an die Stelle des Satzteiles „inner- 
halb einer Frist von drei Monaten beantragen, in 
das Rechtsverhältnis eines Beamten zur Wieder- 
verwendung zurückzutreten" folgender Satzteil: 
„vor Erwerb der Mitgliedschaft im Bundestag im 
öffentlichen Dienst wiederverwendet waren und 
innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Be- 
endigung der Mitgliedschaft im Bundestag bean- 
tragen, § 71 e oder die entsprechende Vorschrift 
der §§ 71 f, 71g des in Satz 1 bezeichneten Ge- 
setzes anzuwenden". 

2. In Satz 3 werden die Worte „Ablauf des Monats, 
in dem der Antrag gestellt wurde" durch die 
Worte „der Übernahme in das neue Dienstver- 
hältnis (§§ 71 e bis 71 g des in Satz 1 bezeichne- 
ten Gesetzes)" ersetzt. 

§ 3 

§ 41 des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 
vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 745) wird 
wie folgt geändert: 

1. in Absatz 1 wird der letzte Satz gestrichen; 


2. in Absatz 3 Satz 1 werden hinter der Zahl „29" 
die Worte „Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2/' eingefügt 
und die Worte „und 156 Abs. 1" durch ein 
Komma und die Worte „§ 156 Abs. 1 und § 181 a" 
ersetzt; 

3. in Absatz 3 erhält der Satz 4 folgende Fassung: 

♦ 

„§ 64 Abs. 1 Satz 5 Halbsatz 2 des in Absatz 1 
bezeichneten Gesetzes ist anzuwenden." 

Artikel II § 9 gilt auch hier. Ebenso gilt Artikel II 
Abs. 5 des in Artikel II § 18 Abs. 1 bezeichneten 
Zweiten Änderungsgesetzes. 


§ 4 

Das Bundesbesoldungsgesetz vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl, I S. 993) wird wie folgt geändert; 
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§ 2 

§ 4 a des Gesetzes über die Rechtsstellung der in 
den Deutschen Bundestag gewählten Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes vom 4. August 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 777) in der Fassung des Artikels V 
des in Artikel II § 18 Abs. 1 bezeichneten Zweiten 
Änderüngsgesetzes wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 2 tritt an die Stelle des Satzteiles „inner- 
^ halb einer Frist von drei Monaten beantragen, in 

das Rechtsverhältnis eines Beamten zur Wieder- 
verwendung zurückzutreten" folgender Satzteil: 
„vor Erwerb der Mitgliedschaft im Bundestag im 
öffentlichen Dienst wiederverwendet waren und 
innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Be- 
endigung der Mitgliedschaft im Bundestag bean- 
tragen, § 71 e oder die entsprechende Vorschrift 
der §§ 71 f bis 71 k des in Satz 1 bezeichneten 
Gesetzes anzu wenden". 

2. In Satz 3 werden die Worte „Ablauf des Monats, 
^ in dem der Antrag gestellt wurde" durch die 

Worte „der Übernahme in das neue Dienstver- 
hältnis (§§ 71 e bis 71 k des in Satz 1 bezeichne- 
ten Gesetzes)" ersetzt. 

§ 3 

( 1 ) § 41 des Gesetzes über die Deutsche Bundes- 
bank vom 26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 745) 
wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 werden in Satz 1 die Worte „in der 
^ Fassung vom 1. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1287)" und außerdem der letzte Satz gestri- 
chen. 

2. In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „§ 35 
^ Abs. 3" durch die Worte „§§ 31, 35 Abs. 3" sowie 

die Worte „§§ 110 und 156 Abs. 1" durch die 
Worte „§§ 112, 156 Abs. 1, §§ 181 a und 181b" 
ersetzt. 

3. unverändert 


(2) Artikel II gilt auch hier. § 29 Abs. 1 Satz 1 
Halbsatz 2 des durch Artikel I geänderten Gesetzes 
findet in der bis zum 30. September 1961 geltenden 
Fassung für die Dauer deren Geltung auch im Rah- 
men des § 41 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank Anwendung. Ebenso gilt Arti- 
kel II Abs. 5 des in Artikel II § 18 Abs. 1 bezeich- 
neten Zweiten Änderungsgesetzes. 


§ 4 

Das Bundesbesoldungsgesetz vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 993), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und 
besoldungsrechtlicher Vorschriften vom ........ 
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1. In § 42 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „März" 
durch das Wort „Dezember“ ersetzt, 

2. In § 42 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Absatz 1 gilt außerdem für die nach den 
§§ 71 e bis 71 g des in Absatz 1 genannten Ge- 
setzes zu übernehmenden sowie die in § 42 
Abs. 6 des gleichen Gesetzes bezeichneten Per- 
sonen, und zwar mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des Tages der Anstellung (Einstellung) der 
31. Dezember 1960 tritt." 


3. In § 42 Abs. 3 werden hinter den Worten „weil 
sie" die Worte „die hinsichtlich der Aufgabe des 
Dienstes in § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b oder" 
eingefügt. Außerdem werden folgende Sätze an- 
gefügt: 


„Die Absätze 1 und 2 Satz 2 gelten ferner ent- 
sprechend für Personen, deren Dienstverhältnis 
nach § 53 Abs. 2 Satz 3 oder nach § 55 in Ver- 
bindung mit § 53 Abs. 2 Satz 3 des in Absatz 1 
genannten Gesetzes als mit Ablauf des 8. Mai 
1945 beendet gilt, wenn sie bis zum Eintritt in 
dieses Dienstverhältnis Beamte waren und bei 
einem Verbleib in ihrer als Beamte inne- 
gehabten Rechtsstellung an der Unterbringung 
nach dem in Absatz 1 genannten Gesetz teilge- 
nommen haben würden. Sie gelten außerdem für 
Berufssoldaten oder berufsmäßige Angehörige 
des früheren Reichsarbeitsdienstes, deren Dienst- 
verhältnis nach den in Satz 2 bezeichneten Vor- 
schriften als beendet gilt, wenn diese Personen 
zwar weder die in § 53 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1, 
Abs. 2 Satz 1, § 55 des in Absatz 1 genannten 
Gesetzes bezeichneten Erfordernisse für die Zu- 
gehörigkeit zu dem dortigen Personenkreis noch 
die Voraussetzungen des § 54 b erfüllen, im 
übrigen aber bei ihnen die weiteren Vorausset- 
zungen für eine Teilnahme an der in Absatz 1, 2 
Satz 2 bezeichneten Unterbringung oder die in 
Absatz 2 Satz 1 bezeichnete Anrechnung auf die 
Pflichtanteile vorliegen." 

4. In § 48 Abs. 1 Nr. 3 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes werden hinter den Worten „Abs. 1“ die 
Worte „sowie § 52 b Abs. 2“ eingefügt. 

§ 5 

§ 15 Abs. 1 Nr. 1, 4 und 5 des Gesetzes zur Ein- 
führung von Beamtenrecht des Bundes im Saarland 
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1961 (Bundesgesetzbl. IS. . . .) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 42 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „31. März 

^ 1960" durch die Worte „30. September 1961" 

ersetzt. 

2. In § 42 Abs. 2 werden folgende Sätze angefügt: 

♦ 

„Absatz 1 gilt außerdem für die nach den 
§§ 71 e bis 71 k des in Absatz 1 genannten Ge- 
setzes zu übernehmenden sowie die in § 42 
Abs. 6 des gleichen Gesetzes bezeichneten Per- 
sonen, und zwar mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des Tages der Anstellung (Einstellung) der 
30. September 1961 tritt. Werden Personen, die 
am 30. September 1961 die in Satz 1 bezeichneten 
Voraussetzungen erfüllen und im öffentlichen 
Dienst beschäftigt sind, bis zum 31. Dezember 
1965 übernommen, so gilt Satz 2 entsprechend. 
Satz 2 gilt ferner bei einer Übernahme gemäß 
Artikel II § 3 des Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung des in Absatz 1 Satz 1 genannten Gesetzes 
entsprechend.“ 

3. In § 42 Abs. 3 werden hinter den Worten „weil 

^ sie" die Worte „die hinsichtlich der Aufgabe des 

Dienstes in § 1 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b oder" 
eingefügt. Hinter der Zahl „81" wird der Klam- 
merzusatz „(in der bis zum 30. September 1961 
geltenden Fassung)" eingefügt. Außerdem wer- 
den folgende Sätze angefügt: 

„Die Absätze 1 und 2 Satz 2 gelten ferner ent- 
sprechend für Personen, deren Dienstverhältnis 
nach § 53 Abs. 2 Satz 3 oder nach § 55 in Ver- 
bindung mit § 53 Abs. 2 Satz 3 des in Absatz 1 
genannten Gesetzes als mit Ablauf des 8. Mai 
1945 beendet gilt, wenn sie bis zum Eintritt in 
dieses Dienstverhältni-s Beamte waren und bei 
einem Verbleib in ihrer als Beamte inne- 
gehabten Rechtsstellung an der Unterbringung 
nach dem in Absatz 1 genannten Gesetz teilge- 
nommen haben würden. Sie gelten außerdem für 
Berufssoldaten oder berufsmäßige Angehörige 
des früheren Reichsarbeitsdienstes, deren Dienst- 
verhältnis nach den in Satz 2 bezeichneten Vor- 
schriften als beendet gilt, wenn diese Personen 
zwar weder die in § 53 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1, 
Abs. 2 Satz 1, § 55 des in Absatz 1 genannten 
Gesetzes bezeichneten Erfordernisse für die Zu- 
gehörigkeit zu dem dortigen Personenkreis noch 
die Voraussetzungen des § 54 b erfüllen, im 
übrigen aber bei ihnen die weiteren Vorausset- 
zungen für eine Teilnahme an der in Absatz 1, 2 
Satz 2 bezeichneten Unterbringung oder die in 
Absatz 2 Satz 1 bezeichnete Anrechnung auf die 
Pflichtanteile vorliegen." 

Nummer 4 entfällt 


§ 5 

§ 15 Abs. 1 Nr. 1, 4 und 5 des Gesetzes zur Ein- 
führung von Beamtenrecht des Bundes im Saarland 
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vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 332) wird 
aufgehoben. 


§ 6 

Der Erstattung nach § 1 in Verbindung mit §§ 2, 3 
der Verordnung über die Erstattung von Verwal- 
tungskosten aus der Durchführung der Lastenaus- 
gleichsgesetze und des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes (15. LeistungsDV-LA) vom 3. März 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 154) ist der um den Zuschuß 
nach § 71 e Abs. 3 Salz 1 (Artikel I Nr. 45) vermin- 
derte Betrag der Dienstbezüge zugrunde zu legen. 
Entsprechendes gilt für die nach § 71 e Abs. 3 Satz 3 
(Artikel I Nr. 45) gewährten Trennungsentschädi- 
gungen und für das nach § 71 g Abs. 2 (Artikel I 
Nr. 45) gewährte Unterhaltsgeld. 


Artikel IV 

§ 83 des Gesetzes gilt für Rechtsstreitigkeiten, die 
sich durch den Erlaß dieses Gesetzes erledigen, ent- 
sprechend. 

Artikel V 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel VI 
(1) Es treten in Kraft: 

1. Artikel I Nr. 2 Buchstabe c, Nr. 25 Buchstabe b, 
Nr. 29 Buchstabe a, Nr. 38 Buchstabe b, c, 
Nr. 46 Buchstabe a Satz 2, Buchstabe d, Nr. 47, 
48 Buchstabe b, Nr. 49 und Artikel II §§ 15, 16 
am 1. April 1951; 

2. Artikel III § 1 am 1. Januar 1953; 

3. Artikel II § 18 Abs. 3 am 1. April 1953; 

4. Artikel I Nr. 37, 55 (Anlage A Nr. 117, 118), 
Artikel II §§ 9, 18 Abs. 4 Nr. 2 und Artikel III 
§ 3 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 am 1. September 1953; 


5. Artikel III § 4 Nr. 1, 4 am 1. April 1957; 

6. Artikel I Nr. 4, 5 Buchstabe b, c Satz 2, Nr. 9 
Buchstabe a Satz 2, Nr. 10 Satz 1, 2, Nr. 28 Buch- 
stabe d Satz 3, Nr. 31, 46 Buchstabe b und Ar- 
tikel III § 3 Satz 1 Nr. 2 am 1. September 1957; 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 332) in der 

Fassung des Artikels IV § 2 des Gesetzes zur Ände- 
rung beamtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher 

Vorschriften vom 1961 (Bundes- 

gesetzbl. IS....) wird aufgehoben. 

§ 6 

Der Erstattung nach § 1 in Verbindung mit §§ 2, 3 
'der Verordnung über die Erstattung von Verwal- 
tungskosten aus der Durchführung der La'stenaus- 
gleichsgesetze und' des Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetzes (15. LeistungsDV-LA) vom 3. März 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 154) ist der um den Zuschuß 
nach § 71 e Abs. 3 Satz 1 (Artikel I Nr. 45) vermin- 
derte Betrag der Dienstbezüge zugrunde zu legen. 
Entsprechendes gilt für die nach § 71 e Abs. 3 Satz 3 
(Artikel I Nr. 45) gewährten Trennungsentschädi- 
gungen und für das nach § 71 h Abs. 3, §§ 71 i und 
71 k (Artikel I Nr. 45) gewährte Unterhaltsgeld. 


Artikel IV 
unverändert 


Artikel V 
unverändert 


Artikel VI 
(1) Es treten in Kraft: 

1. Artikel I Nr. 2 Buchstabe c, Nr. 2 a, 3 Satz 2, 
Nr. 25 Buchstabe b, Nr. 38 Buchstabe b, c, Nr. 46 
Buchstabe a Satz 2, Buchstabe d, Nr. 47, 48 
Buchstabe a, c, Nr. 49, 55 (Anlage A Nr. 63, 119 
bis 121) und Artikel II §§ 15, 16 am 1. April — 
in Berlin am 1. Oktober — 1951; 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. Artikel I Nr. 25 Buchstabe a Satz 2, Nr. 37 Buch- 
stabe a Satz 2, Buchstabe b, Nr. 55 (Anlage A 
Nr. 117, 118), Artikel II §§ 9, 18 Abs. 4 Nr. 2 
und Artikel III § 3 Abs. 1 Nr. 2 (hinsichtlich des 
§ 112), Nr. 3 am 1. September 1953; 

5. Artikel III § 4 Nr. 1 am 1. April 1957; 

6. Artikel I Nr. 4, 5 'Buchstabe b Satz 1 Halbsatz 2, 
Satz 2, Buchstabe c Satz 2, Nr. 10 Buchstabe a 
Satz 1 und Buchstabe b Satz 1 (in beiden Fällen 
jedoch der § 181 b ausgenommen), Nr, 25 a 
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7. Artikel I Nr. 3^ Buchstabe a Satz 2, Artikel II 
§ 18 Abs. h 2, 4 Nt, 1 und Artikel III § 3 
Satz 3 am 14. September 1957; 

8. Artikel II § 8 am 1. April 1958; 

9. Artikel I Nr, 34 Buchstabe c Satz 1 am 1. Januar 
I960; 

10. Artikel I Nr. 12 Buchstabe a, b, Nr. 28 Buch- 
stabe a Satz 2, Nr. 30 und Artikel II § 1 1 Abs. 2 
am 1, Dezember 1960; 


11. Artikel I Nr. 1, 3, 5 Buchstaben a, c Satz 1, Buch- 
stabe d, Nr. 6 bis 9 Buchstabe a Satz 1, 3, 
Buchstabe b, Nr. 10 Satz 3, Nr. 12 Buchstaben c, 
d, Nr. 13 bis 24, Nr. 26 bis 28 Buchstabe a 
Satz 1, Buchstaben b, c, d Satz 1, 2, Nr. 29 Buch- 
staben b, c, Nr. 32 bis 34 Buchstabe a Satz 1, 
Buchstaben b, c Satz 2, 3, Nr. 35, 36, 39 bis 45, 

48 Buchstaben a, c, Nr. 50, 52 bis 54, Artikel II 

§§ 1 bis 7, 10, 11 Abs. 1, § 17 und Artikel III 

§§ 2, 3 Satz 1 Nr. 1, § 4 Nr. 2, 3, §§ 5, 6 am 

1. Januar 1961 ; 


12. die übrigen Vorschriften der Artikel 1, II und 
die Artikel IV und V am Tage nach der Ver- 
kündung dieses Gesetzes. 

(2) Zahlungen auf Grund der durch Artikel I 
und II vorgenommenen Änderung oder Einfügung 
von Vorschriften in das in Artikel I bezeichnete 
Gesetz werden nur auf Antrag gewährt, und zwar 
vom Ersten des Monats ab, in dem der Antrag ge- 
stellt worden ist. Anträge, die bis zum 30. Juni 1961 
gestellt werden, gelten als zu dem Zeitpunkt ge- 
stellt, von dem an auf Grund der ändernden oder 
eingefügten Vorschrift Zahlungen geleistet werden 
dürfen. Eines Antrages bedarf es nicht, wenn der 
Berechtigte nach den bisher geltenden Vorschriften 
Zahlungen erhält, es sei denn, daß es sich bei den 
in diesem Gesetz vorgesehenen verbesserten Lei- 
stungen um solche auf Grund von Kannvorschriften 
handelt. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Satz 2, Nr. 28 Buchstabe b Satz 3 (jedoch der 
§ 181 b ausgenommen), Buchstabe d Satz 4, 
Nr. 31 Budistabe c Satz 1, 2, Nr. 46 Buchstabe b, 
Artikel II § 6 Abs. 1, § 8 Abs. 1, § 19 und Ar- 
tikel III § 3 Abs. 1 Nr. 2 (hinsiditlicb des 
§ 181 a), Abs. 2 Satz 2 am 1. September 1957; 

7. Artikel I Nr. 34 Buchstabe a Satz 2, Artikel II 
§ 18 Abs. 4 Nr. 1 und Artikel III § 3 Abs. 2 
Satz 3 am 14. September 1957; 

8. Artikel II § 8 Abs. 2 am 1. April 1958; 

9. unverändert 


10. Artikel I Nr. 12 Buchstabe a, b, Nr. 28 Buch- 
stabe a Satz 2, Nr. 29 Budistabe b (hinsiditlicb 
der Ersetzung des § 71 e), Nr. 30 Budistabe a, 
Nr. 32 Satz 2 und Artikel II § 11 Abs. 2 am 

1. September 1961; 

11. Artikel I Nr. 1, 3 Satz 1, Nr. 5 Buchstabe a, b 

Satz 1 Halbsatz 1, Buchstabe c Satz 1, Buch- 
stabe d, Nr. 6 bis 10 Buchstabe a Satz 1 (hin- 
sicbtlidi des § 181 b), 2, 3, Budistabe b Satz 1 
(hinsiditlicb des § 181 b), 2, Nr. 10 a, 12 Buch- 
stabe c, d, Nr. 13 bis 24 b, Nr. 25 a Satz 1, Nr. 26 
bis 28 Buchstabe a Satz 1, 3, Buchstabe b Satz 1, 

2, 3 (hinsichtlich des § 181 b), Buchstabe c, d 
Satz 1 bis 3, 5, Buchstabe e, g, Nr. 29 Buchstabe a, 
b (ausgenommen die Ersetzung des § 71 e), 
Nr. 31 Budistabe a, b, c Satz 3, Nr. 32 Satz 1, 
Nr. 33 Budistabe a, b, Nr. 34 Buchstabe a Satz 1, 
Buchstabe b, c Satz 2, 3, Nr. 35 Buchstabe a 
Satz 1, 3r Budistabe b, Nr. 36, 37 Buchstabe a 
Satz 1, 3, Budistabe c, Nr. 38 a bis 45, 48 Buch- 
stabe b, d, Nr. 50, 52, 53, 54, Artikel II §§ 1 
bis 5, 6 Abs. 2, §§ 7, 10, 11 Abs. 1, §§ 17, 18 
Abs. 1, § 20 und Artikel III §§ 2, 3 Abs. 1 Nr. 1, 
2 (ausgenommen die §§ 112, 181 a), § 4 Nr. 2, 3, 
§§ 5, 6 am 1. Oktober 1961." 

12. unverändert 


(2) Zahlungen auf Grund der durch Artikel I 
und II vorgenommenen Änderung oder Einfügung 
von Vorschriften in das in Artikel I bezeichnete 
Gesetz werden nur auf Antrag gewährt, und zwar 
vom Ersten des Monats ab, in dem der Antrag ge- 
stellt worden ist. Anträge, die bis zum 31. März 1962 
gestellt werden, gelten als zu dem Zeitpunkt ge- 
stellt, von dem an auf Grund der ändernden oder 
eingefügten Vorschrift Zahlungen geleistet werden 
dürfen. Eines Antrages bedarf es nicht, wenn der 
Berechtigte nach den bisher geltenden Vorschriften 
Zahlungen erhält, es sei denn, daß es sich bei den 
in diesem Gesetz vorgesehenen verbesserten Lei- 
stungen um solche auf Grund von Kannvorschriften 
handelt. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grund- 
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gesetzes fallenden Personen in der bisher geltenden 
Fassung unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch dieses Gesetz bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlautes zu beseitigen, wo- 
bei jeweils das Wort „Bundesgebiet(es)" durch die 
Worte „Geltungsbereidi(es) dieses Gesetzes", in 
§ 84 jedoch durch die Worte „sonstigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes" zu ersetzen ist. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

gesetzes fallenden Personen in der bisher geltenden 
Fassung unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch dieses Gesetz, das Gesetz über Zuständig- 
keiten auf dem Gebiet des Rechts des öffentlichen 
Dienstes vom 20. August 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 705) und das Sechste Gesetz zur Änderung des 
Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige des 

öffentlichen Dienstes vom 1961 (Bun- 

desgesetzbl. I S. . . .) bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen, wo- 
bei jeweils das Wort „Bundesgebiet(es)" durch die 
Worte „Geltungsbereich(es) dieses Gesetzes", in 
§ 84 jedoch durch die Worte „sonstigen Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes" zu ersetzen ist. 
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